


Josef Hesou n 

Herbert Pöttschacher 

SCHWARZ-WEISSBUCH 

D KUMENT ATION HAINBURG 

Wien, 1985 



Impressum: 

Medieninhaber, Herausgeber und Verleger: 
Dipl. Ing. Herbert Pöttschacher, 1060 Wien, Windmühlgasse 28. 

Für den Inhalt verantwortlich: 
Dipl. Ing. Herbert Pöttschacher, 1060 Wien, Windmühlgasse 28. 

Hersteller: 
Offsetdruck L. Konlechner, 3150 Wilhelmsburg, Traisenauer Straße 1. 

2 



l 

DOKUMENTATION HAINBURG 
NATIONALPARK DONAU,AUEN GmbH 
2304 Orth/Donau, Schlossplatz 1 
Telefon 02212 / 3450 Fax 17 
na tionalpa rk@do nauauen. at 

Inhaltsverzeichnis 

0. VORWORT ... 

1. VON DER BÜRGERINITIATIVE ZUR AUBESETZUNG 
1. 1 Die Sorgen der Anrainer . . . . ....... . 
1 . 2 Auf Konfrontationskurs . . . . . . . . . . . . . 
1. 3 
1. 4 

1. 5 

Die Emotionalisierung beginnt 
„Aktionsgemeinschaft bläst zum Sturm gegen 
das Kraftwerk Hainburg" 
Der Konrad-Lorenz-Kult 

1. 6 Die Vorbereitungen laufen an 
1. 7 Die Aubesetzung 

2. AM BEISPIEL HAINBURG: MEDIENPOLITIK & POLITIK 
DER MEDIEN . . . . . . . . . ..... . 

2. 1 Auf Sensationssuche . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
2. 2 Die „Hainburg-Kampagne" .............. . 
2. 3 „Die Schlacht um Hainburg" - Beispiel für eine 

Kriegsberichterstattung . . . . . . . . . . . . . . . . . 
2. 4 Die Motive . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

3. PRO & CONTRA HAINBURG - AUSSAGEN, MEINUNGEN 
UND STELLUNGNAHMEN 

3. 1 Die Kraftwerksstandorte . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
3. 2 Hainburg oder Wien ................ . 
3. 3 Die rechtlichen Verfahren ................. . 
3. 4 Die Aussagen von Parteien und Interessenvertretungen 

zu Hainburg ........................... . 
3. 5 Die politischen Aktivitäten während und nach 

der Aubesetzung 

4. ANHANG 
4. 1 Chronologische Darstellung 
4. 2 Meinungsumfragen - Hainburg ................. . 

5 

7 
7 

11 
14 

17 
19 
21 
25 

31 
31 
32 

39 
43 

45 
45 
52 
57 

65 

77 

84 
84 
86 

3 



O. VORWORT 

Die Ereignisse um das Donaukraftwerk Hainburg 
stehen noch immer im Mittelpunkt der 
politischen Diskussion. Gerade die tiefe 
Betroffenheit auf Seiten der 
Kraftwerksbefürworter zeigt, daß es notwendig 
ist, jene Ursachen und Bedingungen offen 
darzulegen, die zu dieser Situation führen 
konnten. 

Eine chronologische Betrachtungsweise soll 
mittels Zeitungsausschnitten und 
Medienberichterstattung erfolgen; dabei kann 
nachvollzogen werden, wie die Diskussion über 
das Kraftwerksprojekt geführt wurde, nämlich 
durch voreilige Schlußfolgerungen, unsachlich 
und gefühlsbetont. 

Für viele ist es bis heute unklar, wie aus Sorgen 
von Anrainern um einen kleinen Teil ihres 
Lebensraumes, ihrer Umwelt, eine gegen 
bestehendes Recht gerichtete Massenbewegung 
werden konnte. Wie Personen und Institutionen 
einen Konfrontationskurs einleiteten, wie gering 
die Bereitschaft zum Dialog war und welche 
Organisationen aus welchem Interesse auch 
immer sich beteiligten, soll anhand von Zitaten 
dokumentiert werden. 

Daß dieser Konflikt eskalieren konnte, ist 
weitgehend den Medien zuzuschreiben. Gerade 
die Voreingenommenheit und die Vorurteile 
waren Ursache eines irrationalen Verhältnisses 
zu Wirtschafts-, Sach- und Umweltfragen. 

Josef Hesoun 
Abgeordneter zum Nationalrat, 

Präsident der NÖ. Arbeiterkammer 

Das „Machen" von „positiven" Leitfiguren, die 
Diffamierung von Personen und Berufsgruppen 
wie auch die bewußte Emotionalisierung 
kennzeichneten die Informationspolitik einiger 
Tageszeitungen. 

Gerade im Spiegel der Pressemeldungen läßt 
sich die Vielzahl von diametralen Aussagen 
aufzeigen. Diese Widersprüchlichkeit bezieht 
sich auch auf Aussagen von Politikern und deren 
Haltung pro und contra das Projekt. 

Da viele Argumente nach dem Prinzip „ wer 
lauter und öfter schreit, der bekommt recht" in 
der Öffentlichkeit dargestellt wurden, ist es 
sinnvoll, auch die Widersprüchlichkeit von 
wissenschaftlichen Aussagen aufzuzeigen. 

Diese Broschüre soll keine Argumentationshilfe 
für den Kraftwerksbau sein. Sie soll das 
Verstehen um die Ereignisse in Hainburg 
erleichtern. Sie soll den Denkprozeß, den 
Bundeskanzler Dr. Sinowatz anregte, 
unterstützen und fördern. Es soll niemand an 
den Pranger gestellt werden. Es soll sich aber 
der Leser anhand der Zitate und Aussagen eine 
Meinung über Personen und Institutionen bilden 
können. Er soll sich vor allem eine kritische 
Distanz zu jenen erhalten, die für ihre 
parteipolitischen Ambitionen die Eskalation um 
das Kraftwerk Hainburg brauchten. 

Ding. Herbert Pöttschacher 
Leiter der Abteilung 

Volkswirtschaft der NÖ. Arbeiterkammer 
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" 
Die Ökologie droht zur Ideologie zu werden." 

P. M. Lingens 

1. VON DER BÜRGERINITIATIVE 
:ZUR AUBESET:ZUNG 

1.1 Die Sorgen der Anrainer 

Im Jahre 1980 trat eine „Bürgerinitiative der 
Bewohner Hainburgs, Bad Deutsch-Altenburgs 
und der betroffenen Marchfeldgemeinden" an 
die Öffentlichkeit. Aus heutiger Sicht ist die 
Grundsatzerklärung 1) von besonderem 
Interesse, weil zum Beispiel zu Beginn 
festgehalten wurde: 

„ Wir, die Bürgerinitiative, stehen der Gewinnung 
von elektrischer Energie aus Wasserkraft 
grundsätzlich positiv gegenüber." 

Die Ablehnung richtete sich anfangs gegen 
einen Projektentwurf unbekannten Ursprungs, 
denn das tatsächliche Projekt wurde letztlich 
erst drei Jahre später - nämlich am 17. Mai 
1983 - beim Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft eingereicht. 

Die Kritik der Bürgerinitiative war also auf eine 
Kraftwerksvariante gerichtet, die nie offiziell 
oder auch inoffiziell vorgestellt wurde, da die 
geologischen und hydrologischen 
Untersuchungen der DOKW zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen waren. 

1) Grundsatzerklärung der Bürgerinitiative gegen den Kraftwerksbau bei 
Hainburg, für den Kraftwerksbau oberhalb von Bad Deutsch-Altenburg. 

2) Kurier vom 30. September 1981. 

Die Sorgen der Anrainer 

Die Bürgerinitiative hat aus nachstehenden 
Gründen eine Kraftwerksvariante oberhalb von 
Bad Deutsch-Altenburg vorgeschlagen, einen 
Standort, der in der Folge noch heftige 
Widersprüche hervorrufen sollte. 

Die Forderung der Bürgerinitiative war, ,,daß 
nur eine - auf die besondere historische, 
ökologische, land-, forst- und 
fremdenverkehrswirtschaftliche Struktur dieses 
Raumes - abgstimmte Variante verwirklicht 
werden sollte". 

Bereits im September 1980 unterstützten 
30.0002

) die Resolution zur Umplanung eines 
Kraftwerksprojektes und zur Errichtung eines 
Naturparks im Bereich Donau-March-Auen. 

Im Rahmen eines Seminars „Donaulandschaft 
und Kraftwerksbau im Raum Wien" am 
30. Jänner 1981 an der Universität für 
Bodenkultur wurde aus wissenschaftlicher 
Sicht festgestellt, daß „die Notwendigkeit eines 
konstruktiven Dialoges zwischen Technikern und 
Umweltschützern anerkannt wird, dessen Praxis 
schwierig zu sein scheint. "3> 

Die Veranstalter stellten resümierend fest:,, Wir 
hatten aber vorher offensichtlich zu 
optimistische Vorstellungen von Schwierigkeiten, 
die Botaniker, Limnologen, Zoologen haben, ihr 
Wissen um unbedingt erhaltenswerte Faktoren 
eines Ökosystems in konkrete Vorschläge an 
einen planenden Ingenieur umzusetzen." 

3) BOKU-Blätter, Zeitschrift der ÖH, 
Universität für Bodenkultur, Wien, 
Nr. 3/4, Juni 1981. 
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Entschieden wurde auch von 
Wasserbautechnikern 4

) darauf hingewiesen, 
daß bei Errichtung einer Kraftwerkskette allein 
aus wasserbaulichen Gründen auf das erste 
Laufkraftwerk weitere folgen müssen; und 
weiters „ würden keine weiteren Eingriffe an der 
Donau unterhalb von Wien vorgenommen 
werden, die Annahme des Unterbleibens eines 
Kraftwerkbaues also, so würde sich dieser 
Lebensraum mehr und mehr von jenem Zustand 
entfernen, aufgrund dessen er für uns wertvoll, 
erhaltenswert und lebenswichtig ist". 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, 
,,nahezu alle Referenten (wie z. 8. Prof. 
Wendelberger, Ding. H. Margl, Prof. Löffler, Prof. 
Festetics, Hofrat Czwiertina u.a.m.) bekannten 
sich zur Errichtung von Wasserkraftwerken, 
forderten jedoch eine größere Rücksichtnahme 
auf die Bedürfnisse der Au". 5) 

Im Mai 1981 wurde von Seiten der 
Bürgerbewegung erstmals die Einleitung eines 
Volksbegehrens gegen die Zerstörung der 
Donau-March-Auen überlegt. 5) 

Noch im Jahre 19827
) stellte der Leiter des 

Institutes für Umweltwissenschaften und 
Naturschutz, Dozent Bernd Lötsch, zum 
Absinken des Grundwasserspiegels im 
Marchfeld und zur natürlichen Vertiefung der 
Stromsohle fest: ,,Der Prozeß geht weiter und 
gefährdet nicht nur die Weizensteppe des 
Marchfeldes, sondern die Auen selbst." 

4) Redl, G., Überlegungen zum Donaukraftwerk 
östlich von Wien, 1980, 
BOKU.Blätter, Nr.3/4, Juni 1981. 

5) AZ vom 5. Februar 1981. 
6) Kurier vom 7. Mai 1981. 
7) Extrablatt Nr. 5, Mai 1982. 

Die Sorgen der Anrainer 

1982 wurde eine Broschüre „Darum geht's" an 
jeden Haushalt versandt; Hauptziel der 
Bürgerinitiative war noch immer die 
Verhinderung des Standortes Hainburg. 

Eine Studie von der Planungsgemeinschaft 
Ost in Auftrag gegeben, stellte neben 
Hainburg und Bad Deutsch-Altenburg einen 
weiteren Standort, nämlich Petronell, zur 
Diskussion. 5) Präzisiert wurde dieser 
Vorschlag durch niederösterreichische 
Naturschützer, das Kraftwerk soll im Bereich 
der sogenannten „Schwalbeninsel" errichtet 
werden. 9

) 

Die Gegner des Donaukraftwerkes Hainburg 
traten im Februar des Jahres 1983 verstärkt 
an die Öffentlichkeit. 10

) 

„Jetzt formiert sich im Marchfeld eine 
Bürgerinitiative, Ihre Forderung: Wien soll das 
letzte Glied der Kraftwerkskette an der Donau 
sein. Das Projekt Hainburg sei überflüssig und 
ökologisch nicht vertretbar." 

Weiters wurde der Grundstein für eine künftige 
Kooperation der beiden Bürgerinitiativen 
Hainburg und Marchfeld gelegt. 

Am 28. April 1983 stellte der Direktor der 
DOKW, Kobilka, zum Kraftwerk Hainburg fest, 
daß aufgrund umfangreicher geologischer und 
hydrologischer Untersuchungen der Standort 
Hainburg der günstigste ist. 11

) 

8) Kurier vom 5. November 1982. 
9) Kronen-Zeitung vom 30. November 1982. 

10) Kurier vom 23. Februar 1983. 
11) Pressekonferenz der DOKW vom 28. April 1983. 
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1.2 Auf Konfrontationskurs 

Im Mai 1983 unterstützte der World Wild Life 
Fund die Bürgerinitiative und damit zeichnete 
sich eine härtere Argumentationslinie ab. 
Dozent Bernd Lötsch stellte zum Kraftwerk 
Hainburg fest: ,,Die Umweltverbände lehnen alle 
Großkraftwerke ab, weil der Stromverbrauch 
stagniert" und weitere „Diskussionen um den 
Standort des Kraftwerkes seien sinnlos, da keine 
Variante die Erhaltung der Auen 
gewährleistet. " 12l 

Wie widersprüchlich die Aussagen über die 
möglichen Nutzungskompromisse zwischen 
Kraftwerk und Nationalpark dargestellt 
wurden, kann auch am Beispiel eines der 
schärfsten Kraftwerksgegner, nämlich Hofrat 
Czwiertnia, gezeigt werden, der noch 1982 im 
Nö. Naturschutzbericht festgestellt hat: 
„In den Donau-March-Thaya-Auen soll ein 
Nationalpark entstehen, was nicht allzu 
schwierig sein kann, zumal allen 
Nutzungsansprüchen einschließ/ich des 
Kraftwerksbaues grundsätzlich Rechnung 
getragen werden kann." 

Die Österreichische Ärztekammer schloß sich 
den Gegnern des Kraftwerkes Hainburg an. 13

) 

Erstmals wurde in dieser Stellungnahme auf 
eine Bedrohung der Trinkwasserversorgung 
hingewiesen, die zu einem Hauptpunkt der 
Emotionalisierung des Kraftwerksbaues wurde. 

Am 19. Mai 1983 stellte die DOKW den Antrag 
bei der Obersten Wasserrechtsbehörde im 
Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, das Kraftwerk Hainburg zum 
bevorzugten Wasserbau zu erklären. 

12) Kronen-Zeitung vom 15. Mai 1983. 
13) APA-Meldung vom 15. Mai 1983. 
14) Ring Nö. Zeitungen, Rundschau für die 

Bezirke Schwechat, Bruck, Hainburg, 
vom 8. Juni 1983. 

Auf Konfrontationskurs 

In der Regierungserklärung vom 31. Mai 1983 
wurde zum Kraftwerk Hainburg festgestellt: 

„Der Ausbau der Wasserkräfte, die wichtigste 
Basis unserer Stromversorgung, wird unter 
Wahrung des Natur- und Umweltschutzes 
weitergeführt werden. Unter Beachtung dieses 
Grundsatzes soll auch der Ausbau der Donau 
durch Inangriffnahme des Kraftwerkes im Raume 
von Hainburg fortgesetzt werden." · 

Nachdem die vereinten Bürgerinitiativen 
nunmehr jeden Kraftwerksstandort ablehnten, 
wurde zu der weiteren Vorgangsweise 
festgestellt: ,,Die Erfahrungen bei Dürnrohr 
haben gezeigt, daß eine Initiative nur dann 
erfolgreich sein kann, wenn sie möglichst viele 
Kräfte - auch unterschiedlicher Art -
einbezieht. " 14l 

„Angesichts dieser Situation haben sich jetzt 
alle Bürgerinitiativen in einer Krisensitzung zu 
einem gemeinsamen Vorgehen in Sachen 
Staustufe Hainburg entschlossen. " 15

) 

Im Zuge des niederösterreichischen 
Wahlkampfes nahmen die „Grünparteien" -
VGÖ und AL - zu Hainburg Stellung. ,,So treten 
die Grünen überhaupt gegen jeden weiteren 
Ausbau der Wasserkraft an der Donau ein, 
während die Alternativen sich zu einem 
bedingten 'Ja' zur Staustufe Hainburg 
durchringen können" unter Bedingung der 
energiewirtschaftlichen Notwendigkeit und der 
Parteienstellung für Bürgerinitiativen. 16

) 

Einen Monat später nannte auch die 
Alternative Liste die Verhinderung des 
Kraftwerkes Hainburg als einen Schwerpunkt 
für die Nö. Landtagswahl. 17

l 

15) Kurier vom 15. Juni 1983. 
16) Wochenpresse Nr. 28, vom 12. Juli 1983. 
17) AZ vom 9. August 1983. 
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Den Kraftwerksgegnern schloß sich die 
österreichische Frauenbewegung der ÖVP 
an.18) 

In einer Stellungnahme des „ World Wild Ute 
Fund - rettet die Au" (WWF) wurde postuliert, 
daß es keinen Kompromiß bezüglich eines 
Kraftwerksstandortes geben kann. ,,Es wäre 
besser, zuerst weniger Energie zu verschwenden 
und das Kraftwerk vorerst nicht zu bauen. Wenn 
man es in 20 Jahren immer noch braucht, dann 
kann man wieder darüber reden." Nachsatz: 
„Dann braucht man es sicher nicht. " 19l 

Ähnlich argumentierte Dozent Bernd Lötsch, 
wenn er meinte, ,,Ich biete einen Kompromiß an: 
Reden wir in 30 Jahren wieder darüber, damit 
wir unseren Enkeln auch noch etwas zum 
Verbauen lassen. " 20l 

Die Vereinten Grünen Österreichs nahmen die 
Diskussion über das Donaukraftwerk Hainburg 
zum Anlaß, durch eine Boots-Sternfahrt im 
niederösterreichischen Landtagskampf aktiv zu 
werden. Gezielte Falschmeldungen, wie z. B. 
„bereits im August (1983) sollen die 
Schlägerungen einsetzen!" und Drohungen „ Wir 
sind auch bereit, zu schärferen Maßnahmen 
(Anketten an Bäume etc.) zu greifen", zeigten 
bereits damals die geringe Bereitschaft zum 
Dialog. 21 l 

Am 2. August 1983 fand ein Sondergipfel, 
veranstaltet von den „ Vereinigten Initiativen zur 
Rettung der Doanu-March-Auen" zum Thema 
„Kraftwerksbau bei Hainburg" statt. Dabei 
wurde ein Memorandum verabschiedet, in dem 

18) Wiener Zeitung vom 14. Juli 1983. 
19) Kurier vom 30. Juli 1983. 
20) Profil Nr. 31 vom 1. August 1983. 
21) Flugblatt der „Vereinten Grünen Österreichs". 

Auf Konfrontationskurs 

sich die härtere Argumentationslinie fortsetzte, 
die von folgenden Schlußfolgerungen ausging: 

- Aus energiewirtschaftlicher Sicht wird das 
Kraftwerk Hainburg weder jetzt noch in 
naher Zukunft gebraucht. 

- Wegen der äußerst schlechten 
Marktsituation für Stromexporte könnte das 
Kraftwerk Hainburg in absehbarer Zeit nicht 
rentabel arbeiten. 22l 

Im Gegensatz dazu stellte die Österreichische 
Bundesregierung im Energiekonzept 1984 fest: 
„Elektrische Energie stellt durch ihre 
weitgehend verlustfreien 
Umwandlungsmöglichkeiten den wertvollsten 
Energieträger dar und ist in vielen Bereichen 
nicht substituierbar. Die künftige Entwicklung 
der Nachfrage wird auch weiterhin die 
Bereitstellung zusätzlicher 
Erzeugungskapazitäten bedingen." 

Zur Eintiefung des Strombettes der Donau 
wurde festgestellt, daß diese Fragen von 
mittel- bis langfristiger Bedeutung sind. Die 
Tatsache der Eintiefung wurde nicht bestritten, 
aber als Problem verniedlicht. Interessant ist 
dabei, daß die Vereinigten Initiativen im 
Rahmen von Gutachtervorschlägen für das 
Fachgebiet „Strombau - Schiffahrt" Professor 
Kresser von der TU-Wien nannten, jenen 
Gutachter, der von Bundesminister Haiden 
1984 mit der Untersuchung über die 
Eintiefunstendenz der Donau beauftragt wurde, 
und dessen Ergebnisse danach von den 
Kraftwerksgegnern angezweifelt wurden. 23l 

22) Memorandum anläßlich des Sondergipfels zum 
Thema „Kraftwerksbau bei Hainburg" am 2. August 1983. 

23) Vorschläge für Gutachten, Juli 1983. 
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1.3 Die Emotionalisierung beginnt 

Anfang September i 983 meldete sich 
erstmals der Nobelpreisträger Professor 
Konrad Lorenz zu Wort, mit der Feststellung 
„Er werde die Aulandschaft wie ein Löwe 
verteidigen"24l und danach visionär „Ich sehe in 
der trockengelegten Au schon Fabriken aus dem 
Boden wachsen und Schlote rauchen". Damit 
wird die Kampagne emotionalisiert und geht 
einem neuen Höhepunkt entgegen. 

Noch wenige Jahre vorher meinte Professor 
Konrad Lorenz im Vorwort zum Buch „Grüne 
Wildnis am großen Strom": ,,Der Weiterbestand 
der Au wird nicht zuletzt davon abhängen, ob es 
möglich sein wird, sie vom Rückstauraum der 
Kraftwerke aus regelmäßig zu überfluten, damit 
ihre wichtigste ökologische Voraussetzung 
erhalten bleibt. " 
In Fischamend haben zwei Studenten eine 
Protestbewegung ins Leben gerufen und sich 
den „ Vereinigten Bürgerinitiativen" 
angeschlossen. 25l 

o" steht a\s bange 
d sterben- man detn 

,, 1(cfet t,.uwal Buches. -W ~nn j_.ebens­
,,, .. u -ende des uf d,eses . s al-
frage am t,.usver\<a bietet, ,st e 
beden\<en\ose\a\d Einhalt ge wie lanl',e es 

nicht b usehen, nd nut 
rau':'es unschwer "'. 'Let 1,erstört i~t u b\eibt. 
\erd1ngs wird, b,s an ,hn t 

h dauern . -e,tinnerung. d icht 1,u\el.7: 
n?c wehrnut,ge er t,.u w,r n. -wird, s,e 
e,ne ,Weiterbestand des möglich seine aus re­
pet abhängen, ob der 1<,raftwet\< 'chtigste 
davonR(ic\<staurautn damit ihte w, bleibt, 
vorn "betfluten, erha\ten 
gelrnäß\g t,Ue u V orausset2ung 
ö\<o\ogisch . 

Eine Reihe von Diskussionsveranstaltungen 
zum Thema Hainburg lief beinahe nach 
folgendem Muster ab. Die eine Seite bemühte 
sich, ihre Sachargumente verständlich 
darzulegen, ,,die Kraftwerksgegner" - so der 
„Kurier" - ,,könnten nicht mit Informationen 

24) Wiener Zeitung vom 6. September 1983. 
25) Kronen-Zeitung vom 14. September 1983. 
26) Kurier vom 21. September 1983. 

dienen. Sie ließen entweder überhaupt nur 
ihren Emotionen freien Lauf oder operierten 
mit geradezu haarsträubend falschen 
Argumenten und nachweislich unrichtigem 
Zahlenmaterial. " 25l 

Wie schwer der Dialog zu führen war, zeigte 
sich vor allem darin, daß, obwohl im 
September i 983 noch eine Reihe von 
Gutachten nicht fertiggestellt war, die 
Wortführer der Gegner, wie z. 8. Dr. Peter 
Weish, ihre Kompromißlosigkeit unter Beweis 
stellten. ,, Wir haben das Für und Wider lange 
abgewogen. Es geht hier um ein Kraftwerk, das 
nicht notwendig ist. " 27) 

Eine neue Argumentationslinie der 
Kraftwerksgegner betraf die rechtliche Seite 
des Kraftwerksprojektes. In einer Resolution 
an den niederösterreichischen 
Landeshauptmann Siegfried Ludwig wurde ein 
Rechtsbruch unterstellt. Dieser Meinung 
schlossen sich folgende Organisationen an, 
die sich in einer Aktionsgemeinschaft gegen 
das Kraftwerk Hainburg zusammengefunden 
haben.28J k Hainburg 

-- . l(!aftwer . -" 
Lorenz gege_n - . . Löwe verteidigen 

. . u\andschatt „wie eU\ . der . . 
E,1" will die A . ~n der Tota\ausVerkauf: .,lch se 

die Aulandscha{t!fne „wild· N schon ra1;1· 
Er wettle · Hainburg gegen 1 dustri.e" !ensc die 
-,,,T\au~~~~ und wertbUnde ias kün· hen." an \1d!~g~enrnen, denn 

· };we :~t~~t;~r . ~f;· ~~~; Natuf n\cJ1~re . ~eser dP~,A_b'r>" ' 

-.rn_,: .: _Ud\He F~l~~ :~ns .. .t,:.?.U, 

27) Kronen-Zeitung vom 21. September 1983. 
28) Resolution an Landeshauptmann Siegfried Ludwig, 

17. November 1983. 
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österreichische Gesellschaft für Natur- und 
Umweltschutz 
Österreichischer Naturschutzbund (alle 
Landesgruppen) 
World Wild Life Fund Österreich, Schweiz, 
Deutschland, International Union for the 
Conservation of Nature 
Bürgerinitiative Hainburg 
Bürgerinitiative Marchfeld zur Rettung der 
Auen 
Bürgerinitiative AU-WEH Fischamend 
Bürgerinitiative Kamptal 
Österreichische Hochschülerschaft 
Global 2000 
Greenpeace 
Österreichischer Kunstsenat 
Alpenverein, Sektion Niederösterreich 
Österreichische Naturschutzjugend (alle 
Landesgruppen) 
Friends of the Earth 
Institut für Energie- und Umweltforschung 
Initiative Österreichischer 
Atomkraftwerksgegner 
Wiener Organisation gegen Atomkraftwerke 
Arbeitsgemeinschaft Besser Leben 
Zoologisch-Botanische Gesellschaft 
29) Kronen-Zeitung vom 30. November 1983. 
30) APA-Meldung, 9. Dezember 1983. 
31) APA-Meldung, 11. Dezember 1983. 

„ Wir müssen mit aller demokratischer Gewalt 
verhindern, daß dieses Kraftwerk gebaut wird!", 
stellte DDr. Günther Nenning im Rahmen einer 
Ausstellungseröffnung an der Universität Wien 
fest. 29) 

Zu einer Internationalisierung des Konfliktes 
trug der Besuch des Schweizer Millionärs und 
Naturschützers Franz Weber bei. Auf 
Einladung der Aktionsgemeinschaft sowie auf 
einen „Hilferuf von Dozent Bernd Lötsch" 
kündigte der Schweizer eine internationale 
Großoffensive an, 3o) ,, wobei ihn der Widerstand 
der Bevölkerung in der Region optimistisch 
gestimmt habe. "31 l 

Die Skala der Kraftwerksgegner wurde im 
Dezember 1983 um einige Facetten reicher. 
Der Präsident des Österreichischen 
Kunstsenates, Professor Roland Rainer, einer 
der Wiener Stadtplaner der Sechzigerjahre 
und tatkräftiger Unterstützer der Idee der 
Satellitenstädte, stellte die kulturelle 
Verantwortung in Frage, 32

) Professor Bernhard 
Raschauer wiederum die Rechtsmäßigkeit der 
erforderlichen Bescheide33

) und die 
Naturfreunde den Nachweis für die 
energiewirtschaftliche Notwendigkeit.34

) 

32) APA-Meldung, 13. Dezember 1983. •u\l ,e, 
33) APA-Meldung, 15 Dezember 1983. -ner oe01 

34) APA-Meldung, 19. Dezember 1983 d 7.a\1 V' ei c 
. es un 

robbenbabl. \1 wi.en• 
cter t nac 

retter 1,t 1<omm 
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tran i_ete in 
naturgeb 
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Am 22. Dezember 1983 erklärte 
Bundesminister Günther Haiden das Kraftwerk 
Hainburg zum bevorzugten Wasserbau. 

Diese Entscheidung zog unterschiedliche 
Reaktionen nach sich. 

Die Aktionsgemeinschaft, die nach eigenen 
Angaben 35

) von ca. 20 Organisationen -
darunter die Österreichische Gesellschaft für 
Natur- und Umweltschutz (ÖGNU), der unter 
anderem ÖAMTC und ARBÖ angehören -
unterstützt wird, zeigte sich von der 
Entscheidung enttäuscht, viele andere 
Organisationen und Interessenvertretungen 
begüßten die Entscheidung. 

Nach Erklärung zum bevorzugten Wasserbau 
wurde die Planungsgemeinschaft Ost, der die 
Bundesländer Wien, Niederösterreich und 
Burgenland angehören, aktiv bei der 
Standortsuche. So wurde als Alternativprojekt 
die Variante „Röthelstein" in die Diskussion 
geworfen. Mit wenig Erfolg, denn nach 
Meinung der „ Vereinten Grünen Österreichs" 
schädige diese Variante ebenfalls die 
Donauauen und zum zweiten gäbe es 
angesichts der Stromüberproduktion in 
Österreich bis auf weiteres keinen Bedarf an 
neuen Kraftwerken. <l5) 

35) APA-Meldung, 29. Jänner 1984. 
36) APA-Meldung, 29. Jänner 1984. 

- ,., --
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,,Aktionsgemeinschaft bläst zum Sturm gegen das Kraftwerk Hainburg" 

1.4 „Aktionsgemeinschaft bläst zum Sturm 
gegen das Kraftwerk Hainburg" 

Unter diesem Titel sind die Kraftwerksgegner 
„nun zum Großangriff gegen den Bau 
angetreten". In einem Rechtsgutachten im 
Auftrag der Österreichischen Gesellschaft für 
Natur- und Umweltschutz, deren Präsident der 
heutige Unterrichtsminister Dr. Herbert Moritz 
war, forderten die Juristen Pernthaler und 
Weber jene Personen - die Parteienstellung 
besitzen - zu Amtshaftungen, 
Entschädigungsklagen und Strafanzeigen 
auf.37) 

Eine Informationsbroschüre „Das Projekt 
Donaukraftwerk Hainburg" wurde von der 
Aktionsgemeinschaft gegen das Kraftwerk an 
Interessierte verteilt; finanziert - oder genauer 
- gefördert wurde diese Publikation ebenfalls 
von der Österreichischen Gesellschaft für 
Natur- und Umweltschutz.38

) 

Neben der Ausschöpfung der rechtlichen 
Möglichkeiten wurde aber auch versucht, die 
im Naturschutzverfahren befaßten Behörden zu 
beeinflussen; so eine Anzeige des in Auftrag 
des WWF handelnden Rechtsanwaltes Dr. 
Rudolf Gürtler „gegen unbekannte Täter wegen 
Verdachtes der Gefährdung der körperlichen 
Sicherheit, der Täuschung, des Betruges, der 
Fälschung eines Beweismittels, des Mißbrauches 
der Amtsgewalt ... "39l 

37) APA-Meldung, 31. Jänner 1984. 
38) Das Projekt „Donaukraftwerk Hainburg", 

Wien, Februar 1984. 
39) Nö. Landeskorrespondenz, 7. Februar 1984. 
40) APA-Meldung, 21. März 1984. 

Die internationalisierung des Konfliktes wurde 
bewußt weiter vorangetrieben. Der Deutsche 
Naturschutzring appellierte an seine 
Landesleute, ,,Österreich als Urlaubsland zu 
boykottieren, falls die Betonier- und 
Energiemafia wirklich die letzte Aulandschaft 
Europas vernichten sollte". 40

) Gleichzeitig 
protestierte der Schweizer Umweltschützer 
Franz Weber im Namen der 
Aktionsgemeinschaft gegen das Kraftwerk 
Hainburg beim Europarat in Straßburg.41

) 

apa ü9b-ch 

chronik / umwelt 

deutsche naturschutzer drohen osterrelch mit touristenboykott 1 
utL.: bau von kraftv.erk hainburg soll verhindert werden = 

m u n c h e n, 21. 3. (apa) - die gegner des krattwerkbaus bei hain­

burg haben heute, mittwoch, massive schutzenhiLfe aus dem ausland 

erhalten. der deutsche naturschutzring (dnr) und der deutsche bund 

fur vogelschutz (obv) ti.1.ben in einel'l geflleinsa}'T}en aufruf in munchen 

.1n ihre tanosteute appelliert, osterr•elch ats urLaubsLand zu boykot­

:icr011, taLLt.i die l1etonier- und energiematia - so die deutschen 

na11.,r.scilu:.:er ,,.,c,r •• Liu1 - wirh L1Lt, oie letzte au Landschaft eurq,as 

Auch unverhohlene Drohungen wurden laut. 
So stellte lnge Rauscher von den „ Vereinten 
Grünen" fest, ,,sollte das Donaukraftwerk 
Hainburg entgegen den Willen von 150.000 
Unterzeichneten und noch mehr Sympathisanten 
doch gebaut werden, dann werde es zum 
Volksaufstand kommen". 42l 

Prinz Philip, der Präsident des WWF, stellte bei 
einem Besuch der Donauauen klar: ,,Die 
Lösung des Problems liegt in den Händen 
Österreichs"43l und weiters „ Wenn Hainburg 
kommt, schadet das Österreich". 44

) 

41) APA-Meldung, 22. März 1984. 
42) APA-Meldung, 29. März 1984. 
43) APA-Meldung, 3. Mai 1984. 
44) Kurier vom 4. Mai 1984. 
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1.5 Der Konrad-Lorenz-Kult 

Mit der Gründung eines überparteilichen 
Volksbegehrens für die Rettung der Donau­
Auen und gegen den Bau des Kraftwerkes 
starteten die Hainburg-Gegner eine neue 
Initiative. An der Spitze des Volksbegehrens 
steht ein Personenkomitee, dem prominente 
Wissenschaftler, Politiker, Künstler und 
Publizisten angehören. Der Nobelpreisträger 
Konrad Lorenz gab diesem Volksbegehren 
seinen Namen. 45

) 

Eine „Pressekonferenz der Tiere" war der 
Auftakt des Volksbegehrens, dessen 
Hauptforderungen „der Verzicht auf das 
Kraftwerk unterhalb Wiens, die Untersagung der 
Inbetriebnahme des Kernkraftwerkes 
Zwentendorf, die Einrichtung von Nationalparks 
in Österreich" waren. 46

) 

Diesem Komitee gehören an: Günther 
Nenning, Jörg Mauthe, Othmar Karas, Freda 
Meissner- Blau, Peter Turini u.v.a. 
Eine Reihe von Organisationen unterstützten 
dieses Volksbegehren, wie die 
Österreichische Hochschülerschaft nach 
mehrheitlichem Beschluß 47

), die freiheitliche 
Jugend der Steiermark, die „ Vereinten Grünen 
Österreichs", die Wiener ÖVP und die Junge 
Volkspartei 48

) sowie Alternative Liste 
Österreichs. 49

) 

Eine am 17. Mai 1984 von einem 
Aktionskomitee für den Kraftwerksbau 
Hainburg durchgeführte Kundgebung, an der 
50.000 Arbeitnehmer teilnahmen, löste eine 

45) Kronen-Zeitung vom 6. Mai 1984. 
46) Wiener Zeitung vom 8. Mai 1984. 
47) APA-Meldung, 15. Mai 1984. 
48) APA-Meldunng, 16. Mai 1984. 
49) APA-Meldung, 19. Mai 1984. 
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Vielfalt von Reaktionen aus; sie reichten von 
einem Gesprächsangebot der Vertreter des 
Konrad-Lorenz-Volksbegehrens50

) bis zu 
Abqualifizierungen durch 
Umweltorganisationen, wie z. B. dem 
Naturschutzbund, der meinte, ,,diese 
Demonstration bezahlter Macht habe kein neues 
Argument für den Bau des Kraftwerkes Hainburg 
gebracht. "51

) 

Wie sehr die Emotionalisierung im Mai 1984 
bereits fortgeschritten war, zeigte selbst eine 
Aussendung des gegen den Kraftwerksbau 
eingestellten Präsidiums der ÖGNU, in der der 
heutige Bundesminister Herbert Moritz die 
Gegner des Kraftwerkes aufrief, ,,den Konflikt 
zum Hainburg nicht in der Form eines 
Glaubenskrieges auszutragen. "52

) 

Bundespräsident Kirchschläger mahnte bei 
der Eröffnung des Donaukraftwerkes 
Greifenstein: ,, Wir freuen uns darüber, daß frei 
diskutiert werden kann. Hüten wir uns aber vor 
einem Religionskrieg und davor, nur mehr die 
Gefühle sprechen zu lassen. "53

) 

Wie sehr jedoch den Vertretern des Konrad­
Lorenz-Volksbegehrens eine Emotionalisierung 
am Herzen lag, zeigten die Veranstaltungen; 
so z. B. ein Hainburger Burgfest, dessen 
Höhepunkt der „Schwur von Hainburg" war, der 
auszugsweise wiedergegeben wird: ,, Wir 
werden nicht lockerlassen, bis die letzten Reste 
der Natur- und Kulturlandschaft gerettet sind. 
Wir wollen diesem Lande Hoffnung geben, 
anstelle grauer und fader Politik wollen wir 
lebendige, phantasievolle direkte Demokratie. "54

) 

50) APA-Meldung, 18. Mai 1984. 
51) APA-Meldung, 19. Mai 1984. 
52) APA-Meldung, 23. Mai 1984. 
53) APA-Meldung, 22. Mai 1984. 
54) APA-Meldung, 30. Mai 1984. 
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Der Konflikt um das Kraftwerk Hainburg 
weitete sich im Juni 1984 auf die 
Expertenebene aus. Einer der Amtsgutachter, 
Professor Otto Koenig, sah sich aufgrund 
seiner positiven Einstellung zum 
Kraftwerksbau heftigsten Angriffen ausgesetzt; 
„er wird mit Schmähbriefen überschüttet und mit 
anonymen Anrufen bedroht". 55

> 

Die Palette der Kraftwerksgegner wurde um 
eine Aktion „Künstler für die Auen" bereichert. 
Ihr „Nein" zum Kraftwerksbau wurde in 
Veranstaltungen, z. B. dem „Antibetonfest", bei 
dem eine Jugendgruppe „Antibeton" auftrat56

), 

einer breiten Öffentlichkeit nahegebracht. 

Im Juni 1984 wurden in einem WWF-Magazin 
bereits spätere Ereignisse vorweggenommen. 
Unter der Schlagzeile „Schlacht um Hainburg" 
wurde „Befriedigung über die zunehmende 
Opposition in allen Schichten der 
österreichischen Öffentlichkeit" festgestellt. 57

) 

55) Kurier vom 5. Juni 1984. 
56) Kronen-Zeitung vom 13. Juni 1984. 
57) APA-Meldung, 20. Juni 1984. 
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1.6 Die Vorbereitungen laufen an 

Am 23. Juni 1984 wurde die Ablehnung der 
naturschutzrechtlichen Bewilligung durch die 
Bezirkshauptmannschaften bekannt. Landesrat 
Dr. Ernest Brezovsky, der nun in zweiter 
Instanz zu entscheiden hatte, rückte in den 
Mittelpunkt der Kritik. 

Von Seiten des Konrad-Lorenz­
Volksbegehrens wurde der Vorwurf erhoben: 
„Es ist unerträglich, daß eine so wesentliche 
Entscheidung in die Hände eines einzelnen 
Politikers gelegt wird". 58

) Von DDr. Günther 
Nenning wurde die Forderung erhoben, daß 
der niederösterreichische Landtag in dem 
Verfahren eingeschaltet werden muß. ,,Was 
dieser konkret tun könnte, wußte Nenning 
allerdings auch nicht zu sagen. "59l 

Eine Initiative „Gewerkschafter gegen 
Hainburg" stellte den Vorrang einer 
ökologischen Orientierung in den Vordergrund, 
,,zu den Initiatoren des Konrad-Lorenz­
Volksbegehrens will die Initiative eine kritische 
Aktionseinheit herstellen". 60

) 

Unter der Schlagzeile „Deutscher 
Naturschutzbund beteiligt sich am Kampf um 
Donauauen" wurde im Juli 1984 gemeinsam 
mit dem WWF an „grenzüberschreitenden 
Strategien für den Auwaldschutz" gearbeitet.61

) 

Obwohl im Juli die Verfahren auf Bundes- und 
Landesebene für das Kraftwerk noch nicht 
abgeschlossen waren und damit keine 
Rodungsbewilligung erteilt worden war, 
wurden von Seiten der Verantwortlichen des 

58) APA-Meldung, 25. Juni 1984. 
59) APA-Meldung, 27. Juni 1984. 
60) APA-Meldung, 3. Juli 1984. 
61) APA-Meldung, 4. Juli 1984. 
62) APA-Meldung, 11. Juli 1984. 

Die Vorbereitungen laufen an 

Konrad- Lorenz-Volksbegehrens gezielte 
Verdächtigungen zur weiteren Verunsicherung 
der Öffentlichkeit ausgesprochen, wie z. B. 
Einladung zu Zusammenkünften, ,,um im Falle 
eines überfallsartigen Beginnes der Schlägerung 
in der Hainburger-Au Gegenmaßnahmen zu 
beraten". 62

) 

Im Rahmen einer Pressekonferenz, an der DDr. 
Günther Nenning teilnahm, wurde neben den 
bereits oftmals wiederholten Forderungen 
bekanntgegeben, ,, wenn ein überfallsartiger 
illegaler Baubeginn stattfindet, dann nehmen wir 
das Grundrecht der Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit auf geeignete Weise wahr, 
sei es in der Au oder sonst wo". 53

) 

Ein weiterer Höhepunkt der Hainburg­
Diskussion war durch die auszugsweise 
Veröffentlichung der Naturschutzgutachten 
gegeben. Die kategorische Reaktion der 
Kraftwerksgegner war, ,,wer auch immer 
versucht, den Bau des Kraftwerkes Hainburg 
innerhalb der bestehenden Gesetzeslage zu 
ermöglichen, stellt sich außerhalb des 
Rechtsstaates". 54l 

Im September 1984 wurde ein 
Koordinationstreffen des Konrad-Lorenz­
Volksbegehrens abgehalten. Dabei wurde 
„eindeutig der friedliche Akzent aller möglichen 
Maßnahmen betont. Sollte es zum Baubeschluß 
Hainburg kommen, so seien Aktionen des 
friedlichen Widerstandes, wie Anbinden an zu 
rodende Bäume, zu erwarten". 55

) DDr. Nenning 
dazu: ,, Wir haben uns alle schon einen Baum 
ausgesucht, an dem wir uns anketten 
werden". 55) 

63) APA-Meldung, 18. Juli 1984. 
64) APA-Meldung, 31. Juli 1984. 
65) APA-Meldung, 8. September 1984. 
66) Kronen-Zeitung vom 9. September 1984. 
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Ein weiteres Beispiel für die geringe 
Dialogbereitschaft war der kompromißlose 
Standpunkt, der während einer 
Pressekonferenz der Kraftwerksgegner 
geäußert wurde, ,,ein Monsterkraftwerk wie 
Hainburg und eine lebensfähige Au seien 
miteinander unvereinbar, es gebe nur ein 
entweder - oder". 57

) 

Im Rahmen eines Umweltsymposiums an der 
Universität Wien suchte der Rechtsanwalt Dr. 
Mayerhofer bereits nach Rechtfertigung für 
künftige Ereignisse. Er meinte: ,,Es wurde das 
Polizeirecht zunehmend benutzt, um Bürger zu 
kriminalisieren, die ihr Recht zum zivilen 
Ungehorsam und zur Notwehr gegen die · 
drohende Vernichtung des Planeten in Anspruch 
nehmen". 68

) 

Ab Oktober 1984 wurde eine neue Initiative für 
das Volksbegehren gestartet. Prominente 
Künstler, Sportler und Politiker bekannten sich 
in der „Kronen-Zeitung" zum Inhalt des 
Konrad-Lorenz-Volkbegehrens. 

Am 26. November 1984 erteilte der 
niederösterreichische Landesrat Dr. Brezovsky 
den Donaukraftwerken die 
naturschutzrechtliche Bewilligung zur 
Errichtung des Donaukraftwerkes Hainburg. 

Am darauffolgenden Tag war das 
niederösterreichische Landhaus Schauplatz 
einer Protestdemonstration. 300 Vertreter von 
Umweltschutzgruppierungen besetzten das 

67) APA-Meldung, 13. September 1984. 
68) APA-Meldung, 4. Oktober 1984. 
69) Kronen-Zeitung vom 28. November 1984. 
69) Kronen-Zeitung vom 28. November 1984. 
70) APA-Meldung, 30. November 1984. 

Die Vorbereitungen laufen an 

Landhaus und deponierten lautstark: ,,Die 
Betonierer haben noch lange nicht 
gewonnen". 59

) 

Namens des WWF wurde die Beschreitung 
des Rechtsweges mit allen Konsequenzen bis 
zum Obersten Gerichtshof angekündigt. Die 
Initiatoren des Volksbegehrens überreichten 
Innenminister Karl Blecha die 
Unterschriftenformulare und stellten den 
Antrag zur Einleitung des Volksbegehrens. 

Wie sehr man sich bereits von Seiten der 
Kraftwerksgegner Wochen vorher mit 
Aktionen, wie einer Aubesetzung, beschäftigt 
hat, zeigte der in der Öffentlichkeit geäußerte 
Verdacht von einem der Volksbegehrens­
Initiatoren, Gerhard Heiligenbrunner, ,,die 
Errichtung eines Wildzaunes könne in erster 
Linie den Zweck haben, Demonstranten vom 
Rodungsgebiet fern zu halten", 70

) der „Kronen­
Zeitung"-Titel dazu: ,,Eiserner Vorhang um 
Baustelle Hainburg". 71

) 

Radikale Töne schlug der Schweizer 
Naturschützer Franz Weber an: ,,Hainburg 
müsse um jeden Preis verhindert werden" und 
„dieses kriminelle Projekt darf nicht gebaut 
werden". 72) 

Deutsche Umweltschutzorganisationen 
drohten mit einem Boykott des Urlaubslandes 
Österreich. 73

) 

Die provokante Parole der Kraftwerksgegner 
lautete: ,,Wo Recht zu Unrecht wird, wird 
Widerstand zur Pflicht". 74

) 

71) Kronen-Zeitung vom 6. Dezember 1984. 
72) APA-Meldung, 3. Dezember 1984. 
73) APA-Meldung, 5. Dezember 1984. 
74) Wochen-Presse vom 4. Dezember 1984. 
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1. 7 Die Aubesetzung 

Am 5. Dezember 1984 erteilte 
Landwirtschaftsminister Günther Haiden die 
wasserrechtliche Bewilligung für das 
Donaukraftwerk Hainburg. 

Dieser Bescheid war auslösendes Moment für 
eine Fülle von Aktionen, Diffamierungen und 
Verleumdungen. 

Bereits am 6. Dezember 1984 brachen erste 
Demonstranten in die Stopfenreuther-Au auf; 
einer der Initiatoren: ,,Ich fürchte, daß es zu 
Konfrontationen kommen wird wie bei der 
Aufstellung der Pershing II-Raketen in der 
BRD". 75l 

Von Seiten der Vertreter des Konrad-Lorenz­
Volksbegehrens wurde in einer 
Presseaussendung vom 6. Dezember 1984 
bereits von „sofortiger Rodung, 
Wildzaunaufstellung und Polizeieinsatz" 
berichtet. Diese unrichtigen Behauptungen 
sollten die Mobilisierung der Umweltschützer 
herbeiführen. Parolen, wie „wir werden uns 
aber nicht aus der Au vertreiben lassen", 75l 

trugen zur Emotionalisierung bei. 

Am 8. Dezember 1984 fand ein Sternmarsch 
der Kraftwerksgegner statt. In diversen 
Ansprachen erklärte DDr. Nenning: ,,Die 
Hainburg-Gegner müßten nun verstärkt den 
Kampf aufnehmen", Dozent Lötsch: ,,Wir stehen 
auf der Schwelle zum totalitären Staat", und 
Fritz Zaun von der ALÖ rief zu einem „breiten 
Widerstand"77 l auf. 

75) Kurier vom 6. Dezember 1984. 
76) APA-Meldung, 6. Dezember 1984. 
77) APA-Meldung, 8. Dezember 1984. 

Die Aubesetzung 

Am 10. Dezember 1984 wurden die 
Rodungsarbeiten durch Demonstranten 
behindert. Die Au-Besetzung dauerte bis zur 
Ausrufung einer einjährigen Denkpause durch 
Bundeskanzler Sinowatz am 4. Jänner 1985 
an. Ohne auf die Details der Au-Besetzer 
einzugehen, sollte an Hand von 
Medienberichten eine Charakteristik der Au­
Besetzer gegeben werden. 

Gerhard Heiling­
~l'~nn~( l(orn.:~.UrQ ßi~"Y~!~k. 
begeh1,ens: • Wir haben einen 
Kcmfli~t nie gewünscht - aber 
idilllrct'ite, 'd'aa e~jll<qr.,;fr9t( 
tationen kommen wird wie bei 
der Aufstellung der Pershing~ 
II-Raketen in de~ f!_~D; 

Am 1 0. Dezember 1984 rief die 
österreichische Hochschülerschaft alle 
Studierenden zu einem Hörerstreik auf, um 
sich an den gewaltfreien Au-Rettungsaktionen 
zu beteiligen.78

) 

Im Rahmen einer parlamentarischen Debatte 
stellte der FP-Abgeordnete Walter Grabher­
Meyer fest: ,,Etliche dieser Leute wollen die 
demokratische Verfassung unterminieren. Man 
dürfe aber nicht alle Umweltschützer in einen 
Topf werfen". 79l 

Der Klubobmann der SPÖ-Niederösterreich, 
Hermann Lechner, warnte eindringlich vor 
einer „unheiligen Allianz zwischen rechten und 
linken Extremisten, zwischen 
Berufsrevolutionären und Unverbesserlichen. "79

l 

78) APA-Meldung, 10. Dezember 1984. 
79) APA-Meldung, 11. Dezember 1984. 
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Unter dem Titel „Ausländische Demonstranten 
in die Hainburger-Au" wurde in einer offiziellen 
Aussendung des Innenministeriums 
festgehalten: ,,Seit Beginn der illegalen 
Demonstrationen halte sich eine größere Anzahl 
ausländischer Teilnehmer im Augebiet auf. 
Heute (12. Dezember 1984) seien weitere drei 
Autobusse mit bundesdeutschem Kennzeichen 
und 180 Passagieren im Demonstrationsgebiet 
eingetroffen". 80

> 

Die Studentenvertretung der pädagogischen 
Akademie des Bundes in Wien hatte als 
Protest gegen Rodungen in der Au einen 
vorläufigen unbegrenzten Vorlesungs- und 
Seminar-Boykott beschlossen. 80

> 

„In den Vormittagsstunden des 13. Dezember 
1984 trafen rund 20 Autobusse mit weiteren 
Naturschützern ein, darunter auch zwei 
Schulklassen, nachmittags kamen 250 Schüler 
aus Wiener Gymnasien. " 81

> ,,Vorlesungen 
werden in die Au verlegt. " 82

> 

Katholische und evangelische 
Jugendorganisationen sowie Funktionäre der 
„gewerkschaftlichen Einheit" solidarisierten 
sich mit den Aubesetzern. 83

> 

Der FP-Abgeordnete Friedrich Probst erklärte 
zu den Hainburg-Demonstranten: ,,Es handle 
sich nicht nur um einige wenige ferngesteuerte 
Querulanten, sondern um tausende Idealisten 
jeden Alters und jeder Berufsgruppe". 83

> 

Die lndustriellenvereinigung sprach in einer 
Aussendung von „grün-alternativer Militanz" 
und von „bekannten Aktionsmustern eines 
neuen 'Grün-Militarismus'. "83

> 

80) APA-Meldung, 12. Dezember 1984. 
81} Kronen-Zeitung vom 14. Dezember 1984. 
82) Kronen-Zeitung vom 12. Dezember 1984. 
83) APA-Meldung, 13. Dezember 1984. 

Die Aubesetzung 

Freda Meissner-Blau über die Au-Besetzer: 
„ Wir sind kein Politzentral-Komitee, wir sind 
keine Partei, sondern eine spontane 
Bewegung". 53

> 

Am 17. Dezember 1984 nahm Innenminister 
Karl Blecha in einem Interview zu den Au­
Besetzern Stellung, neben „Halbwüchsigen" 
wurde „eine namhafte Zahl von Kraftfahrzeugen 
mit italienischem Kennzeichen festgestellt, es 
seien sehr umfangreiche Hilfssendungen aus der 
Schweiz eingetroffen und vom Anfang an 
befanden sich auch deutsche Staatsbürger unter 
den Demonstranten". 84

> 

Im Rahmen einer Betriebsrätekonferenz in 
Hainburg wurde von AK-Präsident Josef 
Hesoun auf „eine unheilige Allianz" 
hingewiesen, ,,in der sich auch Kommunisten 
und eine offenbar von Lybiens Staatschef 
Gaddafi finanzierte Zeitschrift stark machten". 54

> 

Ein Sprecher des Innenministeriums verglich 
die Taktik der Demonstranten mit der 
„Khomeini-Strategie", weil Halbwüchsige 
gegen die Sicherheitskräfte vorgeschickt 
werden. 84

> 

Bundeskanzler Sinowatz stellte nach einer 
Ministerratssitzung am 18. Dezember 1984 zu 
der Aubesetzung klar, ,,daß die Vorgangsweise 
der Besetzer, Okkupanten und Belagerer in der 
Au nicht nur gesetzwidrig ist, sondern von den 
Drahtziehern militärisch vorbereitet und 
durchgezogen wird". 
Er sprach in diesem Zusammenhang von 
einem „Kinderkreuzzug" und verurteilte die 
,, Teilnahme radikaler ausländischer Gruppen" 
auf das schärfste. 85

> 

84) APA-Meldung, 17. Dezember 1984. 
84) APA-Meldung, 17. Dezember.1984. 
85) APA-Meldung, 18. Dezember 1984. 
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In einem Rundfunk-Interview erklärte 
Innenminister Karl Blecha: ,,Es seien nicht nur 
idealistische junge Naturschützer, sondern 
extreme Gruppen - Vertreter der 
rechtsextremistischen Szene und auch 
anarchistischer Gruppen - festgestellt worden. "86

> 

Im Bericht an den Nationalrat gab 
Bundeskanzler Sinowatz folgende 
Situationsbeschreibung zum 19. Dezember 
1984 ab: ,,Die Ereignisse haben Gegner und 
Befürworter des projektierten Kraftwerksbaues 
überrascht und allseits Betroffenheit verursacht: 
Entwicklungen, wie wir sie bisher nur aus dem 
Ausland kannten, waren plötzlich auch in 
Österreich möglich geworden". 87

> 

Die Aubesetzung 

Abschließend die Beurteilung des 
niederösterreichischen Sicherheitsdirektors, 
Dr. Emil Schüller:88

> er spricht von den 
„Auschützern als bescheidene Minderheit" und 
zitiert dann den deutschen grünen Aktivisten, 
Horst Paulitz: ,,Bei allen örtlichen und 
regionalen Unterschieden kann man heute 
sagen, daß in allen Landesverbänden und 
bundesweit bei den Grünen sich diejenigen 
Kräfte durchgesetzt haben, die letztlich eine 
andere Republik wollen. Um eine ökologische 
Politik im Interesse aller geht es diesen Leuten 
nicht". 
86) APA-Meldung, 19. Dezember 1984. 
87) Bericht des Bundeskanzlers an den 

Nationalrat vom 23. Jänner 1985. 
88) Mitteilung des Sicherheitsdirektors 

von Niederösterreich vom 10. Jänner 1985. 

AK-Präsident Hesoun besuchte mit einer Delegation von Betriebsräten die Arbeiter des Rodungstrupps. 
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Liefern Sie die Bilder, ,, . " 
ich liefere den Krieg. 

W. R. Hearst89
) 

2. AM BEISPIEL HAINBURG: 
MEDIENPOLITIK. & POLITIK. 
DER MEDIEN 

Die Haltung der Medien, insbesondere der 
beiden größten österreichischen 
Tageszeitungen - ,,Kurier" und „Kronen­
Zeitung" - zum Kraftwerk Hainburg war durch 
ein hohes Maß an Parteilichkeit und 
Emotionalisierung geprägt. Die ausschließlich 
subjektive Darstellung des Sachverhaltes 
unter dem Deckmantel einer objektiven bzw. 
unabhängigen Berichterstattung und die 
Führungsrolle bei der Hainurg-Kampagne 
hatten ein in Österreich noch nie 
dagewesenes Ausmaß, die Bevölkerung zu 
beeinflussen, angenommen. 
Eine Auswahl an Zeitungsartikeln soll diese 
Feststellung illustrieren. Von Falschmeldungen 
bis zu vordergründigen persönlichen 
Kommentaren, von Stimmungshildern aus der 
Au bis zur Kriegsberichterstattung reichte die 
Palette der Hainburg-Berichte. Die 
Hintergründe und Motive dieser 
Zeitungskampagne blieben bisher im 
verborgenen. Die kritische Distanz mancher 
Journalisten zur Hainburg-Berichterstattung 
wie auch eine Reihe von Vermutungen über 
das aus wirtschaftlichen Überlegungen 
erfolgte Engagement der Zeitungen sollen 
Anhaltspunkte zur Meinungsbildung sein, denn 
„mit der veröffentlichten Meinung kann man 
vielleicht eine Weile manipulieren - eine 
öffentliche Meinung wird deshalb noch lange 
nicht daraus". 90) 

89) Hearst, William Randolph, amerik. Zeitungsverleger, 1863 - 1951, bes~ß 
als reichster Zeitungsverleger der. Welt etwa 38 Zeitungen und Magazine. 
Er steigerte den Absatz durch sensationelle Aufmachung, gewandte 
Werbung, Anstellung hochbezahlter Journalisten (Brockhaus). 

Auf Sensationssuche 

2.1 Auf Sensationssuche 

Die Berichterstattung über das 
Kraftwerksprojekt Hainburg reicht bis in das 
Jahr 1980 zurück. Unter dem Titel „Groteske 
bei Hainburg" wurde vom „Kurier" die 
Fehlplanung bei der Donaubrücke 
angeprangert, die bei dem Bau des 
Kraftwerkes um 6 m angehoben werden muß. 
Es wurde aber bereits damals festgestellt: ,,Es 
geht aber um mehr als die Brücke: um die 
Rettung des Auwaldes. "91

) Neben dem Auwald 
in Stopfenreuth galt auch dem Ortsbild von 
Hainburg die Sorge des „Kuriers". Unter dem 
Titel „Hainburg in Kürze unter der Donau?"92l 

wurde folgende Zukunftsvision vorgestellt: 
,, ... , dann wird die alte Stadt Hainburg hinter 
Ufermauern verschwinden, die ihr die Sonne 
verdunkeln: bis zu 20 m!" 

Aufgrund eines Dementis der DOKW berief 
sich der „Kurier" einige Zeit später auf sein 
ursprüngliches Argument: 93

) ,,Jetzt ist's klar: 
Europas letzter Au-Urwald stirbt." Dieses 
Engagement des „Kuriers" ist nicht 
verwunderlich, da in den letzten Jahren die 
Tageszeitungen auf einen Gleichklang in ihren 
Tagesthemen Bedacht genommen hatten. 
Nachdem sich die „Kronen-Zeitung" massiv 
gegen die „ Verbauung des Kamptales" 
eingesetzt hatte, mußte auch der „Kurier" 
seinen Lesern ein Umweltthema anbieten. 

Da in den Jahren 1981 und 1982 noch keine 
konkreten Projektunterlagen vorhanden waren, 
war es verlockend, in Form eines 
Sensationsjournalismus, Spekulationen und 
Mutmaßungen über das Kraftwerk Hainburg 
anzubieten. 

90) Welt der Arbeit Nr. 2, Februar 1985. 
91) Kurier vom 27. September 1980. 
92) Kurier vom 3. April 1981. 
93) Kurier vom 21. April 1981. 
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Dazu zählten die Fragen der 
Trinkwasserversorgung, des 
Grundwasserspiegels wie auch die Bewertung 
des Auwaldes. 

Die volle Sympathie der Journalisten galt der 
Bürgerinitiative, die im Gegensatz zu einem 
Großunternehmen, wie der DOKW, mit 
gefühlsbetonten Argumenten dargestellt 
wurde. 1982 berichtete der „Kurier" dazu: 
„Nur einige wenige Denkende unter uns 
technikbesessenen Selbstmördern wollen all 
dies der Nachwelt erhalten . . . " 94

) 

War bis Mitte 1983 der „Kurier" beinahe das 
alleinige Sprachrohr der Kraftwerksgegner, so 
schaltete sich im Juli 1983 die „Kronen­
Zeitung" massiv in die „Hainburg­
Berichterstattung" ein; mit Schlagzeilen, wie 
„Donaukraftwerk bei Hainburg wird zur 
politischen Bombe/"95

) und „ Warum brauchen 
wir überhaupt das Kraftwerk Hainburg?"96

), 

wurde eine intensive Kampagne gegen 
Hainburg eingeleitet. Beinahe täglich wurde 
über das Kraftwerk wenig sachlich, dafür aber 
umso emotioneller, berichtet. 

Mitleid und Sympathie mit Kraftwerksgegnern 
wurden vor allem durch persönlich gefärbte 
Aussagen - ,, wir haben alle große Angst"97l 

oder „3 Tonnen Arsen sollen in die Hainburger­
Au. Damit könnte man die österreichische 
Bevölkerung fast vollständig ausrotten .... "98

) 

- einem breiten Leserpublikum nahegebracht, 
die Richtigkeit der Aussagen war dabei 
zweitrangig. 

94) Kurier vom 13. August 1982. 
95) Kronen-Zeitung vom 16. Juli 1983. 
96) Kronen-Zeitung vom 24. Juli 1983. 
97) Kronen-Zeitung vom 26. Juli 1983. 

Diese massive Unterstützung der 
Kraftwerksgegner durch die „Kronen-Zeitung" 
hatte zur Folge, daß auch der „Kurier" noch 
klarer zum Kraftwerk Hainburg Stellung 
nehmen mußte. 

Im Juli wurde deshalb eine Artikelserie99l 

gestartet mit dem Titel „ Warum das 
Donaukraftwerk Hainburg nicht gebaut werden 
darf". Die zentrale Forderung lautete: ,,Minister 
Haiden, sagen Sie nein zu Hainburg." 
Auch von den „Kronen-Zeitung"­
Verantwortlichen wurde daraufhin die 
Hainburg-Kampagne intensiviert. Ab August 
1983 reichte ihre Zeitung nicht mehr aus, um 
das Umweltbewußtsein der Österreicher zu 
fördern und ihr eigenes zu dokumentieren. Auf 
90 großflächigen Plakaten (Ausmaß: 15, 12 x 
2,38 m) wurde der Slogan „Rettet die Donau", 
unterschrieben „Neue Kronen-Zeitung", zu 
einem Startschuß für eine der größten 
Zeitungskampagnen in Österreich. 100

l 

2.2 Die „Hainburg-Kampagne" 

Die Charakteristik dieser Kampagne war, daß 
sie, vor allem auf eine vereinfachte Darstellung 
der Probleme ausgerichtet, für Nuancen in der 
Berichterstattung keinen Platz gefunden hat. 
Ebenso wie die Sachlichkeit zu kurz kam, 
wurden die Personen, die zu Hainburg Stellung 
bezogen, kategorisiert: ,, Wer gegen Hainburg 
ist, ist friedfertig, human und weiß um den Wert 
der Natur. Wer dafür ist, will das Land 
verbetonieren. Kraftwerksbauer haben 'Lobbies'. 
Grüne haben schlicht und einfach Recht. " 101 l 

98) Kronen-Zeitung vom 5. August 1983. 
99) Kurier vom 28. Juli 1983. 

100) Profil Nr. 13 vom 16. August 1984. 
101) Profil Nr. 46 vom 14. November 1983. 
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Aber derzeit sind manche Grüne dabei, 
aus ihrem Anliegen die umgekehrte Welt­
anschauung zu machen: Wer gegen Hain­
burg ist, ist friedfertig, human und weiß um 
den Wert der Natur. Wer dafür ist, will das 
Land verbetonieren. 

Kraftwerksbauer haben „Lobbies". 
Grüne haben schlicht und einfach recht. 

Die „Kronen-Zeitung" als „Zentralorgan" der 
Kraftwerksgegner trug auch zur 
„Ideologisierung" des Konfliktes bei. Eine 
Leseprobe dieser Hetzkampagne: 102

) 

„Umdenken - bevor die Donau stirbt. Humus 
statt Haß, Bäume statt Beton. Wozu zweifellos 
gehört, daß die Angst um Arbeitsplätze von 
Demagogen nicht mehr mißbraucht wird ... 
Somit bekommt die Entscheidung gegen den 
Bau des Kraftwerkes Hainburg grundsätzliche 
Bedeutung. Weil wir doch alle nicht wollen, daß 
die Zukunft bereits Vergangenheit ist. Und das 
Leben für unsere Kinder zur Hölle wird." 

Neben den täglichen Zeitungsberichten sorgte 
die „Kronen-Zeitung" auch für finanzielle 
Unterstützung; ein Helnwein-Bild mit dem 
Motiv eines Ertrinkenden wurde für Plakate 
und Aufkleber verwendet. Der Reinerlös wurde 
der Bürgerinitiative und dem „ World Wild Life 
Fund" zur Verfügung gestellt. Die „Kronen­
Zeitung" versuchte, ihr Engagement so 
rechtzufertigen: ,, Wir von der Kronen-Zeitung 
sind der Auffassung: Im Sinne der 
Chancengleichheit ist den vielen Millionen 
Werbemitteln der E-Wirtschaft etwas 
entgegenzusetzen. Mit dem Geld sollen 
dringende organisatorische Ausgaben und vor 
allem die Kosten für Informationsmaterial 
bestritten werden. " 103

) 

102) Kronen-Zeitung vom 21. August 1983. 
103) Kronen-Zeitung vom 5. September 1983. 
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Daß die „Kronen-Zeitung" auch gegenüber 
Eigenlob empfänglich gewesen war und in 
ihrem Engagement zur Selbstgefälligkeit 
geneigt hat, zeigte, daß sie z. 8. Hainburg­
Gegnern folgenden Satz in den MU11d gelegt 
hat: ,,Mit dem Helnwein-Plakat der 'Krone' 
bekommen wir weit mehr Unterstützung. " 104

) 

Wir von der „Kronen Zeitung" 
sind der Auffassung: Im Sinne der 
Chancengleichheit ist den vielen 
Millionen Werbemitteln der E-Wirt­
schaft etwas · entgegenzusetzen. 
Denn bisher mußten die Idealisten 
der Bürgerinitativen alle Ausgaben 
aus ihrer eigenen Tasche bestreiten. 
Erst seit das Thema „Donaukraft­
werk Hainburg" zum politischen 
Dauerbrenner wurde, fließen auch 
etwas Spenden aus der Bevölke­
rung. 

Ein weiteres Merkmal dieser Kampagne war 
die Unsachlichkeit und der Widerspruch der 
Aussagen, die einzig dazu dienten, dem Leser 
gegen das Kraftwerk Hainburg zu 
emotionalisieren. Die „Kronen-Zeitung" 
berichtete am 26. Juli 1983 unter dem Titel 
„ Wenn das Kraftwerk gebaut wird, steht Wasser 
in unseren Kellern" über die Furcht der 
Anrainer, daß sich durch den Bau der 
Grundwasserspiegel kräftig heben könnte. 

Gegenteiliger Meinung war man sechs 
Wochen später. Am 8. September 1983 warnte 
der deutsche „Auwaldfachmann", Dozent 
Dister, die „Auwälder werden zugrundegehen, 
Grundwasserspiegel wird sinken!". 

104) Kronen-Zeitung vom 13. September 1983. 
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Nach weiteren zwei Wochen lautete die 
„Krone"-Überschrift „ Wir leben in Angst vor der 
Flut". Ohne Bedenken wurde eine 
Katastrophenstimmung im Falle eines 
Hochwassers wiedergegeben. Obwohl beim 
Kraftwerksbau Hochwasserschutzbauten 
größtmögliche Sicherheit bieten, wurden 
gegenteilige Meinungen veröffentlicht, wie „ Wir 
müssen befürchten, daß da ganze Orte 
weggeschwemmt werden". 105

) 

Vergessen war auch das Eintreten der 
„Kronen-Zeitung" für die Fertigstellung der 
Südautobahn. Ihr Slogan „Ja zur Süd" stand im 
krassen Gegensatz zur naturverbundenen 
Enthaltsamkeit. (,, Wie erholsam ein 
Waldspaziergang ist im Vergleich zu einem 
Kohlenmonoxydurlaub im Auto an der 
Grenze. ") 106

) 

Öffentlichkeitswirksam, zumindest in den 
Reportagen, war auch die Veranstaltung von 
Festen, z. B. das Donaufest bei Hainburg, wo 
erstmals auch Künstler als Meinungsmacher in 
Erscheinung traten. Gegen das Kraftwerk 
formierten sich unter Beihilfe der „Kronen­
Zeitung" ,,Künstler, Politiker, Wissenschafter 
und Naturfreunde". 107

) 

Die thematischen Schwerpunkte dieser 
Kampagne wurden vor allem nach dem Grad 
ihrer Publizität und Stimmungsmache 
ausgewählt. Furcht und Angst vor dem 
Kraftwerksprojekt waren die Begleitmotive 
einer vordergründigen Gegenargumentation. 
Besonders das Trinkwasserproblem wurde zu 
einer lebensbedrohenden Katastrophe 
hochgespielt, dazu einige Schlagzeilen: 

105) Kronen-Zeitung vom 19. September 1983. 
106) Kronen-Zeitung vom 20. Mai 1984. 
107) Kronen-Zeitung vom 26. September 1983. 
108) Kronen-Zeitung vom 11. Jänner 1984. 
109) Kronen-Zeitung vom 17. Jänner 1984. 

,,Die Angst um Wiens Trinkwasser steigt/"108
), 

,, 10.000 Tonnen Dreck täglich in die Donau"109l, 
,,Würde der Stausee Seuchenherd?" 110

) 

Rigoros wurde aber mit jenen verfahren, die an 
den Argumenten und Gutachten der 
Kraftwerksgegner zweifelten. Die Argumente 
der Kraftwerksbefürworter waren pauschal 
„Propaganda-Tricks"111

) und Politiker, die zu 
den „Krone"-Untersuchungen berechtigte 
Zweifel anmeldeten oder zum Bau des 
Kraftwerkes standen, wurden abqualifiziert, 
wie z. B. Landwirtschaftsminister Haiden 
(,, Weiß der Minister, wovon er redet?") 112

) oder 
Bundeskanzler Sinowatz (,,Sinowatz ganz 
stur. ")113) 

Ab Mai 1984, als das Konrad-Lorenz­
Volksbegehren ins Leben gerufen wurde, war 
die „Kronen-Zeitung" erneut Hauptträger der 
publizistischen Aktivitäten. Erneut wurden 
prominente Künstler, Sportler und Politiker als 
Werbeträger für das Volksbegehren 
gewonnen. 

Die Gründe, warum sie das Konrad-Lorenz­
Volksbegehren befürworteten, waren so 
unterschiedlich wie ihre Künste. 
Peter Handke z. B. ließ sich auf keine 
sachliche Diskussion ein (,,Mein Grund in 
einem Wort: Instinkt") oder Harti Weirather, der 
in keinerlei Gewissenskonflikt zu geraten 
schien, wenn er auf gerodeten „Autobahnen" 
zu Tal rast, denn er forderte, ,,Man sollte mit 
allen Mitteln verhindern, daß naturbelassene 
Gegenden zerstört werden". Oder Hans Weigel, 
der sich auf gute Freunde verläßt (,,Als 
Verehrer des großen Konrad Lorenz und als 
Freund Günther Nennings bin ich für alles, was 

110) Kronen-Zeitung vom 12. März 1984. 
111) Kronen-Zeitung vom 9. April 1984. 
112) Kronen-Zeitung vom 18. Dezember 1983. 
113) Kronen-Zeitung vom 7. Mai 1984. 
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sie für richtig halten"). Aussagen, wie die des 
Malers Arik Brauer, dessen Aufruf „Jetzt is 
Schluß mi'n Bildermain und Lied/singen, jetzt ist 
ausgmaln und ausgsungen, jetzt muaß ma'n 
Kopf hinhalten!", führten zu kritischen 
Kommentaren. 114l 

„Es ist nicht einsichtig, warum einerseits das 
Durchsetzen einer politischen Forderung und 
andererseits das Verfertigen künstlerischer 
Gegenstände sich irgendwie ausschließen. 
Nebenbei bemerkt, kommt die Masse der 
Mitbürger gar nicht in die Lage, etwas hinwerfen 
zu können, worum sie angeblich froh sein muß 
und womit sie viel weniger verdient als Brauer, 
nämlich den Beruf. " 114l 

Damit konnten vor allem jene angesprochen 
werden, die sich als „neuen Mittelstand" 
empfanden, 115l „dazu gehören Selbständige, 
höhere Angestellte, Studenten sowie Lehrer aller 
Kategorien". 

Manfred Scheuch meinte unter dem Titel 
„Hainburg und die Arbeiter" dazu: 116l „Die 
neuen Apostel der Askese, die diese Frage mit 
'Sparen' lösen wollen, vergessen dazu zu sagen, 
daß dies vor allem zu Lasten der 'kleinen Leute' 
ginge, wenn es etwas bringen soll. Die Arbeiter 
verstehen das besser als jene, die ihnen das 
verschweigen wollen." 

Noch deutlicher formulierte es Andreas 
Wörgötter in der AZ: ,,Nur wer im Wohlstand 
lebt, lebt angenehm, heißt es bei 8. Brecht, und 
nur wer im Wohlstand lebt, kann sich über die 
unsympathischen ökonomischen Sachzwänge 
großzügig hinwegsetzen. " 117

l 

114) Profil Nr.3, vom 14. Jänner 1985. 
114) Profil Nr.3, vom 14. Jänner 1985. 
115) AZ vom 10. Jänner 1985. 
116) AZ vom 1 O. Jänner 1985. 
117) AZ vom 16. Jänner 1985. 
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Manfred Scheuch 

Merkwürdige Allianzen 

„Rettet die -'."uh·: he Weg nach Hainburg 
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„Die Schlacht um Hainburg" - Beispiel für eine Kriegsberichterstattung 

2.3 „Die Schlacht um Hainburg" -
Beispiel für eine Kriegsberichterstattung 

Die Vorfälle in der Stopfenreuther-Au im 
Dezember 1984 waren wesentlich durch die 
Medienberichterstattung geprägt. In den 
Wochen davor wurden bereits die emotionalen 
Vorbereitungen für diese 
Auseinandersetzungen getroffen. 
Diffamierungen von Hainburg-Befürwortern 
waren an der Tagesordnung. Unter dem 
Vorwand eines Rechtsbruches und Slogans 
wie „ Wenn Recht zu Unrecht wird, wird 
Widerstand zur Pflicht" wurde die Stimmung 
angeheizt. ,,Die Betonierer haben noch lange 
nicht gewonnen/"118

) oder „Betonierer können 
für Erhaltung der Au nicht garantieren/"119

) oder 
,,Eiserner Vorhang um Baustelle Hainburg/"120

) 

waren die provozierenden Schlagzeilen. 

Die Diktion der Berichte war von einer bewußt 
gesteuerten Voreingenommenheit und 
Sensationssucht geprägt, ihr Inhalt war 
verfälscht. So stellte der Sicherheitsdirektor 
Niederösterreichs, Dr. Emil Schüller, fest:,, Vor 
allem die 'Kronen-Zeitung' und der 'Kurier' 
haben mehrere Wochen hindurch bedenkenlos 
die echten Zahlen (der Aubesetzer) bis zum 
Fünffachen und oft noch darüber hinaus 
multipliziert. " 121

) Die parteiische Haltung der 
Zeitungen führte zu einer Umkehr der Fakten, 
plötzlich war die unrechtmäßige Aubesetzung 
aufgrund eines „Naturrechtes" legal und die 
Exekutivorgane, die rechtskräftige Bescheide 
zu vollziehen hatten, im Unrecht. 

118) Kronen-Zeitung vom 28. November 1984. 
119) Kronen-Zeiutng vom 2. Dezember 1984. 
120) Kronen-Zeitung vom 6. Dezember 1984. 

Am 11 . Dezember 1984 wurde von der 
„Kronen-Zeitung" die Situation in Stopfenreuth 
so beschrieben, als wäre die Au ein 
Kriegsschauplatz, ,,Hunderte Gendarmen 
kämpften Montag nachmittag auf brutale Weise 
Meter für Meter den Weg für die Zerstörer der 
Hainburger-Au frei/" 122

) 

DER SICHERHEITSDIREKTOR 
FÜR DAS BUNDESLA-"iD 
NIEDERÖSTERREICH 

MITTEILUNG 

w,rn. 10 .1, 198? 
10'.l0. 111..0bencolle,gane 1 
Tol 7JlS81 

Ein Umstand erscheint mir jeden-falls - nebst vielen anderen Aspekten, 

c.:.e in diesem Zusammenhang noch zu erwähnen wären - überaus bemerkeos,,: 

v.e!'"t: daß es nämlich neben der KR01iEIIZEITUUG und dem KIJRIER, die ganz 

o:"fensichtlich spezielle Interessen verfolgten, ausgerechnet die 

VCLKSST!MME war, welche die ganze Zeit hindurch sich so besonders 

etark gegen das Zustandekommen des HAIIIBORG-Projektes engagiert und 

vehement gegen den Polizeieinsatz gewettert hatte, ffl> man doch hätte 

a:1.neb.men mlissen, daß diese Zeitung sich eher ZU!ll Sprachrohr der vom 

'

' ö:.B namens der Arbei tersche.ft angemeldeten Interessen .nache!l 1riirde. 

W2.~ da wohl die Motive für diese völlig konträre Haltung gewesen seir. 

c·:e:en.? Vielleicht vermag der dieser Mitteilung beigef'Jgte Al:cruck 

Als ein von Regierung und Aubesetzern 
übereinstimmend beschlossener 
Waffenstillstand durchgeführt wurde, zeigte 
sich, daß die Kraftwerksgegner diese Zeit zum 
Ausbau der Organisation und zur Errichtung 
von Zeltlagern nutzten, gegenüber den 
sensationshungrigen Zeitungen versuchte man 
durch gezielte Falschmeldungen, von diesen 
Vorhaben abzulenken und Mitleid zu wecken. 
„Sie wollen uns ausgehungern!", 123

) war eine 
der Schlagzeilen. 

121) Welt der Arbeit Nr. 2 vom Februar 1985. 
122) Kronen-Zeitung vom 11. Dezember 1984. 
123) Kurier vom 14. Dezember 1984. 
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uterzogen haben. Immerhin hat beinahe 
die Hälfte der ßevb'\kerunß in einer Reprä­
sentaüvuntersuchung gemeint, die Bericht· 
erstauung sei übertrieben - a\s wir vom 
Blut, das die Demokratie getränkt hat, 
geschrieben' ·~r-~·"rn _Krieg in der 
Au", Es w .;er 

„Domen"·' Was 
Wer Benzinkanister schleppt, um ein 
Feuerchen zu machen, sollte auch 

"""hat, von Argum o, ,,, N enten der K ftw ~t~: .i.~~f.!~!!DDDdof ri~;·uurwmortffer z~ halten ist --
~,~:a"v:~·. ~~r~"J,~~~0 ,it~~i::ut~f~ ;;:;~ ';1;;~;,~e, Kraftwerk, ro· Dlßburg überlegen, was verbrennt. 

VOM RODEN DER FAKTEN 
einö Tatbestandes schlechthin. Die Be· 
richte aus der Au - ein !lockiges Soume aus 
Emolionen und Fakten. 

Jetzt mu zerstören ~ letzte zusamm:enh~lrd dargeleegtangesetzt: ~jfekte~ Und er hegt • 
denn Vera\!, " • · or allem w d n angende A , welcher u . zwe, .,Plan"n · "'"'" Unte<I 
ßor Ung,rech ., ... -•~',,1~ viele ' uw,'<••hlet Eu:~~;:.: '.o,geht.'~;::~:;

0

;::;,11 o:rnh::• 
and,re Jouma,,. ••..• ,,,,, .... ,.. . _ . •'"""'' '" ar, ,

0

, d 
ter leider auch solche, bei dene~ der ''· .• wo!"' d;; Es war i~ Tirol, bei ci.ncr 

Diskussion in einer 
Schule über Medien, Manipulation und 
was man hall so redet mit Journalisten. Da 
meldete sich ein hcrLigcr Wuschelkopf 
artig zu Won und fragte lieb naiv: .,Warum 
berichten Medien eigentlich nie Ubcr Posi-

tives'?"' Die hundert M::1tur:in1en dw1ons1ricrten 
Wertewandel und ein neues Lcb<!nsgcfüh\. 
Sie nickten und rnurmellen Zustimmung 
zu dieser Frage, die vor einigen Jahren nur 
rettungslose Reaktionäre und rnoralin­
s:tuer\ichc Medienromantiker gestellt hät­
ten. Damals war b<!inhartcs Hinterfragen 

~:;~:~;~~:~:;',:J;:,:~:~:~:;;~e;,:: 'Aw,.;trle, e<n 

Die Presse hat es eben von 
AbisZ 

Jetll muß ich aufpassen, um nicht 
n,ißverstanden z.u werden: NatUrlich ist es 
unsere (sclbstgewählte) Aufgabe, Kritik z.u 
üben, Krisen und Skandale öffentlich z.u 
machen. Na1Urlich ist es unser verbrieftes 
Recht, vielleicht sogar unsere demokrati· 
sehe pfhcht, daaustellen. daß aus dem 
Hainfe\dcr Sozialismus der Hainburger 
llaggersot.ia\ismus geworden ist. Natürlich 
müssen wir uber die Schfäge und die 

Ich plädiere nicht für Zahrit 
schon gar nicht r,1~ · · ßwir 

. ben überz.ogen, da . 
„ ber die 1.,eute ha- rhi'" hat beinahe 
n- h i...,.11 · lrntne '' ·· überz_ogen a\J'-' . .. n in dner Repra· gefragt. Aber jeu.t. Positiv? Ja, warum eigentlich 

nichl? lch sprach vom notwendig kritischen 
Ansatz der Medien, vorn Anspruch, die 
wesentliche Funktion der Kontrolle der 
StaatsgcwaHen ausrnüben, von der Ver­
pflichtung, Dinge und Umstände öffentlich 
z.u machen und vom (wenn man ehrlich ist 
bestenfalls) Versuch, die WirH\chkeit z.u 

,len,piegeln und dan:uslellen. 
P Eine unheile Welt produ·Liert unheile 

Berichte über sie. 
Das alles stimmt wohl, aber wirklich 

uteneugen konnte ich wahrscheinlich 

nicht. Diese scheinbar naive frage des Jungen 
meint mehr, und man kann sie auch ein 
wenig anders formulieren: Warum eigent· 
lieh stricken wir Journalisten immer eins 
glatt, eins verkehrt, wieso produzieren wir 
immer nur Zeitgeisliges und wan.im repro· 
duzieren wir wie selbstverständlich die 
unendliche Geschichte des Klischees? 

Derzeit das einer reuung.s\os dem Un· 
· terg;mg iuueibenden Welt, die böse Bon· 

z.en und gemeine Bi.lrokra(tn vorsätzlich 

z.ersttiren. 

Stichwort Hainburg. Das 
war doch die totale Me· 

dienver,1,ertung eines Sachverha\\es oder 

1 ß tlr.5 l 2B.J1MtfHB5 

die fUi.lfte der Be'<o\¼e~;'ei.nt, die Bericht· 

Se 
... taÜ'<untersuchunlb.ßbe" - als wir yotn 

erstattu'.'.lg se.i uD ov.ratie geträn¼t_ hat, " · '"bertne " 
o\ut das die etn ..,.. l(rielb in der }..} , h b oder yo .. , ,, . d 
geschrieben a ~n, Berichterstattunlb er 
p,.,.u". f,s war eine h\ oeschäftsi.nter· 

" ,, t'one (Jawo , 
Dornen-~ · ) ,, auch gegeben , 
essen hat e: .... ,,nendlie,. 

.• ,,.u:nken in dieser atemlu 
wußtseinsindustrie, die wir nicht ~ 
und aus ·Anlaß von Hainburg er 

haben. 

Schlägerungen in 
mit den schiefen 
Regierenden jegli 
dersetzen. Keine 
Exekutive ist ö e 
bloßzustellen. 

Aber dennoch behaupte ich: Bei Hain· 
burg haben wir a\!e kräftig Ubertrieben, 
„Wir Journalisten", wie Günther Nenning 
so schön geschrieben hat, damit wir alle 
an ihm und seinen Au-Taten teilhaben 

Hainburg ist nur das Symbol·· 
Wer nur die Medien verf" 

rn~~;e~ef~~S: ~tnt~~~:;I) 

können. Aber die Leute haben uberzogen, daß wir 

chen - oder stehe doch kVr: 
ausiudenken, wie die Beric1 
wären, wenn mit dem gleic 



„Die Schlacht um Hainburg" - Beispiel für eine Kriegsberichterstattung 

Oder einen Tag später wurde die Frage 
gestellt:,, Werden Telefone jetzt abgehört?"124

) 

Ob Messen oder Bundeshymne, die Besetzer 
nutzten jede Möglichkeit, ihr Eintreten gegen 
das Kraftwerk zu einem nationalen Anliegen zu 
machen. 

Als es zu den ersten Auseinandersetzungen 
mit der Exekutive kam, wurden Frauen und 
Kinder an die vorderste Linie geschickt. In 
einem Kommentar der „Arbeiter-Zeitung" 
wurde dieser Vorfall und auch die Haltung der 
„Kronen-Zeitung" beleuchtet: 125

) ,,Frauen und 
Kinder verhinderten die Rodung im Auwald" 
jubelte das kleinformatige Kampforgan der 
Aubesetzer in Balkenlettern noch in der 
Abendausgabe. Dann kam den Blattmachern 
zu Bewußtsein, daß es den Kraftwerksgegnern 
nicht allzuviel Sympathie einbringen würde, 
wenn man so offenkundig pries, daß sie 
Kinder in vorderster Linie gegen das Karree 
der Gendarmen schickten. Sowohl auf dem 
Titelblatt als auch im Blattinnern 
verschwanden die 'Frauen und Kinder'. So 
sehr wollte man die Strategie der Aubesetzer 
denn doch nicht demaskieren. 

Auf eine ähnlich „modifizierte" Meldung der 
,,Kronen-Zeitung" wies auch der Nö. 
Sicherheitsdirektor Schüller hin. In der am 
18. Dezember 1984 recherchierten „Kronen­
Zeitung"-Ausgabe vom 19. Dezember 1984 
wurde davon berichtet, daß „ Gendarmen auf 

124) Kurier vom 15. Dezember 1984. 
125) AZ vom 19. Dezember 1984. 

der Suche nach Demonstranten mit Hunden 
das Augebiet durchstöberten". In Wirklichkeit 
fand der einzige Hundeeinsatz der 
Gendarmerie aber erst am 19. Dezember 1984 
statt. 

Nachdem von vielen diese 
,,Kriegsberichterstattung" kritisiert wurde, 
meinte der „Kurier" in übertriebener 
Selbstgefälligkeit zu den Vorwürfen: ,,Es ist 
auch bisher - im ORF und in den meisten 
Zeitungen - über die Besetzung der Hainburger­
Au im großen und ganzen korrekt berichtet 
worden". 126

) Was von dieser Stellungnahme zu 
halten war, stand in derselben Ausgabe des 
„Kuriers" im Blattinnern, ,,Niemand hat ein 
Privileg auf 'Wahrheit', nicht einmal eines auf 
'Objektivität'. Wir haben nur eines: auf freie 
Berichterstattung". 126

) 

Aber nicht alle Journalisten gaben sich der 
selbstgefälligen Meinung hin, daß die 
Berichterstattung in Ordnung war. 
Selbstkritisch meinte Franz F. Wolf im „Profil" 
nach den Hainburg-Ereignissen: ,,Stichwort 
Hainburg. Das war doch die totale 
Medienverwertung eines Sachverhaltes oder 
eines Tatbestandes schlechthin. Die Berichte 
aus der Au - ein flockiges Souffle aus Emotionen 
und Fakten. Bei Hainburg haben wir alle kräftig 
übertrieben. Da ist in so manchem Bericht die 
Information in Agitation umgekippt, und 
Kommentare haben nur zu oft die Fakten 
gerodet. Das Dilemma, diese Dinge als 
Journalist zu beschreiben, auf den Punkt 
gebracht: In der Au wurde die Pressefreiheit 
behindert - und von den Medien verzerrt". 127

) 

126) Kurier vom 15. Dezember 1984. 
127) Profil vom 28. Jänner 1985. 
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2.4 Die Motive 

Nachdem die „Kronen-Zeitung" im August 
1983 den Slogan „Rettet die Donau" auf 
Plakaten verbreiten ließ, meinte das „Profil" 
kryptisch: ,,Mit Riesenplakaten kämpft die 
'Krone' für sich und die Donau". 128

) 

Die Motive und die Vorgangsweise der 
,,Kronen-Zeitung" wie auch des „Kuriers" 
beschäftigten die Kommentatoren seit Beginn 
der Kampagne. So wurde bereits im Jänner 
1984 der Verdacht geäußert: 
„In der übrigen Zeitungsbranche vermutet man 
denn eher auch die Jagd oder das Fischen nach 
jungen Lesern, die über grüne Themen am 
leichtesten ansprechbar wären". 129

) 

,,Kronen-Zeitung"-Redakteur Friedrich Graupe, 
Hauptverantwortlicher der Hainburg­
Kampagne, wurde in der „ Wochenpresse" die 
Möglichkeit geboten, eine Klarstellung über die 
Hintergründe der Zeitungskampagne zu 
treffen: ,,Das hat nichts mit Auflagesteigerung 
oder politischen Motiven zu tun. Das liegt 
einfach auf der ökologischen Linie, die wir seit 
Jahren verfolgen". 130

) 

Vor allem die Gleichschaltung der „Kronen­
Zeitung"-Redakteure auf den Contra­
Hainburg-Kurs gab zu Mutmaßungen Anlaß: 

„Die 'Summe der Meinungen des Herausgebers 
und der Redakteure' ist stramm auf den gleichen 

128) Profil Nr. 33 vom 16. August 1983. 
129) Profil Nr. 2 vom 9. Jänner 1984. 
130) Wochen-Presse Nr. 2 vom 10. Jänner 1984. 

Die Motive 

Nenner des ersteren gebracht - und wer mag, 
soll glauben, daß die Au dessen 
Herzensanliegen ist". 131

) 

Mitten in der Zeit der Aubesetzung wurde 
bekannt, daß die „Kronen-Zeitung" an das 
,,Konrad-Lorenz-Volksbegehren" S 2,376.000,­
überwiesen hat. Die Vermutung, 132

) ,,der 
Kronen-Zeitung sei ein Teil ihrer jugendlichen 
Leser verlorengegangen, was sie zu diesem 
Schritt veranlaßt habe" - wurde vom Obmann 
des Konrad-Lorenz-Volksbegehrens, 
Heiligenbrunner, ,,weder dementiert, noch 
bestätigt". 
Zu den Hintergründen dieser Spenden wurde 
kommentiert: 133

) 

,,Aber auch Große (Zeitungen) haben Probleme. 
Bei der Kronen-Zeitung stellte sich jenes, daß 
die Leser mit ihr alt wurden. Was, wenn nicht die 
Ökologie, ist geeignet, junges halbwegs 
gebildetes Publikum zu gewinnen? Noch nie 
zuvor hatte eine Zeitung gewagt, ein politisches 
Thema so offenkundig für eigene 
Marketingzwecke einzusetzen". Das Motiv des 
Herausgebers: ,,Inwieweit läßt sich 
publizistische schon in politische Macht 
ummünzen". 

Eine Dokumentation 134
) unter dem Titel „Das 

Konrad-Lorenz-Millionen-Bingo" wies erstmals 
auf die konkreten Machenschaften und 
zusammenhänge zwischen den Initiatoren des 
Volksbegehrens und der „Kronen-Zeitung" hin. 
,, 'Krone'-Eigentümer Dichand, so enthüllt der 
frühere 'Forum'-Mitarbeiter Gerhard Oberschlick, 

131) AZ vom 12. Dezember 1984. 
132) AZ vom 15. Dezember 1984. 
133) AZ vom 19. Dezember 1984. 
134) Wochen-Presse vom 24. Dezember 1984. 
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stand im direkten Kontakt mit Günther Nenning 
an der Wiege des Volksbegehrens-Vereins 
und soll dessen Initiator monatlich S 96.000,­
für diese Aktivitäten überweisen. Und das über 
einen Zeitraum von zwei Jahren".135

) 

Über den wahren Grund des Engagements der 
„Kronen-Zeitung" in Hainburg gab auch ein 
Papier, das von Mitbesitzer Kurt Falk stammte, 
Aufschluß: 136

) ,,Bei der Kronen-Zeitung wird zu 
berücksichtigen sein, daß Werbung nicht nur im 
üblichen Sinn zu betreiben ist, sondern der Inhalt 
des Blattes, die von der Zeitung vertretene 
Meinung und Grundeinstellung zu bestimmten 
Problemen .... eine sehr entscheidende Rolle, 
für die Beliebtheit der Zeitung, ihre Auflage und 
damit auch für die Auswirkungen auf das 
lnseratenvolumen spielt. 
Aus dieser Sicht kann es verständlich sein, daß 
aus rein betrieblicher Veranlassung das 
Volksbegehren unterstützt wird, um zu erreichen, 
daß sich letztlich die Meinung eines möglichst 
großen Teiles der Bevölkerung mit der von der 
Zeitung vertretenen Linie deckt. Gerade dann ... 
wäre es aber schädlich, wenn allgemein bekannt 
wäre, daß das Volksbegehren durch die Zeitung 
unterstützt wird". 

Bleibt nur mehr festzuhalten: ,,Eines hat die 
Kronen-Zeitung jedenfalls geschafft: Sie hat den 
vielzitierten Gegensatz zwischen Ökonomie und 
Ökologie aufgelöst. Auf ihre ganz besondere Art 
eben ... " 137) 

135) AZ vom 24. Dezember 1984. 
136) AZ vom 25. Jännerr 1985. 
137) AZ vom 25. Jänner 1984. 

Die Au - nur e· u ·"'-~ 
in „nerzensan/iegen"? 



[ 
,,Eure Rede aber sei: Ja, Ja, nein, nein. 
Was darüber ist, das ist von Übel" 

Matthäus 5/37 

3. PRO & CONTRA HAINBURG -
AUSSAGEN, MEINUNGEN UND 
STELLUNGNAHMEN 

Kaum ein Ereignis hatte so viele 
unterschiedliche - quer durch die Parteien und 
Institutionen gehende - Reaktionen 
hervorgerufen wie der Bau des Kraftwerkes 
Hainburg. 

Seit 1981, als erstmals der Kraftwerksbau in 
Hainburg zur Diskussion gestellt wurde, zeigte 
sich, daß die Vielfalt und Widersprüchlichkeit 
der Meinungen - unterstützt von einer 
Sensationsberichterstattung in den Medien -
zu einem Hochschaukeln der Gegensätze 
geführt hatte. 

Der Kraftwerksbau ist eine sachpolitische 
Frage und wurde am Beispiel Hainburg zur 
ökologiemotivierten Emotionalisierung. Die 
Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit von 
Umweltschutz- und ökologischen Maßnahmen 
sollen hier außer Streit gestellt werden, zu 
beachten ist aber, daß Politiker etablierter 
Parteien, die sich als Träger einer „neuen" 
ökologisch orientierten Wirtschaftspolitik 
betrachten, Hainburg als Symbol für ihre 
politischen Ambitionen verwendeten. Es zeigte 
sich auch, daß die Diskussion über Hainburg 
nicht so sehr zwischen Regierung und 
Opposition, sondern vor allem innerhalb der 
Parteien stattfand. Es soll ebenfalls 

Die Kraftwerkstandorte 

dokumentiert werden, daß auch die Haltung 
der E-Wirtschaft zur Kritik Anlaß gab. 

Trotz etwaiger Widersprüchlichkeiten sollen 
nachstehend angeführte Zitate nicht 
oberflächlich interpretiert werden, um z. B. 
Politiker an den Pranger zu stellen, sondern 
vielmehr die Schwierigkeiten der 
Meinungsbildung und Entscheidungsfindung 
aufzeigen. Die Zitate wurden so ausgewählt 
und chronologisch geordnet, daß auf 
inhaltliche Wiederholungen verzichtet wurde. 
Das breite Spektrum der Meinungen soll dem 
Leser die Vielschichtigkeit der Hainburg­
Diskussion aufzeigen. 

3. 1 Die Kraftwerksstandarte 

Seit dem Zeitpunkt, als erste Überlegungen 
über den Standort des Kraftwerkes Hainburg 
angestellt wurden, stand die Frage, wohin und 
wie das Kraftwerk gebaut werden soll, im 
Mittelpunkt der Diskussion. Obwohl die 
Donaukraftwerke AG (DOKW) erst 1983 die 
Pläne für den Kraftwerksbau zur Erklärung 
zum bevorzugten Wasserbau beim 
Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft einreichten, wurde bereits 
1980 erste Kritik an den „möglichen" 
Vorstellungen der DOKW laut. 

Ohne die wichtigen hydrologischen und 
geologischen Gutachten zu kennen, wurden 
durch die Bürgerinitiative Gerüchte und 
Vermutungen über die Vorgangsweise der 
Kraftwerksbetreiber geäußert, und ohne die 
Ergebnisse von Untersuchungen abzuwarten, 
hatten bereits im Jahre 1981 einige Politiker 
zu dem „Projekt" Stellung genommen. 
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So legte sich Bundesminister Steyrer nach 
einem „Kurier-Flug" zu Pfingsten 1981 fest: 
„Ich werde alles tun, um die Rodungen durch die 
Donaukraftwerke zu verhindern und mich voll 
und ganz dafür einsetzen, daß das Kraftwerk 
einige Kilometer stromaufwärts errichtet 
wird."138

) 

Landwirtschaftsminister Haiden, für die 
wasserrechtliche Genehmigung des 
Kraftwerksbaues zuständig, erklärte zu dem in 
Zeitungen kolportierten Kraftwerksstandort 
Hainburg: ,,Das Donaukraftwerk muß umgeplant 
werden und ich werde als letzte Instanz keine 
Genehmigung für die Rodung von etwa 400 ha 
Auwald erteilen. " 139

) Und an die E-Wirtschaft 
gerichtet, übte er am „Projektentwurf" heftige 
Kritik, ,,Energie aus der Donau brauchen wir, 
das steht fest. Nur ganz so, wie es sich die 
Techniker vorstellen, geht es auch nicht". 140

l 

Nachdem der für die Energiepolitik 
verantwortliche Bundes minister, Dr. Josef 
Staribacher, in einer parlamentarischen 
Anfragebeantwortung mitteilte, daß beim 
jetzigen Stand der Planungen kein 
Kraftwerksstandort ausgeschlossen werden 
kann und die DOKW auch zusagte, Alternativ­
Varianten zu prüfen, wurde es in der 
Diskussion um Hainburg ruhiger. 141

) 

Im Anschluß an eine Sitzung der 
Planungsgemeinschaft Ost (PGO) nahm für 
das Land Niederösterreich auch erstmals 
Landeshauptmann Ludwig zu Hainburg 
Stellung, ,,ihm erscheint die Variante Altenburg 

138) Kurier vom 9. Juni 1981. 
139) APA-Austria-Economist, Nr.134, 12. Juni 1981. 
140) Kronen-Zeitung vom 13. Juni 1981. 
141) Die Presse vom 12. August 1981. 
142) Neues Volksblatt vom 9. Septemer 1981. 

Die Kraftwerkstandorte 

am geeignetsten, alle Interessen unter einen Hut 
zu bringen". 142

) 

Ohne direkt mit dem Projekt Hainburg befaßt 
zu sein und ohne einen Standort, den Vorzug 
zu geben, beurteilte Bundesminister Sekanina 
die Situation eher vorsichtig: ,,Beim 
Kraftwerksbau sind nicht nur Umweltfragen zu 
berücksichtigen, sondern auch technische " 143l 

und an die DOKW richtete er das Ersuchen, 
sich „nicht querzulegen gegen Meinungen, die 
andere berechtigter- und legitimerweise 
haben". 143

) 

Zu Hainburg befragt, vertrat Vizebürgermeister 
Busek bereits 1982 einen entschiedenen 
Standpunkt: ,,Das Donaukraftwerk Hainburg ist 
für die Wiener ÖVP in seiner derzeitigen Form 
der Projektierung untragbar" und er schlug als 
Kompromiß vor „würde man die Staustufe Wien 
vorziehen, bliebe mehr Zeit für eine gründliche 
Planung in bezug auf Hainburg". 144

) 

Unterder Randbedingung - Schutz des 
Auwaldes - wurde in der Folge eine Reihe 
weiterer Standortvorschläge erarbeitet. So 
stellte die PGO (Planungsgemeinschaft Ost) 
zwei neue Varianten bei Petronell und Bad 
Deutsch-Altenburg vor. 145

) 

Eindeutig war auch der Standpunkt von 
Gesundheitsminister Steyrer in bezug auf den 
Schutz des Auwaldes: ,,Ich bin für das 
Donaukraftwerk Hainburg, aber nicht in der 
Stopfenreuther Au gegenüber der Stadt. Und ich 
versichere Ihnen, daß es nicht zu diesem 
Standort kommen wird. " 146l 

143) Kurier vom 28. April 1982. 
144) Kurier vom 28. Mai 1982. 
145) NÖ. Landeskorrespondenz vom 3. Dezember 1982. 
146) Wiener Zeitung vom 15. Jänner 1983. 
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Zu den widersprüchlichen Meinungen zu 
Hainburg stellte Bundeskanzler Sinowatz im 
März 1983 klar: ,,Man sollte jetzt in Ruhe 
überlegen und die Gutachten der Experten 
abwarten. Für eine Volksabstimmung (wie dies in 
einer Tageszeitung gefordert wurde) über den 
Bau des Kraftwerkes Hainburg sehe ich keinen 
Grund. " 147

l 

Am 29. April 1983 bezeichnete Direktor 
Kobill<a aufgrund von hydrologischen und 
geologischen Gutachten den Standort 
Hainburg als günstigsten. In einer ersten 
Reaktion beurteilte der FPÖ-Generalsekretär, 
Grabher-Meyer, - knapp nach den Wahlen und 
vor den Koalitionsgesprächen - die Präferenz 
bezüglich des Standortes Hainburg als 
„ Verhöhnung allen grünen Gedankens" und 
forderte statt Hainburg den Bau des 
Kraftwerkes Wien, ,,aber selbst dieses Projekt 
sei unter dem Gesichtspunkt der von 
Einsparungen gekennzeichneten und 
rückläufigen Energiesituation zu überlegen " 148

l -

ein Standpunkt, der von der FPÖ offiziell nicht 
wieder eingenommen wurde. 

Im Mai 1983 sprach sich die Bundesregierung 
in ihrer Regierungserklärung für den weiteren 
Ausbau der Donau und die Inangriffnahme des 
Kraftwerksbaues im Raume Hainburg aus, mit 
der Auflage der Beachtung der Belange des 
Natur- und Umweltschutzes. 

In der Folge äußerte eine Reihe von Politikern 
und Institutionen ihre Meinung zu Hainburg. Im 
Vordergrund standen dabei zumeist 

147) AZ vom 11. März 1983. 
148) FPÖ-Parteiaussendung vom 28. April 1983. 
149) Kurier vom 5. Juli 1983. 

Die Kraftwerkstandorte 

Überlegungen zum Standort sowie zur Frage, 
sollte Wien oder Hainburg als nächstes 
Kraftwerk an der Donau gebaut werden. 

Von einer Tageszeitung erneut zu Hainburg 
befragt, sprach sich Umweltminister Steyrer 
trotz der nunmehr vorliegenden DOKW­
Unterlagen weiter eindeutig gegen Hainburg 
aus und stellte eine neue Standortvariante in 
Petronell zur Diskussion. 149l 

In der „Kurier"-Serie „Warum das Kraftwerk 
Hainburg nicht gebaut werden soll" nahm eine 
Reihe von Politikern zu dem Kraftwerksprojekt 
Stellung, unter ihnen Bundesminister Haiden: 
„Für mich stellt sich nämlich nicht die Frage Au 
oder Kraftwerk ... ", sondern „da die 
öffentlichen Interessen nicht bei der (von der 
DOKW) eingereichten Variante in Einklang 
gebracht werden können, plädiere ich" - Haiden 
so wörtlich - ,,für einen Standort zwischen 
Petronell und Deutsch-Altenburg, bei der 
'Schwalbeninsel"'. 150l 

Und an die Adresse der DOKW richtete er 
scharfe Kritik: ,,Die E-Wirtschaft muß endlich 
von ihrem hohen Roß steigen. Sie kann nicht so 
weiterwirtschaften wie in den vergangenen 50 
Jahren. Gegen den letzten geschlossenen Au­
Urwald Europas an der Donau darf man nicht so 
vorgehen. " 151 l 

Und als im Juli 1983 Umweltschützer die 
DOKW verdächtigten, daß Rodungen 
unmittelbar bevorständen, beruhigte 
Bundesminister Haiden die Kraftwerksgegner: 
„Es kann ohne meine Zustimmung keine wilden 
Aktionen geben. " 152l 

150) Kurier vom 29. Juli 1983. 
151) Kronen-Zeitung vom 29. Juli 1983. 
152) Kurier vom 3. August 1983. 
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Hainburg - noch a\les offen 
Nach Gipfel im Bundeskanzleramt: Regierung will geothermisches Gutachten abwarten 



Im August 1983 wurde als Folge der 
Meinungsdifferenzen zwischen Mitgliedern der 
Bundesregierung, Vertretern der E-Wirtschaft 
und Wiener Landespolitikern von 
Bundeskanzler Sinowatz ein Sondergipfel 
einberufen. 

Als Ergebnis dieser Besprechung wurde 
festgehalten, daß das Kraftwerk Hainburg vor 
Wien gebaut werden sollte. Die endgültige 
Standortentscheidung über das Kraftwerk 
Hainburg sollte nach Auswertung der 
Gutachten erfolgen.153

) 

Aufgrund einer von der Planungsgemeinschaft 
Ost (PGO) zur Diskussion gestellten neuen 
Variante „Röthelstein" unterhalb von Hainburg 
verzögerte sich die Standortentscheidung 
erneut, denn in das Begutachtungsverfahren 
zur Erklärung zum bevorzugten Wasserbau 
wurde neben den Varianten Hainburg, 
Stopfenreuth und Petronell auch diese 
Kraftwerksalternative miteinbezogen. 

Im November 1983 meinte aufgrund der 
nunmehr vorliegenden Gutachten und 
Stellungnahmen Bundesminister Haiden: ,,Nur 
der ursprüngliche Standort (Hainburg) kommt in 
Frage. " 154

) Er erklärte am 22. Dezember 1983 
das Kraftwerksprojekt Hainburg zum 
bevorzugten Wasserbau. 

Kurz nach dieser Entscheidung gab es „so gut 
wie keine Bereitschaft in der NÖ. 
Landesregierung, dem Bau des Kraftwerkes 
Hainburg die Zustimmung zu geben". Unter 
dem Titel „ Wie Ludwig die Au retten will" wurde 
seitens Niederösterreichs erneut der Standort 
Röthelstein vorgeschlagen. 155

) 

153) Wiener Zeitung vom 3. August 1983. 
154) Wiener Zeitung vom 16. November 1983. 
155) Kurier vom 4. Jänner 1984. 

Die Kraftwerkstandorte 

Auch Bundesminister Steyrer war über die 
Entscheidung für den Standort Hainburg „nicht 
glücklich", er meinte in Ordnung ist das alles 
noch lange nicht". 156

) 

Im Mai 1984 war eine neue „alte" 
Kraftwerksvariante Mittelpunkt der 
Zeitungsberichterstattung. Der „Kurier" 
berichtete unter der Schlagzeile „Angebot der 
CSSR: Kraftwerk statt bei Hainburg direkt an der 
Staatsgrenze" von einem Gespräch zwischen 
dem CSSR-Botschafter und Landeshauptmann 
Ludwig, wobei das Kraftwerk im Grenzgebiet 
zwischen Österreich und der CSSR errichtet 
werden sollte. 157

) Drei Tage später dementierte 
der CSSR-Botschafter, daß es nie ein solches 
Angebot gegeben hatte. Bundeskanzler 
Sinowatz erklärte dazu, ,,er lasse sich von 
Ludwig nicht gerne pflanzen. Dieser habe 
seinerzeit auch die Variante Röthelstein ins 
Gespräch gebracht, obwohl schon festgestanden 
sei, daß sie aus Gründen der Schiffahrt 
unmöglich wäre". 158

) 

Nachdem sich der Standort Hainburg aufgrund 
der Gutachten bei den Behörden und 
Entscheidungsträgern durchgesetzt hatte, 
wurde die Suche nach Alternativstandorten 
aufgegeben und durch die grundsätzliche 
Frage, ob überhaupt gebaut werden soll, 
ersetzt. Erst nach den Ereignissen im 
Dezember 1984 wurde die Standortdiskussion 
erneut belebt. 

Und als einer der ersten meldete sich 
Landeshauptmann Ludwig zu Wort und schlug 
zum wiederholten Male vor, ,,die 
Standortvariante Röthelstein zu überprüfen". 159

) 

Aber auch Bundeskanzler Sinowatz gab zu 
verstehen, daß es der Regierung um ein 

156) KronenZeitung vom 10. Jänner 1984. 
157) Kurier vom 5. Mai 1984. 
158) AZ vom 9. Mai 1984. 
159) AZ vom 5. Jänner 1985. 
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Gesamtkonzept des Donauausbaues östlich 
von Wien gehe und daß man „jetzt auch 
anderen Varianten gegenüber offen" sei. 160

) 

Vizekanzler Steger appellierte ebenfalls an die 
Notwendigkeit, eine österreichische Lösung 
des Hainburg-Konfliktes herbeizuführen: ,,Mir 
kann niemand einreden, daß es von Wien bis zur 
Grenze nur einen einzigen Standort gibt. Ich bin 
überzeugt, daß andere Kraftwerksvarianten 
möglich sein müßten. " 161

) 

Weitaus pessimistischer sah 
Landeshauptmann Ludwig die Hainburg­
Situation im Jänner 1985. Für ihn ist das 
Kraftwerk Hainbrug „in dieser Form erledigt, bis 
zur Nationalratswahl 1987 werde wohl nicht 
gebaut werden. " 162

) 

In einem offenen Brief vom Jänner 1985 
erläuterte Bundesminister Haiden, warum dem 
Standort Hainburg der Vorzug gegenüber den 
anderen Varianten gegeben wurde. Vor allem 
die dynamische Entwicklung der 
Donaueintiefung, die besondere geologische 
und hydrologische Situation aufgrund der 
Heilwasservorkommen und die 

Es gibt keine ungeprüfte Standortvariarlte, die 

nun sozusagen mit einer Za~berfor~eJ aus dem . ~yJinder gezogeri ·· :Werden 

könnte! 

Voraussetzungen für die Schiffahrt hatten ihn 
veranlaßt, das Kraftwerk am Standort Hainburg 
zu genehmigen. Und Haiden dazu wörtlich: ,,Es 
gibt keine Standortvariante, die nun sozusagen 
mit einer Zauberformel aus dem Zylinder 
gezogen werden könnte/" 163

) 

160) Kurier vom 9. Jänner 1985. 
161) Kronen-Zeitung vom 31. Dezember 1984. 
162) Kurier vom 11. Jänner 1985. 
163) Offener Brief von Bundesminister Ding. Günther Haiden, Jänner 1985. 

3. 2 Hainburg oder Wien? 

Ein weiterer Vorschlag im Rahmen der 
Standortdiskussion für das Kraftwerk Hainburg 
bestand darin, das Kraftwerk Wien vor 
Hainburg zu bauen. Dieser Gedanke war 
erstmals aus der Überlegung geäußert 
worden, daß die Genehmigung und der 
Baubeginn des Kraftwerkes Hainburg aufgrund 
der vielen und schwerwiegenden Probleme 
nicht termingerecht erfolgen könnte. 
Vizebürgermeister Busek vertrat für die Wiener 
ÖVP im Mai 1982 diesen Standpunkt. 164

) 

Diesem Vorschlag schloß sich auch der 
Wiener Planungsstadtrat Wurzer an; seiner 
Meinung nach sollte vor allem wegen des 
Hochwasserschutzes und der 
Grundwasserversorgung das Kraftwerk Wien 
vorgezogen werden. 165

) 

Im Gegensatz zu Vizebürgermeister Busek und 
Stadtrat Wurzer äußerte sich Bürgermeister 
Gratz skeptisch zu einem Vorziehen von Wien, 
da es seiner Meinung nach keine ausgereiften 
Pläne für eine Staustufe Wien gibt 166

) und 
außerdem die Fertigstellung des 
Entlastungsgerinnes Voraussetzung für den 
Bau des Wiener Donaukraftwerkes ist. Dies 
bestätigte auch „bedauernd" der Wiener 
Umweltstadtrat Peter Schieder. 157

) 

Einige Monate später aber wurde der 
Öffentlichkeit eine andere Vorgangsweise 
vorgeschlagen: 

Die Wiener Politiker - Stadtrat Schieder und 
Vizebürgermeister Busek - waren, ,,ungeachtet 
ihrer Parteizugehörigkeit, dafür, das unstrittene 
Hainburger Projekt zu stoppen und die für einen 
späteren Zeitpunkt geplante Staustufe Wien 
vorzuziehen. " 168

) 

164) Kurier vom 28. Mai 1982. 
165) AZ vom 27. Juli 1982. 
166) Kurier vom 19. Jänner 1983. 
167) Kurier vom 9. Februar 1983. 
168) Kronen-Zeitung vom 6. Juni 1983. 



Als weiterer Grund, warum Wiener Politiker für 
ein Vorziehen der Staustufe Wien eintraten, 
wurde von Stadtrat Schieder aufgezeigt: ,,Für 
Wien stellt sich vor allem das Problem des 
Grundwassers, denn die Kosten für ein 
Ersatzgrundwasserwerk betragen 400 Mio. S. " 
Deshalb forderte Schieder: ,,Die Staustufe Wien 
muß unbedingt Vorrang gegenüber Hainburg 
haben/"169

) 

Der gegenteiligen Auffassung war der Wiener 
Finanzstadtrat Mayr. Er setzte sich für das 
Kraftwerk Hainburg ein, da die Planungen für 
Hainburg fertig seien 170

) und die Projektierung 
einer Staustufe Wien noch Jahre benötigen 
würde. 

Bei einem Sondergipfel unter dem Vorsitz des 
Bundeskanzlers wurde eindeutig festgehalten, 
daß gemäß der Regierungserklärung der Bau 
des Kraftwerkes Hainburg Vorrang besitzt. 171

) 

Sinowatz verwies auf die Regierungs­
erklärung, in der ein Ausbau der Was­
serkräfte unter Wahrung des Natur­
und Umweltschutzes vorgesehen sei. 
Bei dem zur Diskussion stehenden 
Kraftwerk werde ausdrücklich der 
„Raum Hainburg" genannt, wobei 
auch andere Standorte, wie z. B. Petro­
nell, in Frage kämen. Er, Sinowatz, 
habe keinerlei Präferenz. 

Im Gegensatz zu Vizebürgermeister Busek, der 
am „Nein" zu Hainburg weiter festhielt, stellte 
Stadtrat Schieder klar: ,,Die Stadt Wien hätte 
zwar noch Einwände gegen den Bau (von 
Hainburg), sage aber nicht grundsätzlich 
nein. «172) 

169) AZ vom 21. Juli 1983. 
170) AZ vom 27. Juli 1983. 
171) Wiener Zeitung vom 3. August 1983. 
172) AZ vom 30. November 1983. 

Hainburg oder Wien? 

Nach der Erklärung zum bevorzugten 
Wasserbau hielt die Diskussion - Wien oder 
Hainburg - unvermindert an. So meldete sich 
Bürgermeister Gratz zu Wort und übte vor 
allem wegen der ungenügenden Information 
durch die Donaukraftwerke scharfe Kritik an 
der Vorgangsweise der Kraftwerksplaner: 
„Das Vertrauen in die E-Wirtschaft, daß alle 
Angaben hundertprozentig stimmen, ist bei mir 
nicht mehr vorhanden. Derzeit könne man noch 
nicht einmal sagen, welche Auswirkungen der 
Kraftwerksbau auf den Wiener Auwald, die 
Lobau, das Grundwasser und die Güte des 
Nutzwassers haben werde. " 173

) 

Demgegenüber verteidigte Bundesminister 
Haiden seine Entscheidung. ,,Noch nie gab es 
so rigorose Auflagen" für den Bau eines 
Wasserkraftwerkes. 174

) 

Die „Angst um das Wiener Trinkwasser" führte 
zu einer gemeinsamen Vorgangsweise der 
SPÖ- und ÖVP-Mitglieder der Wiener 
Landesregierung. Und Bürgermeister Gratz 
kritisierte neuerlich die DOKW: ,, Wir verlangen, 
daß der Kraftwerksbau unser Wasser nicht 
beeinträchtigt" und forderte „mit der Planung 
des Wiener Kraftwerkes sollte unverzüglich 
begonnen werden". 175

) 

Ultimativ ergänzte der Wiener Umweltstadtrat 
Schieder: ,,Es ist nun Sache der DOKW, 
eindeutig zu beweisen, daß das Grundwasser 
der Donau und die Wiener 
Trinkwasserversorgung durch den Rückstau 
nicht gefärdet ist. Gelingt das nicht, darf 
Hainburg nicht gebaut werden. " 176

) 

173) AZ vom 4. Jänner 1984. 
174) AZ vom 9. Jänner 1984. 
175) Kronen-Zeitung vom 11. Jänner 1984. 
176) Kronen-Zeitung vom 15. Jänner 1984. 
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.,:::::::-;;;;;;;;gt „Krone"-lnterpretalion seiner Studie 

Weiter Diskussion um Hainburg 
lVIEN (AZ). Die Diskussion um das Donaukraftwerk 

Hainburg reißt nicht ab, Stromexperte Dr. Jörn Kaniak 
widerlegte Dienstag Berichte der „Kronen-Zeitung", die 
sich nuf eine l-'on ibm erstellte Studie stützen und zum 
Schluß kommen, daß der Bau Hainburgs gar nicht notwen­dig sei. 

Kaniak widersprach auch der aber wiederholt darauf hingewie­
.,Krone"-Meinung, daß die Ko- sen, daO diese BauweJse gefähr­
sten iilr den Bau Hainburgs, Iicher lst als die Trockenbau­
durch den Betrieb nicht herein- weise. 

gebracht werden können. Schon I Wlcns Finanzstadtrat Man 
im ersten Jahr nach der Eröff- set:i:te ~ich irn Gesprlkh mit d~r 
nung Werde es nahe:i:u zu einem 
Gleichstand von Kosten und Er­
lös kommen_ Dle Verwirklichung 
des Zehn-Jahres-Ausbaupro­
gramms i5t sinnvoll, da dadurch 
ältere Öl- Und Gaskraftwerke 
durch billigere Kohle- und Was­
serkraftwerke ersetzt werden. 

AZ für das Halnburger Kraft-, 
werk ein. Die Staustufe seJ auch 
für die Schiffahrt notwendig -
so könnten .MlUeJmeerschiffe bis 
Wien fahren, Wenn beide Stau­
stufen, die In Wien und Jene Jn 
Hainburg errichtet werden sol­
len, soll man mit Jener Jn Hain­
burg beginnen, da der Planungs­
vorlaut 2 bis 3 Jahre beträgt und 
dfe Planungen für Hainburg fer­
tig sind. 

Staatssekretär Ferrari-Brun­
nenfeld sprach slch Dienstag un­
ter der Voraussetzung, daß die 
Staustufe bei Petronell errichtet 
wird, für die Na!lbauweise aus, 
tun den Auwald weitgehend zu 

·chonen. Die Bauarbe.Jter h.ah"- ·orrari: Für BSIJ 

Bekanntlich sind zwei Varian­
ten· ·1m ·aespr!ich, eine sieht die 
Staustufe in Hainburg YOr, die 
Z-\

1.reite eine bei Petronell. Bei 
elner Halnburger Staustufe. be­
fOrcli~n Na"turochOb:er die Zer­
störung des Auwalds. Die. Betilr­
worter wiesen daraur hin, dat' 
nur .10 Prozent det Auwalds ge 
opfert Werden mfißten, der Re, 
aber durch die Stablll!ierung_ dr 
Grundwasoorsplege)s gereft 
werde, Dle St.Gu.sttife von Peh 

~:~fsch~~~t~rg'et~;i~:ue· 
gefährden. 

An dem Zerwürfnis zwi­
schen Hainburg-Planern und 
Wiens SP-Stadfväfern irt das 
liebe Geld schuld:· Die Wiener 
wollen erst rnif sich reden 
lassen, Wenn die KraftWerks­
bauer die horrenden l<oslen für 
den Ausbau der maroden Kfär-· 
anlage übernehmen. Dabe 
geht es um mehr als ein, 
Milliarde Schilling. (Berich· 
Seite 19.) · · 



h nie gab es so .. 
gen'" 

WIEN (AZ). Landwirtschaftsminister Hai­
den sicherte Sonntag in der TV-Pressestunde 
zu, daß es bei der Errichtung eines Kraftwer­
kes noch nie so rigorose Aurtagen gegeben 
haben wird wie für den Fall, daß das heiß dis-

kutierte Projekt Hainburg realisiert wird, Er 
wies darauf hin, daß schon bei der Festle­
gung zum bevorzugten Wasserbau gewisse 
Voraussetzungen und IlcgJcitmaßnahmen 
festgelegt wurden, 

wasserspiegel weiter bedroht wür­
den. Der Grundwasserspiegel im 
Marchfeld sei auch eine \'olkswirt­
scha!tlich vorraiigige Frage, 

Die Beurteilung des Energiebedar· 
fes ist. so Haiden, eine Sache des 
Handelsministeriums, doch würde 
das Hainburger Kraftwerk 5-00.000 
Tonnen Öl im Wert von 1,5 Mi!!iar· 
den Schilting einsparen helfen. Für 
den Landwirtschaftsminister sind 
die entscheidenden Fragen: Wahl des 
Standortes, die g~öDtmögJiche Ge­
ringhattung der Eingriffe in den Au­
wald und entsprechende Begleitmaß-­
nahmen. Die Dotierung der Au, be­
tonte Haiden, darf nicht der E-Wirt­
schaft überlassen bleiben, eine Ge­
fährdung der P ·· .-dlfll · . 
Deutsch-AJ!r · 

turschiltzer una betonte, er sei kein 
„Ex-officio-Verteidiger~ d2r wenig 
kompromißbereiten Eiektrizitfüs­
wirtscha!L Eine Verletzung des von 
Österreich ratifizierten internationa­
len Abkommens über den Schulz von 
Feuchtgebieten sieht der Minister 

-nicht, wenn entsprechende ökologi­
sche Begleitmaßnahmen ergriffen 
werden. 

In der Frage des Krafh<:erkpro­
jekts in Osttirol liegt die Sache inso­
Iern anders, sagte Haiden, als es dort 
nicht darum geht, ob überhaupt ge­
baut wird, sondern darum, ob die 
Umbalfäl!e einbezogen werden. Hier 
ei schon im Bevorzugun ahren 

-~ •(1 - hal-
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Im Gegensatz zu Schieder war Wiens 
Energiestadtrat Hatzl optimistisch. Er betonte 
in einer Pressekonferenz, ,,entgegen des 
Eindruckes, der durch Zeitungsberichte 
entstehen könnte, ist die Stadt Wien dem 
Kraftwerksbau in Hainburg gegenüber 
grundsätzlich positiv eingestellt. " 177

) 

Trotz der Hinweise von Bundesminister Haiden 
auf die Wasserqualität und die Verbesserung 
der Wassergüte durch den Bau von 
Kläranlagen 173

) beharrte die Wiener ÖVP auf 
ihrem „Nein" zu Hainburg; ihr Grund war die 
,,Sorge um das Wasser". 179

) 

Im Mai 1984 berichtete der „Kurier" unter der 
Schlagzeile „Deswegen ist Wiener SPÖ (noch) 
gegen Hainburg", daß die „ Wiener Stadtväter 
nicht so sehr die Sorge um die Donau-Au­
Wälder zum vorläufigen 'Hainburg-Nein' 
bewogen hat, sondern die Hoffnung auf ein 
Milliardengeschäft"180

). Gemeint waren damit 
die finanziellen Zuschüsse der DOKW zur 
Verbesserung der Wasserversorgung und der 
Wiener Kläranlage. 

Die Wiener SPÖ war in der Hainburg-Frage 
weiter gespalten; im Gegensatz zu 
Umweltstadtrat Schieder warf sich nun nach 
Verkehrsstadtrat Hatzl auch der mächtige 
Finanzstadtrat Mayr in die Schlacht für 
Hainburg. Mayr verstand das Kraftwerk als 
'Umweltreparatur' .181

) 

Nach diesen Meinungsverschiedenheiten war 
es notwendig, eine einheitliche Linie der 
Wiener Stadtregierung zu finden. Die 
Kompromißformel lautete: ,,Ja zu Hainburg, 
aber nein zum vorliegenden Projekt", 182

) das „in 
dieser Form für Wien nicht akzeptabel ist. " 183

) 

Vier Monate später, im September 1984, 
waren die Einwände Wiens weitgehend 
ausgeräumt sowie vertraglich vorbereitet und 
Stadtrat Schieder versicherte: ,,Keine Gefahr 
für Wiens Wasserversorgung durch den Bau des 
Donaukraftwerkes Hainburg. " 184

) 

Und Bürgermeister Zilk meinte überzeugend: 
,,Meine Aufgabe ist, dafür zu sorgen, daß, 
einerlei wie die Entscheidung über den 
Kraftwerksbau fällt, das Wiener Wasser 
funktioniert. Die Garantie dafür übernehme 
ich. "185) 

Trotz dieser nunmehr optimistischen Haltung 
der Wiener Landesregierung blieb 
Vizebürgermeister Busek für die Wiener ÖVP 
bei seinem „Nein" zu Hainburg. 

Nach dem Dezember 1984 wurde erneut die 
Diskussion bezüglich eines Vorziehens der 
Staustufe Wien aktuell, 186

) aber einige Tage 
später wieder verworfen. 187

) 

Bürgermeister Zilk erklärte im Jänner 1985, 
daß Wien die Konsequenzen aus dem 
„Hainburg-Konflikt" ziehen werde, sämtliche 
Planungen der Stadt, so auch „das Projekt der 
Staustufe Wien soll eingehend von Fachleuten 
überprüft und in allen Auswirkungen 
genauestens analysiert werden". 188

) 

Wie wenig dieses Bemühen nützen konnte, 
zeigte ein Bericht im „Profil", in dem bereits, 
bevor die Planungen zur Staustufe Wien 
begonnen wurden, die Vermutung geäußert 
wurde: ,,Die Staustufe Wien könnte Hainburg an 
Problemen noch überwiegen. " 189

) 

177) Wiener Zeitung vom 10. März 1984. 181) Kurier vom 25. Mai 1984. 185) Kurier vom 5. Oktober 1984. 

178) AZ vom 13. März 1984. 182) Kurier vom 30. Mai 1984. 186) Kronen-Zeitung vom 29. Dezember 1984. 

179) Kurier vom 20. April 1984. 183) Wiener Zeitung vom 30. Mai 1984. 187) Kronen-Zeitung vom 4. Jänner 1985. 

180) Kurier vom 8. Mai 1984. 184) Wiener Zeitung vom 8. September 1984. 188) Kurier vom 8. Jänner 1985. 
189) Profil Nr. 3, vom 14. Jänner 1985. 
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3.3 Die rechtlichen Verfahren 

Die Beurteilung der Ereignisse von Hainburg 
wäre nicht möglich, ohne die rechtlichen 
Verfahren zu dokumentieren. Die 
Rechtssituation wie auch die Vorgangsweise 
im Rahmen der Genehmigungsverfahren 
führten zu heftiger Kritik; sowohl die 
Kraftwerksgegner als auch die durch den 
Kraftwerksbau befaßten Behörden nahmen an 
den von den Donaukraftwerken vorgelegten 
Grundlagen Anstoß. Gleichzeitig wurden 
anhand von Rechtsgutachten sowie 
Rechtsmeinungen einzelner und durch 
Diffamierung von Gutachtern 
Randbedingungen geschaffen, die den 
Verfahrensablauf erschwerten. 

Als im Jahre 1981 die DOKW mit den 
generellen Planungen für ein Kraftwerk im 
Raume Hainburg begann, war nicht 
abzusehen, welche Bedingungen - ob dies nun 
die Frage der Heilquellen, der 
Grundwassersituation, des Trinkwassers und 
des Auwaldes war - zu beachten wären. 
Aufgrund der erschwerten geologischen und 
hydrologischen Voraussetzungen ergaben sich 
die ersten Probleme, denn durch Festlegung 
von einzelnen Politikern betreffend den 
Kraftwerksstandort verengte sich der 
Entscheidungsspielraum. 

Als sich 1983 aufgrund der 
Untersuchungsergebnisse herausstellte, daß 
sich der ursprünglich ins Auge gefaßte und 
heftig kritisierte Standort Hainburg aus 
wirtschaftlichen wie auch ökologischen 
Gründen als günstiger erwies, mußten neben 

190) Donaukraftwerk Hainburg, Erklärung zum bevorzugten Wasserbau, 
22. Dezember 1983. 
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den bereits erfolgten Untersuchungen zu den 
Standorten Hainburg, Stopfenreuth und 
Petronell weitere durchgeführt werden. 

So führte beispielsweise die Einbeziehung der 
Variante Röthelstein zu einer Fristverlängerung 
im Rahmen des Genehmigungsverfahrens für 
die Erklärung zum bevorzugten Wasserbau. 

Am 19. Mai 1983 stellten die Österreichischen 
Donaukraftwerke an das Bundesministerium 
für Land- und Forstwirtschaft das Ansuchen 
um Bevorzugungserklärung. Im Rahmen des 
Stellungnahmeverfahrens ergaben sich die 
ersten Schwierigkeiten dadurch, daß im 
Bevorzugungserklärungsverfahren von 
gesetzeswegen nur volkswirtschaftliche 
Aspekte maßgebend sind. 190

) So wurde in 
einzelnen Stellungnahmen darauf verwiesen, 
daß in mehreren Punkten noch keine 
ausreichenden Unterlagen vorliegen. Dazu 
vertrat das Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft die Meinung, daß „die vom 
Kraftwerksunternehmen eingereichten 
Unterlagen für die Beurteilung des 
volkswirtschaftlichen Interesses ausreichend 
sind und alle anderen Fragen erst im generellen 
wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren 
darzustellen wären". 

Diese Einwände wurden in der Öffentlichkeit 
so dargestellt: ,,Jetzt legt sich die NÖ. 
Landesregierung quer. Die Landesregierung 
lehnt die Erklärung Hainburgs zum bevorzugten 
Wasserbau ab. " 191

) Bundesminister Haiden, der 
für die Erklärung zum bevorzugten Wasserbau 
kompetenzmäßig zuständig war, wurde 
aufgrund seiner klaren Entscheidung für das 
Donaukraftwerk Hainburg abqualifiziert. 

191) Kronen-Zeitung vom 15. Dezember 1983. 
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In der TV-Diskussion um Hrotrwerk Hainburg 
blieb die Herntraae an Haiden unlleanrwoner: 

' ; 

Hainburg „richtig u d - . " 
Smowatz hofft auf . . B U UOtfVend1g 
Dec Pos,i,ves ewilJigungsverfahren - Abi h k . 

" e nung e,n Rückt, 

"iiesem 
'Dis. 

..,Ii-

' -~--==---
In TV-Diskussion blieb der Minister eine klare Antwort schuldig 

, 
r? 

Wer se Haiden wejjii 
Hainburg u ? 

Wien, - Eine der wesentlichsten Fragen blieb bei der TV-Dis, 
kussion über das Kraftwerksprojekt Hainburg unbeantwortet; Wer 
hat Landwirtschaftsminister Günter Haiden unter Druck gesetzt, 
damit er - ohne Wich!lge Gutachten abzuwarten - das Vorhaben 
zum „bevo,zugten Wasserbau" erklärt hat? Seine Rechtfertigun­gen standen auf eher schwachen Beinen. 
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1
ert(' 1,ch 1edoch deutJ.::h her 
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baut ,h·1dL'n ~ol/c, u.j,,: '•(/,! L'"> Haiden tr,H dabei ,n d,e f;,/h:.i,, 

fen des niedero1/erre,ch,,.hen N,1 
lurschutzlandc''>'.:'t·1 t· · • 8,e 
zovszky, der sich. wenn h :, ·, :,, 

kle Entscheidungen geht. oft mall. 
gemein kauni •,, ·,•,. 
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.1n.-j,,.,,,;,:,1t1aberve•1,r'11"lr, 
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Wegen der großen Gefahr für die lobau_ 

lweires Wiener Nein 
1um Hoinburo-Proiekf 

Das Jst das zweite ,,Nein" der Stadt Wien zum 
Donaukraftwerk Hainburg: Nachdem schon die 
Erklärung des Projekts zum „bevorzugten Was­
serbau" abgelehntworde_n war, stimmt die Bun­
deshauptstadt jetzt auch Im wasserrechtlichen 
Genehmigungsverfahren gegen die von den 
DOKW vorgelegten Pläne. 

Wie berkhtet, würde der Rück- neuen Pläne oder Detailunterlagen 
stau der Donau durch das Kraftwerk liefern, kann Wien dem Kraftwerks­
das Grundwasserdertobau auf das bau nicht zustimmen. Das Gesamt­
schwerste beeinträchtigen. Im Projekt muß außerdem auch in 
Grundwasserwerk lobau werden Wien einem naturschutzbehörd-

VON HELGA LONG!N 

~ Tag bis zu 80.000 Kubikme~ 
Wasser gewonnen. Diese Menge ist 
für die Sicherheit derWienerTrink­
vasseiversorgung unbedingt not­
,endig. 

Die Bedenken Wiens betreffen In 
<?r Unie die Qualität des Grund. 
'!rs. So heißt es in der Stenung­

die den DOKW am 20. Fe­

bisher 

lichen Verfahren unterzogen wer­
den." 

Auf das höchste gefährdet ist 
auch der Weiterbestand der 130 
Hektar großen Zaineth-Au im Be. 
reich der Schwecha!mündung bei 
Mannswörth (NÖ). Dort Würde 
durch den l<raftwerksbau der Was­
serstand bedenklich absinken. Den. 
noch gibt es derzeit keinerlei Pliine 
der DOJ<W für notwendige Gegen. 
maßnahmen. 

Nach wie vor fehlen auch konkre­
asserquafität mllssen te Aussagen über den DOnauhoch. 

'' .. "nzucekhend abge. ,;'.~'J;'~~~' ;~;,, ~:%.,!::t~:~ 
•Weltstadtrat Peter es er;t nach einer Änderung des 
nn die OOKW keine Projekts geben!" 



---

So stellte die „Kronen- Zeitung" in einem 
Kommentar die provokante Frage:,, Weiß der 
Minister, wovon er redet?"192J Nachdem 
Bundesminister Haiden in einer Pressestunde 
erklärte, daß es „noch nie so rigorose Auflagen 
für ein Kraftwerk gab", 193l blieb für die „Kronen­
Zeitung" die Kernfrage „ Wer setzt Sie unter 
Druck, Herr Minister?"194l unbeantwortet. 

Im Bescheid des Bundesministeriums für 
Land- und Forstwirtschaft, der das 
Kraftwerksprojekt Hainburg zum bevorzugten 
Wasserbau erklärte, wurde festgehalten, daß 
das Vorliegen der naturschutzrechtlichen 
Bewilligung vor der Erteilung der 
wasserrechtlichen Bewilligung erforderlich sei. 

Bereits am 2. Dezember 1 983 hatten die 
Donaukraftwerke an die 
Bezirkshauptmannschaften Wien-Umgebung, 
Bruck/L. und Gänserndorf das Ansuchen um 
naturschutzrechtliche Bewilligung gerichtet; 
dabei aber vergessen, daß nach § 4 Absatz 2 
des NÖ. Naturschutzgesetzes um diese 
Bewilligung nur der Grundeigentümer, Pächter 
oder sonstige Nutzungsberechtigte ansuchen 
kann. Dieser Umstand führte zu 
Komplikationen bei der Verfahrensabwicklung. 
Daraufhin mußten die Donaukraftwerke 
sukzessive diese Vollmachten erst von den 
Grundbesitzern einholen. Aufgrund der 
Tatsache, daß in der Bevorzugungserklärung 
Bundes- und Landesgesetze miteinander in 
Beziehung gebracht wurden, wurde in der 
Öffentlichkeit die Meinung vertreten, daß 
Bundesminister Haiden gegen das Gesetz 
verstoßen hätte. 195l 

Bereits im November 1983 suchten die 
Donaukraftwerke um die wasserrechtliche 

192) Kronen-Zeitung vom 18. Dezmber 1984. 
193) AZ vom 9. Jänner 1984. 
194) Kronen-Zeitung vom 9. Jänner 1984. 
195) Kronen-Zeitung vom 20. Jänner 1984. 
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Bewilligung beim Bundesministerium für Land­
und Forstwirtschaft an. Erneut wurden auch in 
diesem Verfahren Stellungnahmen der 
Gebietskörperschaften und 
lnteressensvertretungen sowie der 
Bundesdienststellen eingeholt. 

Das Amt der Wiener Landesregierung stellte 
vorweg fest, ,,daß der Bau des Kraftwerkes 
Hainburg grundsätzlich positiv beurteilt wird. Da 
jedoch im Bereich des Landes Wien wichtige 
öffentliche Interessen berührt werden, sollten in 
mehreren Punkten ausreichende Vorkehrungen 
zur Hintanhaltung von Nachteilen bzw. 
Beeinträchtigungen getroffen werden". 195J 

Bereits eine Woche vorher wußte die „Kronen­
Zeitung" zu berichten, daß wegen der großen 
Gefahr für die Lobau Wien zum zweiten Mal 
gegen das Donaukraftwerk Hainburg Stellung 
bezog. 197l 

„Das Land Niederösterreich" - so 
Landeshauptmann Siegfried Ludwig - ,,werde 
seine Entscheidung jedoch erst nach Abschluß 
des wasserrechtlichen Verfahrens, für das der 
Landwirtschaftsminister zuständig ist, 
treffen. " 198l 

Für die ÖVP meldete Generalsekretär Graff als 
Jurist Bedenken an, ,,ob nämlich der Standort 
gemäß dem NÖ. Naturschutzgesetz und dem 
Wasserrecht überhaupt bewilligt werden 
kann". 199l 

Bundeskanzler Sinowatz, zum Projekt 
Hainburg befragt, vertrat die Meinung, ,,daß die 
Verwirklichung des Baues nicht von einer 

196) Stellungnahme des Amtes der Wiener Landesregierung 
vom 20. Februar 1984. 

197) Kronen-Zeitung vom 15. Februar 1984. 
198) Wiener Zeitung vom 27. April 1984. 
199) Wiener Zeitung vom 9. Mai 1984. 
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politischen Willenserklärung, sondern vom 
behördlichen Bewilligungsverfahren abhängt. 
Sollte keine naturschutzrechtliche Bewilligung 
erteilt werden, könne man das Kraftwerk nicht 
bauen". 200l 

Wie schwierig aber auch die Abwicklung des 
naturschutzrechtlichen Verfahrens war, zeigen 
folgende Pressemitteilungen. Die in 1. Instanz 
zuständigen Bezirkshauptleute „ werden seit 
Wochen mit Briefen und Postkarten bombardiert. 
Weiters wurde eine Anzeige gegen unbekannte 
Täter erhoben, in der ein Sammelsurium von 
Vorwürfen, wie Täuschung, Betrug, 
Gemeingefährdung, Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit, beinhaltet war. " 201 l 

In der Folge standen vor allem die 
Naturschutzgutachten und deren Verfasser im 
Mittelpunkt der Kritik. Einerseits wurde der 
Vorwurf erhoben, daß die Gutachten im „Hudri­
wudri-Verfahren" abgewickelt wurden, 202l 

andererseits mit Genugtuung festgestellt, ,,alle 
Hainburg Gutachten haben schwerste 
Bedenken". 203l 

Einen Tag später schwächte man diese 
Feststellung jedoch ab, indem der „Kurier" 
folgende Richtigstellung brachte: ,,Noch kennt 
man nicht den gesamten und genauen Inhalt der 
vier Amtsgutachten zum Bau des Kraftwerkes 
bei Hainburg. Aber dem Vernehmen nach 
befürchten alle vier Gutachter schwere 
Umweltschäden für Auwald und 
Wasserqualität. " 204l 

Durch telefonischen Terror und anonyme 
Drohbriefe versuchten die 

200) Wiener Zeitung vom 23. Mai 1984. 
201) AZ vom 8. Februar 1984. 
202) Kronen-Zeitung vom 28. März 1984. 
203) Kurier vom 10. Mai 1984. 
205) Kurier vom 5. Juni 1984. 

Kraftwerksgegner, 205l einen der 
Amtsgutachter, Professor Otto Koenig, 
einzuschüchtern. 

Gleichzeitig wurden einseitige Kommentare mit 
dem Titel „Die Irrtümer des Otto Koenig"206l 

veröffentlicht. Diese Diffamierung und 
Gerüchte erschienen deshalb so 
schwerwiegend, weil erst am 20. Juni die 
Entscheidung über das naturschutzrechtliche 
Verfahren in 1. Instanz getroffen wurde. 

Zum selben Zeitpunkt warf Bundesminister 
Haiden der DOKW Säumigkeit betreffend die 
Beibringung von Unterlagen vor. 
Bundesminister Haiden dazu wörtlich: ,, Wenn 
die E-Wirtschaft ein bißchen beweglicher 
gewesen wäre und gleichzeitig erkannt hätte, 
daß man Kompromisse braucht, könnte Hainburg 
schon gebaut werden. " 207

) 

In der Folge wies Bundesminister Haiden 
wiederholt darauf hin, daß die DOKW noch 
keine ausreichenden Unterlagen für das 
wasserrechtliche Bewilligungsverfahren zur 
Verfügung gestellt hätte. 208l 

Aufgrund von teils negativen und teils 
positiven Gutachten lehnten die 
Bezirkshauptmannschaften im Juni 1984 den 
Antrag auf naturschutzrechtliche Genehmigung 
ab. Daraufhin wurde der für 
Naturschutzangelegenheiten zuständige 
Landesrat, Dr. Brezovsky, vom NÖ. Landtag 
aufgefordert, in II Instanz zu entscheiden. In 
einem Dringlichkeitsantrag aller 
niederösterreichischen Abgeordneten wurde 
darauf verwiesen, daß dem Kraftwerk 
Hainburg sowohl vom Standpunkt der 

205) Kurier vom 5. Juni 1984. 
206) Kronen-Zeitung vom 27. Mai 1984. 
207) Wiener Zeitung vom 29. Mai 1984. 
208) Wiener Zeitung vom 26. Juni 1984. 



Ökologie als auch der Ökonomie 
weitreichende Bedeutung zukommt. 209

) Im Juli 
1984 stellte Landesrat Brezovszky fest, daß 
der in 1. Instanz von drei Bezirkshauptleuten 
erlassene Bescheid im Hainburg-Verfahren 
einer Beurteilung des 
Verwaltungsgerichtshofes nicht standhalten 
würde, weil wichtige Entscheidungen dieses 
Höchstgerichtes übersehen wurden. 210

) 

Zur Forderung der Hainburg-Gegner, alle 
Verfahren öffentlich abzuwickeln, vertrat 
Landesrat Brezovszky die Meinung, daß dieses 
Verlangen gegen Verfassung und gegen 
verfahrensrechtliche Bestimmungen 
verstoße. 211

) Daraufhin wurde von Seiten der 
Kraftwerksgegner von Geheimgutachten und 
Geheimverfahren gesprochen. Die an sich 
noch geheimen Gutachten im 
naturschutzrechtlichen Verfahren wurden von 
der „Kronen-Zeitung" in sensationeller 
Aufmachung veröffentlicht. So wurde vor allem 
das Gutachten von Professor Koenig dazu 
benutzt, seine positive Stellungnahme ins 
Gegenteil zu kehren. 

Diese unvollständige und aus dem Inhalt 
gerissenen Zitate veranlaßten Professor 
Koenig zu folgender Aussage: ,,Man hat mir 
das Wort im Munde umgedreht. " 212l 

Als die Kraftwerksgegner daran gingen, die 
Hainburg-Gutachter für ihre Anliegen zu 
mißbrauchen, wurden kritische Stimmen laut. 
Diese Aktivitäten der Initiatoren des Konrad­
Lorenz-Volksbegehrens wurden als plumpe 
BltJdelei dargestellt. 

„Kurier"-Chefredakteur Leitgeb beurteilte 
diese Aktivitäten so: ,,Die Themen 
Kraftwerksbau und Energiepolitik sind vielzu 

209) Dringlichkeitsantrag vom 17. Juli 1984. 
210) AZ vom 19. Juli 1984. 
211) Wiener Zeitung vom 20. Juli 1984. 
212) AZ vom 1. August 1984. 
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sensibel, als daß man sie auf das Niveau von 
Schmierenbühnen hätte drücken dürfen. "213l 

Bezüglich der rechtlichen Situation stellte 
Landesrat Brezovszky klar: ,, Wenn es nach dem 
derzeitigen Naturschutzgesetz keine 
gesetzeskonforme Zustimmung geben kann, wird 
das DOKW-Projekt abgelehnt - eine 
Gesetzesänderung, eine ,Lex-Hainburg', sei für 
ihn undenkbar. " 214

) 

Die Kraftwerksgegner - bisher vor allem 
emotionsbetont - wollten den Hainburg­
Konflikt auf rechtlicher Ebene austragen. 
Dabei waren Schlagworte, wie Fälschung, 
Unkenntnis der Rechtslage, persönliche 
Bereicherung aktueller denn je. 215

) 

Czwiertnia damals wört­
lich: ·.,In den Donau-March­
Thaya-Auen soll ein National­
park entstehen, was nicht allzu 
schwierig sein kann, zumal al­
len Nutzungsansprüchen ein­
schließlich des Kraftwerkbaues 
grundsätzlich Rechnung getra­
gen werden kann." 1111111 

Neuer Zündstoff in der Hainburg-Entscheidung 
wurde durch einen pensionierten 
Naturschutzbeamten, Hofrat Czwiertnia, in die 
Öffentlichkeit gebracht. Er bezichtigte 
Landesrat Brezovszky öffentlich des 
Rechtsbruches. Czwiertnia, nunmehr 
entschiedener Kraftwerksgegner, hatte noch 
1982 im NÖ. Naturschutzbericht auf einen 
Nationalpark „Donau-March-Thaya-Auen" 
hingewiesen, ,,was nicht allzu schwierig sein 
kann, zumal allen Nutzungsansprüchen 
einschließ/ich des Kraftwerksbaues 
grundsätzlich Rechnung getragen werden 
kann". 216) 

Nachdem Überlegungen des 
Bundesministeriums für Land- und 

213) Kurier vom 10. August 1984, 12. August 1984. 
214) Kurier vom 12. September 1984. 
215) Kurier vom 14. September 1984. · 
216) Naturschutzbericht 1979-1981, Wien 1982. 
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Die „Kronen-Zeitung" zitierte aus seinem Hainburg-Gutachten - aber „leider" unvollständig 

Protessor Koenig: Man hat mir das Wort 
im Mund umgedreht ,,fJjlli : 

WJEN (AZ). Professor Koenig, Verhaltensforscher und llain­
burg-Gutachter, ist fuchsteufelswild: Die „Kronen-Zeitung" 
l1atte in ihror Dienstagausgabe in sensationeller Aufmachung 

' 

\ 

berichtet, entgegen bisheriger Annahmen sei auch er in einem 
(noch geheimen) Gut.tchten über J{ainburg zur Auffassung ge­
langt, Hainburg sollte aus gesetzlichen Gründen nicht l"eJ.-
werden. Koenig DienstaJt -· - · · · 
Mund umgedreht." 
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Forstwirtschaft, zu den wasserrechtlichen 
Verhandlungen 27.000 Anrainer einzuladen, 
wieder verworfen wurden, fand im Oktober 
1984 die Behördenbesprechung und im 
November 1984 die wasserrechtliche 
Bewilligungsverhandlung statt. Dabei konnte 
mit allen Betroffenen - Gemeindefl, Ländern 
und Behörden - Einigung erzielt werden. 

Trotzdem versuchten die Tageszeitungen, 
durch „Sensationsberichte" gegen das Projekt 
Hainburg Stellung zu nehmen. So wurde aus 
einem „Schriftstück" eines Beamten, der sich 
auf Detailfragen des Hainburg-Projektes 
bezog, die Schlagzeile „Auch 
Bautenministerium übt nun Kritik am Kraftwerk 
Hainburg". 217l 

Noch im Oktober 1984 wies das 
Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft auf „Mängel im Hainburg­
Projekt" hin. Vor allem fehlende Unterlagen 
sollten nachgereicht und die offenen Fragen 
zur Wassergüte .und über 
Abwassereinleitungen der Stadt Wien 
beantwortet werden. 218l 

Dies war deshalb erstaunlich, weil bereits eine 
grundsätzliche Lösung der Probleme zwischen 
Wien und den Donaukraftwerken Mitte 
September 1984 erzielt wurde. 219l 

Am 11. Oktober 1984 nahm Bundesminister 
Haiden die Kritik seines Ministeriums zurück 
und die DOKW in Schutz, ,,die Vorgangsweise 
wäre im Wasserrechtsverfahren durchaus üblich" 
und "die offenen Fragen stellten keinen Mangel 
dar und wären inzwischen großteils geklärt. "220

l 

Vor der naturschutzrechtlichen Entscheidung 
in II. Instanz wiederholte sich die Kritik der 
Zeitungen. Nachdem man in der „Kurier"-

217) Kurier vom 20. September 1984. 
218) Kurier vom 9. Oktober 1984. 
219) Aktenvermerk DOKW-Stadt Wien vom 19. September 1984. 
220) Kurier vom 11. Oktober 1984. 

Die rechtlichen Verfahren 

Redaktion bereits vor der ersten Entscheidung 
von vier vernichtenden Gutachten berichtete, 
wußte man diesmal von „neuen 
Geheimgutachten gegen den Kraftwerksbau in 
Hainburg. " 221 l Die „Kronen-Zeitung" präzisierte 
dieses Gerücht und erhob schwere Vorwürfe 
gegen Landesrat Brezovszky, weil „fünf 
Gutachter den Kraftwerksbau ablehnen " 222

l 

Am 26. November 1984 beendete Landesrat 
Brezovszky die Spekulationen über die 
Gutachten und erteilte unter Vorschreibung 
von 31 Auflagen die naturschutzrechtliche 
Bewilligung für die Errichtung des 
Donaukraftwerkes Hainburg. Elf der zwölf 
Gutachten waren positiv. Zur erneut 
geforderten Offenlegung der Gutachten stellte 
Landesrat Brezovszky fest: ,,Ich bin zur 
Amtsverschwiegenheit verpflichtet. Wegen der 
Morddrohungen und undemokratischen 
Methoden geht es auch darum, die Gutachter zu 
schützen. " 223

) 

Von Seiten der Kraftwerksgegner wurde 
Landesrat Brezovszky zur Zielscheibe aller 
Angriffe. ,,Sein Bescheid sei abenteuerlich", 224l 

meinen die Initiatoren des Konrad-Lorenz­
Volksbegehrens. 
Eine Klage wegen Amtsmißbrauch wurde am 
7. Dezember 1984 bei der Staatsanwaltschaft 
Wien eingebracht. Kläger war neben DDr. 
Nenning, Dr. Mauthe, Dr. Lötsch und vielen 
anderen auch der Pensionist Dr. Czwiertnia. Im 
Gegensatz zu einigen Universitätsprofessoren 
und anderen Hainburg-Gegnern stellte der 
ÖVP- Klubobmann in Niederösterreich, Dr. 
Bernau, Landesrat Brezovszky das Zeugnis 
aus „gesetzestreu gehandelt zu haben, als er als 
alleinverantwortliche II. Instanz grünes Licht für den 
Kraftwerksbau in Hainburg gegeben habe. "225l 

221) Kurier vom 6. November 1984. 
222) Kronen-Zeitung vom 26. November 1984. 
223) AZ vom 28. November 1984. 
224) Kronen-Zeitung vom 3. Dezember 1984. 
225) AZ vom 5. Dezember 1984. 
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Am 5. Dezember 1 984 erteilte auch 
Bundesminister Haiden den wasserrechtlichen 
für den Bau des Kraftwerkes Hainburg. 326 
Auflagen, davon mehr als 60 für den 
Umweltschutz, untermauerten die Behauptung, 
daß „noch nie ein Standort für ein Kraftwerk so 
sorgfältig geprüft wurde". 226

) 

Am 19. Dezember 1984 wurde dieser 
generelle wasserrechtliche 
Bewilligungsbescheid im Punkt 41) der 
Auflagen abgeändert und am 21. Dezember 
1984 erhoben mehrere Grundeigentümer 
gegen den Bewilligungsbescheid Beschwerde 
und stellten gleichzeitig den Antrag auf 
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung. 
Diesem Begehren wurde vom 
Verwaltungsgerichtshof am 2. 1. 1985 
stattgegeben. Die Ursachen, die zum 
Rodungsstopp führten, waren darin begründet, 
daß entgegen dem von den Donaukraftwerken 
eingereichten Projekt der zu verlegende 
Marchfeld- Schutzdamm nicht innerhalb der 
Grenze des Auwaldes errichtet, sondern 
aufgrund des Betreibens der 
forstwirtschaftlichen Sachverständigen in die 
angrenzenden landwirtschaftlich genutzten 
Grundflächen verlegt werden sollte. 

Obwohl sich sowohl die Vertreter der 
Landwirtschaft als auch die DOKW im Rahmen 
der Behördenverhandlung gegen diese 
Maßnahme aussprachen, wurde im Punkt 41) 
des Bewilligungsbescheides diese Verlegung 
des Marchfeld-Schutzdammes auf 
landwirtschaftliche Grundstücke 
vorgeschrieben. In dem am 19. 12. 1984 
geänderten Punkt 41) des wasserrechtlichen 
Bescheides wurde der bisherige Text 
insoferne abgeschwächt, als die Möglichkeit 

226) AZ vom 7. Dezember 1984. 

der Dammverlegung zu prüfen wäre. Diese 
Auflage in der urspründlichen Fassung hatte 
aber zur Folge, daß in diesem Bereich 
Grundeigentümer erlangen könnten. Drei 
dieser Grundeigentümer hatten von der 
Möglichkeit, Beschwerde zu führen, Gebrauch 
gemacht und, obwohl vom 
Verwaltungsgerichtshof ausdrücklich 
hinzugefügt wurde, daß mit Zuerkennung der 
aufschiebenden wirkung noch keine 
Sachentscheidung präjudiziert wurde, mußten 
die Rodungsarbeiten, die bis 31. Jänner 1985 
befristet waren, eingestellt werden. 

In der Folge wurde eine Reihe von 
Beschwerden gegen den wasserrechtlichen 
und naturschutzrechtlichen Bescheid durch 
den World-Wild-Life-Fund beim Verwaltungs­
und Verfassungsgerichtshof eingereicht. 

Am 5. März 1985 bestätigten die 
Höchstgerichte in einer neunten und vorerst 
letzten Erkenntnis die Rechtsmäßigkeit der 
naturschutzrechtlichen Bewilligung. Noch 
anhängig sind je zwei Beschwerden beim 
Verwaltungs- und Verfassungsgerichtshof 
gegen den Wasserrechtsbescheid des 
Landwirtschaftsministeriums und die gegen 
Landesrat Brezovszky laufende Strafanzeige 
wegen Amtsmißbrauches. 

Zur gesamten rechtlichen Situation kann 
derzeit noch kein abschließendes Urteil 
abgegeben werden, da die Rechtssprechung 
der Höchstgerichte noch abzuwarten ist. 
Eines kann aber vorweggenommen werden, 
die im Dezember 1984 in der Stopfenreuther­
Au begonnene Baustellenerschließung sowie 
die Rodungsarbeiten erfolgten in rechtmäßiger 
Ausübung einer erteilten Bewilligung. 227

) 

227) Bericht des Bundeskanzlers vom 23. Jänner 1985. 
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Die Aussagen von Parteien und Interessenvertretungen zu Hainburg 

3.4 Die Aussagen von Parteien und 
Interessenvertretungen zu Hainburg 

Hainburg war kein Streitpunkt zwischen den 
Regierungsparteien und der Oppositionspartei, 
Hainburg war bei allen im Parlament 
vertretenen Parteien vor allem ein interner 
Konflikt, eine Auseinandersetzung von 
Jugend-, Frauen- und 
Naturschutzorganisationen mit den 
Parteienspitzen. Obwohl es keine 
Besonderheit ist, wenn Jugendorganisationen 
ihre Kritikfähigkeit unter Beweis stellen, ist 
Hainburg beachtenswert, weil hochrangige 
Funktionäre als vehemente Kraftwerksgegner 
in Erscheinung traten und damit zu einem 
mehr oder minder großen Teil ihrer Partei in 
Opposition standen. 

Diese Vorgangsweise führte bei den Parteien 
zu Verwirrung und Orientierungslosigkeit. 
Obwohl alle bemüht waren, nach außen 
Einigkeit zu dokumentieren und deswegen 
eine Reihe von Gipfeltreffen durchführten, war 
eine einheitliche Parteilinie zumeist nur von 
kurzer Dauer. 
Diese grundsätzliche Betrachtung wäre aber 
zu einfach, weil die Frage „Kraftwerk Hainburg" 
nicht von der Kritik an der E-Wirtschaft , von 
den Vorgangsweisen von Bundes- und 
Landesdienststellen und von der durch Taktik 
bestimmten Verhaltensweise von Politikern auf 
Bundes- und Landesebene getrennt werden 
kann. 

In der SPÖ war durch die klare Haltung von 
Bundeskanzler Sinowatz, der immer wieder auf 
die Notwendikeit des Kraftwerkes Hainburg 
hingewiesen hat, die Gruppe der 
entschiedenen Kraftwerksgegner eher klein. 

228) Wiener Zeitung vom 3. August 1983. 
229) Wiener Zeitung vom 6. August 1983. 

Zumeist waren es Vertreter der „sozialistischen 
Jugend" und der „Jungen Generation", die sich 
zu Hainburg kritisch äußerten. Neben den 
Jugendgruppen waren es aber auch die 
Umwelt- und Naturschutzvereine, die gegen 
Hainburg Stellung bezogen. 

In Konflikt konnten jene Funktionäre geraten, 
die einerseits aufgrund ihrer persönlichen 
Tätigkeit und andererseits durch Funktionen in 
anderen Organisationen differenzierte 
Aussagen zu treffen hatten. 

So hat aufgrund von 
Meinungsverschiedenheiten innerhalb der 
SPÖ Bundeskanzler Sinowatz im August 1983 
einen Sondergipfel einberufen. Als Ergebnis 
dieser Besprechung gab er bekannt, daß 
Hainburg gemäß der Regierungserklärung 
Vorrang besitzt und zur endgültigen 
Entscheidung sollten noch Gutachten geprüft 
bzw. abgewartet werden. 228l 

Obwohl damit der einheitliche Standpunkt der 
Bundesregierung festgelegt wurde, standen in 
der Folge nuancierte Interpretationen öffentlich 
zur Diskussion. 

So meldete sich erstmals 
Wissenschaftsminister und 
Naturfreundeobmann Fischer zu Wort. ,,Die 
Regierung habe zu dem Projekt noch nicht ja 
gesagt. Die endgültige Entscheidung werde von 
den Gutachten abhängen. 11229

) 

Und am selben Tag stellte sich als erster 
prominenter SPÖ-Abgeordneter, Josef Gap, 
gegen die offizielle Parteilinie. ,,Hainburg soll 
gar nicht gebaut werden. 11230l 

Auch kurz bevor die Entscheidung über die 
Bevorzugungserklärung des Kraftwerkes 

230) Kronen-Zeitung vom 6. August 1983. 
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Die Aussagen von Parteien und Interessenvertretungen zu Hainburg 

Hainburg fiel, vermerkten die sozialistischen 
Naturfreunde kritisch: ,,Die E-Wirtschaft ist 
bisher den Nachweis für die 
energiewirtschaftliche Notwendigkeit des 
Kraftwerksbaues schuldig geblieben. " 231 > Und 
im Juni 1984 erklärte Bundesminister Fischer 
vor einem Umweltforum der Naturfreunde: 
,,Ich behaupte, wenn Hainburg nicht gebaut wird, 
gehen in Österreich nicht die Lichter aus, und 
wenn Hainburg gebaut wird, ist das weder das 
Ende des Umweltschutzes noch der Verlust der 
hohen österreichischen Lebensqualität. " 232> 

Obwohl ressortmäßig nicht zuständig, war es 
für manche Politiker nicht leicht, sich von 
Aktionen der Kraftwerksgegner zu 
distanzieren. 

So veranstaltete im September 1983 die 
,,Kronen-Zeitung" ein Donaufest in Hainburg -
nach eigener Einschätzung "ein Symbol gegen 
die Rücksichtslosigkeit der Verbetonierer". 
Unter dem Titel „Prominente Teilnehmer" 
berichtete die „Kronen-Zeitung ": ,,Neben 
Sportminister Dr. Helmut Zilk, der die 
Siegerehrung der Donauregatta übernahm, 
bekundeten auch zahlreiche Künstler mit 
Auftritten ihre Solidarität. " 233> 

Besonders exponiert im Hainburg-Konflikt war 
der ehemalige Landesparteiobmann von 
Salzburg und jetzige Unterrichtsminister, Dr. 
Moritz, der sich in seiner Funktion als 
Präsident der Österreichischen Gesellschaft 
für Natur- und Umweltschutz kritisch zum 
Kraftwerk äußerte und feststellte, daß „aus der 
Sicht des Umweltschutzes der Kraftwerksbau 
abzulehnen sei". 234> 

Nicht zuletzt war die Österreichische 

231) Kronen-Zeitung vom 20. Dezember 1983. 
232) Kurier vom 25. Juli 1984. 
233) Kronen-Zeitung vom 26. September 1983. 
234) AZ vom 7./8. April 1984. 

Gesellschaft für Natur- und Umweltschutz 
(ÖGNU) maßgeblich an diversen Publikationen 
und Untersuchungen gegen den 
Kraftwerksbau beteiligt. Obwohl er noch als 
Landespolitiker feststellte, ,,Ich kann in meiner 
politischen Funktion keine andere Haltung 
einnehmen als in Erfüllung meiner Aufgabe als 
Vorsitzender der Gesellschaft für Natur- und 
Umweltschutz", legte er, nachdem er in die 
Bundesregierung berufen wurde, diese Funktion 
zurück235

> und enthielt sich bisher jeglicher 
Meinung zu Hainburg. 

Aufgrund von Meinungsumfragen, die bei den 
Jugendlichen eine stärkere Ablehnung von 
Hainburg feststellten, begannen auch die 
Jugendorganisationen, ihre Aktivitäten gegen 
Hainburg in der Öffentlichkeit darzustellen. 
Gemeinsame Appelle - inner- und 
überparteilich - sollten den Eindruck 
vermitteln, daß die Jugend Österreichs gegen 
den Kraftwerksbau eingestellt wäre. Die SP­
Jugend glaubte im März 1984, auch den 
„parteipolitsichen Kern des Problems" zu 
treffen, als unter der Schlagzeile „Hainburg 
kostet Wählerstimmen" der Abgeordnete Cap 
klarstellte: ,,Die Konsequenz aus der Salzburger 
Wahl muß sein, Hainburg und Zwentendorf 
endgültig aus dem politischen Programm zu 
streichen. 
Tut die SPÖ das nicht, dann riskieren wir, daß 
die Serie der Wahlniederlagen weitergeht. " 236> 

Aber nicht die gesamte sozialistische Jugend 
vertrat diese Meinung, denn einen Tag später 
sprach sich der SJ-Obmann von 
Niederösterreich, Karl Schlägl, für den Ausbau 
der Wasserkraft und das Kraftwerk Hainburg 
aus.231> 

235) Wochenpresse Nr. 37 vom 11. September 1984. 
236) Kronen-Zeitung vom 29. März 1984. 
237) AZ vom 30. März 1984. 
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Die Aussagen von Parteien und Interessenvertretungen zu Hainburg 

In der Folge wurde die Forderung nach 
Verzicht auf den Bau des Kraftwerkes 
wiederholt, wobei die SP­
Jugendorganisationen ihre Haltung in einem 
„Öko-Appell" zusammenfaßten, der inhaltlich 
dem Gesetzestext des „Konrad-Lorenz­
Volksbegehrens" ähnelte, 238

) obwohl die SP­
Jugend das Volksbegehren ablehnte. 

Nach den Dezember-Ereignissen, die bei der 
sozialistischen Jugend heftige Kritik 
hervorriefen, forderte der SP-Abgeordnete Gap 
den raschen Verzicht auf Hainburg und die 
Gründung einer unabhängigen 
„Energiestiftung" mit Freda Meissner-Blau als 
Leiterin. 239l 

Diesen kritischen Stimmen zum Kraftwerk 
Hainburg stand aber eine große Anzahl von 
Befürwortern gegenüber, die angeführt von der 
Fraktion sozialistischer Gewerkschafter, die 
Landesparteiorganisationen wie auch die 
meisten Unterorganisationen umfaßte. In 
Meinungsumfragen wurde innerhalb der SP­
Wähler eine breite Zustimmung für den 
Kraftwerksbau festgestellt. 

Aber nicht nur in der SPÖ waren die 
Meinungen zu Hainburg geteilt; in der FPÖ 
stand der Aussage von Vizekanzler Steger 
(,,Ich bin für den Ausbau der Donau durch 
Kraftwerke, denn wenn man die Donau so läßt, 
wie sie jetzt ist„ wird sie schrittweise 
kaputt. ") 240l die Meinung von Justizminister 
Ofner und der freiheitlichen 
Jugendorganisationen entgegen. 

Bundesminister Ofner, gleichzeitig Obmann 
der FP-Niederösterreich, präzisierte seine 
Meinung zu Hainburg so, ,,Er stünde dem 

238) AZ vom 26. November 1984. 
239) Kurier vom 22. Jänner 1985. 
240) Kurier vom 13. August 1963. 

geplanten Kraftwerksbau in Hainbrug sehr 
kritisch, d. h. ablehnend, gegenüber, da man 
sich in der Regierungserklärung darauf 
festgelegt habe, werde Hainburg wohl gebaut 
werden." 241 l 

Im Zuge der NÖ. Landtagswahlen bekräftigte 
Ofner erneut sein „Nein" zu Hainburg, indem 
er vermutete, daß „die Staustufe Hainburg 
derzeit überflüssig ist. " 242l Und auf die Frage, 
ob dieses Verhalten nicht zu einem Konflikt 
führen könnte, antwortete Bundesminister 
Ofner: ,,Meine Liebe gehört den Hainburger 
Auen, meine Pflicht der Regierung. " 243

> 

Auch die FPÖ-Jugend stellte nach 
eingehender Abwägung der Für und Wider 
fest: ,,Der Kraftwerksbau in Hainburg ist nicht 
notwenig, weil es keinen zusätzlichen 
Energiebedarf gibt. " 244l 

Die Haltung der ÖVP zu Hainburg war durch 
das Bemühen geprägt, eine einheitliche Linie 
zu finden. Dies war deshalb so schwierig, weil 
führende Politiker dieser Partei bereits 
frühzeitig und kompromißlos den Bau des 
Kraftwerkes Hainburg ablehnten und in der 
Öffentlichkeit ihre Meinung mit dem Ziel 
vertraten, die ÖVP auf einen Anti-Hainburg­
Kurs einzuschwören. 

Bereits 1982 forderte Vizebürgermeister 
Busek im Namen der Wiener ÖVP einen 
Planungsstopp für Hainburg. Stand bis 1983 in 
allen Stellungnahmen der Politiker der Bau 
eines Kraftwerkes außer Streit, so nahm die 
ÖVP-Abgeordnete Hubinek erstmals die 
kompromißlose Argumentation der 
Kraftwerksgegner auf. Sie stellte in ihrem 
Namen sowie für die Österreichische 

241) Kronen-Zeitung vom 24. August 1983. 
242) Wiener-Zelutng vom 21. September 1983. 
243) Wiener Zeitung vom 22. Mai 1984. 
244) Kronen-Zeitung vom 11. April 1984. 
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Die Aussagen von Parteien und Interessenvertretungen zu Hainburg 

Frauenbewegung der ÖVP fest: ,,Mit dem Bau 
des Kraftwerkes Hainburg sollte besser 
zugewartet werden. Es ist anzunehmen, daß es 
wahrscheinlich als Energiequelle gar nicht 
benötigt wird. " 245) 

Trotz des steigenden Stromverbrauches im 
ersten Halbjahr 1983 sprach sich gemeinsam 
mit Erhard Busek auch 
Wirtschaftsbundgeneralsekretär Schüssel 
gegen den Bau des Kraftwerkes Hainburg 
aus.246) 

Als die Hainburg-Entscheidung von 
Bundesminster Haiden absehbar war, stellte 
Landeshauptmann Ludwig, obwohl er sich 
persönlich immer der Meinung zum 
Kraftwerksbau enthielt, fest: ,, Wir lassen uns 
nicht von der Dampfwalze der Regierung 
überrollen. " 247) 

Gleichzeitig bekräftigte der Wiener ÖVP­
Obmann Busek sein „Nein" zu Hainburg 246) 
und die ÖVP-Abgeordnete Hubinek drohte bei 
positiver Entscheidung mit Klage. 249) 

Die prinzipielle Entscheidung für den Bau des 
Kraftwerkes zog weitere Reaktionen nach sich. 
So schloß sich der ÖAAB-Generalsekretär und 
ÖVP-Umweltsprecher Walter Heinzinger den 
Kraftwerksgegnern an. ,,Strom, der aus der 
Zerstörung der Umwelt gewonnen werde, sei der 
teuerste " 250), erklärte Heinzinger und wurde 
daraufhin von ÖAAB-Betriebsräten 
aufgefordert zurückzutreten. 251 ) 

Den positiven Stellungnahmen aus Kreisen 
der Wirtschaft und Industrie standen kritische 
Aussagen gegenüber, die sich vor allem gegen 
die ihrer Meinung nach kompromißlose 
Vorgangsweise der DOKW aussprachen. 252) 

Niederösterreichs Landeshauptmann­
Stellvertreter Pröll warf der E-Wirtschaft vor, 
daß „keine Beweise vorliegen, daß wir Hainburg 
brauchen". 253) 

Aufregung verursachte ein Fernsehbericht 
über eine ÖVP-Bundesparteileitungssitzung, in 
der von einem „Nein" der ÖVP zu Hainburg 
berichtet wurde. Der Abgeordnete Dr. König 
war bemüht, eine Klärung des „wahren" 
Sachverhaltes zu geben; resümierend wurde 
dazu festgestellt: ,,Die Volkspartei sagte nicht 
»nein« zu Hainburg " 254), die abwartende und 
unentschiedene Haltung wurde damit weiter 
prolongiert. 

Von Seiten der VP-Abgeordneten Hubinek und 
Heinzinger wurde der Eindruck erweckt, als 
würde die ÖVP gegen Hainburg sein, diese 
„ unzulässige Interpretationen" zogen weitere 
heftige Reaktionen der Abgeordneten Gassner, 
Vetter und König 255) nach sich. 

Im April 1984 berichtete der „Kurier", welche 
Aktivitäten von der ÖVP zu Hainburg geplant 
werden. ,,Nachdem drei Abgeordnete eine 
Petition gegen das Projekt (Hainburg) 
eingebracht haben, reicht nun FCG-Obmann 
Gassner eine Betriebsräte-Petition für das 
Kraftwerk ein. Projekt-Gegner Erhard Busek 
forderte eine Volksbefragung und Othmar Karas 
(Junge ÖVP) macht ein Volksbegehren. " 256) 

Tags darauf berichtete der „Kurier" über das 
Ergebnis im Bundesparteivorstand, ,,Mock 
vergatterte die VP auf Jein zu Hainburg". 257) 

Die bevorstehende Hainburg-Entscheidung 
führte in der ÖVP zu einer „grünen Revolte", 

245) Wochenpresse Nr. 25 vom 21. Juni 1983. 250) Wiener Zeitung vom 22. Dezember 1983. 255) Wiener Zeitung vom 10. März 1984. 
246) Kurier vom 4. August 1983. 251) AZ vom 24. Dezember 1983. AZ vom 14. März 1984. Kurier vom 21. März 1984. 
247) Kronen-Zeitung vom 19. Dezember 1983. 252) AZ vom 4. Jänner 1984. 256) Kurier vom 26. April 1984. 
248) Wiener Zeitung vom 10. Dezember 1983. 
249) Wiener Zeitung vom 19. Dezember 1983. 

253) Kronen-Zeitung vom 6. Jänner 1984. 
254) AZ vom 14. Jänner 1984. 257) Kurier vom 27. April 1984. 
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sowohl die Frauen- als auch die 
Jugendorganisationen hatten zum Sturm 
gegen den Bau des Donaukraftwerkes 
Hainburg aufgerufen. Sie traten für „mehr 
Ehrlichkeit und Glaubwürdigkeit statt 
Lippenbekenntnisse und Tricks" ein. 258l 

Die Anti-Hainburg-Haltung von Wiens ÖVP­
Obmann Busek führte auch in 
Niederösterreich zu Verärgerung. So kritisierte 
der niederösterrreichische ÖVP- Sekretär 
Gustav Vetter „Busek solle sich nicht in 
niederösterreichische Angelegenheiten 
einmischen, da gehe es um zuviel 
Profilierungssucht. " 259

l 

Aufgrund dieser widersprüchlichen Aussagen 
und sachpolitischen Differenzen fand im 
~ovember 1984 eine klärende Sitzung des 
OVP-Parlamentsklubs statt, die zu einem Pro­
Hainburg -Kurs der ÖVP führte. Aber obwohl 
ein Teil der Hainburg-Gegner resigniert hatte 
(Heinzinger „Zug nach Hainburg ist 
abgefahren"), waren die Abgeordneten Hubinek 
und Karas sowie Vizebürgermeister Busek weiter 
gegen Hainburg aktiv. 260J So plakatierte Busek 
als ÖVP-Obmann in Wien, ,,Als Wiens 
Bürgermeister würde ich den Bau von Hainburg 
nicht zulassen" und geriet erneut in Streit mit 
dem Wiener Handelskammerpräsident Dittrich, 
der kritisch feststellte, daß es dazu keine 
Beschlüsse gäbe. 261 l 

Im Jänner 1985 befaßte sich ein „Profil"­
Artikel mit der Situation der ÖVP nach 
Hainburg. Im Vorspann wurde resümierend 
festgestellt: ,,Im Jahre eins nach Hainburg 
verlangt VP-Chef Mock von seiner Partei mehr 

258) Kronen-Zeitung vom 29. Oktober 1984. 
259) Kurier vom 29. November 1984. 
260) AZ vom 30. November 1984. 
261) AZ vom 13. Dezember 1984. 

Toleranz und Disziplin. Er wird wissen, 
warum. " 252l 

Im Gegensatz zu den Parteien hatten die 
Interessenvertretungen der Wirtschaft und der 
Arbeitnehmer frühzeitig an ihrer positiven 
Haltung zum Kraftwerksbau Hainburg keine 
Zweifel aufkommen lassen. Sowohl 
Gewerkschaften als auch Arbeiterkammern 
auf der einen Seite und die 
lndustriellenvereinigung und die 
Bundeswirtschaftskammer andererseits 
nahmen in zahllosen Publikationen und 
Versammlungen die Gelegenheit wahr, auf die 
Notwendigkeit des Ausbaues von 
Wasserkraftwerken hinzuweisen. 

Bereits 1981, also rund ein Jahr nachdem die 
Bürgerinitiative ihren Kampf gegen das 
Donaukraftwerk Hainburg mit kräftiger 
Unterstützung der Zeitungen aufgenommen 
hatte, nahmen 500 Betriebsräte an einer 
Informationsfahrt der AKNÖ und des ÖGB auf 
der Donau teil. Dies war die erste „stille 
Demonstration der schweigenden Mehrheit für 
die weitere Errichtung von Kraftwerken". 263l 

Unter dem Motto „ Wirtschaft-Energie­
Vollbeschäftigung" wurde auf die 
energiewirtschaftliche Bedeutung des 
Kraftwerkes Hainburg hingewiesen. 

Im Juli 1983 meldeten sich erstmals die 
Betriebsräte der am Bau beteiligten Firmen zu 
Wort. Einhellig wurde die Meinung vertreten, 
daß jede Bauverzögerung beim Bau von 
Hainburg zu schweren Problemen am 
Arbeitsmarkt führen würde. 264l 

262) Profil Nr. 4 vom 21. Jänner 1985. 
263) NÖN vom 19. Mai 1981. 
264) AZ vom 14. Juli 1983. 
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Im Dezember 1983 begrüßten sowohl Industrie 
und Wirtschaft als auch Gewerkschaft und 
Arbeiterkammer die prinzipielle Entscheidung 
von Bundesminister Haiden für den Bau des 
Kraftwerkes. 

Im Jänner 1984 wurde die erste gemeinsame 
Konferenz der Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberinteressenvertretungen zum Thema 
Hainburg abgehalten. Sowohl der 
Österreichische Arbeiterkammertag als auch 
die Bundeswirtschaftskammer, die 
Gewerkschaft Metall-Bergbau-Energie, die 
Gewerkschaft der Privatangestellten und die 
NÖ. Arbeiterkammer unterstützten gemeinsam 
die forcierte Nutzung der Wasserkraft in 
Österreich und den Bau des Kraftwerkes 
Hainburg. 265

) 

Am 17. Mai 1984 fand eine Hainburg­
Kundgebung am Heldenplatz in Wien statt. 
50.000 Arbeiter und Angestellte versammelten 
sich, um ihrer Forderungen nach baldigem 
Baubeginn in Hainburg Nachdruck zu 
verleihen. Die Veranstaltung stand unter dem 
Motto „Für Hainburg - gegen sauren Regen" 
und Bundeskanzler Sinowatz sprach in einer 
ersten Reaktion von einer „erfreulichen 
Manifestation ernsthafter Menschen. " 266

) 

Am 5. Juni 1984 lud neben Vertretern von 
Wirtschaft und Industrie, Arbeiterkammer und 
Gewerkschaften auch die Interessenvertretung 
der Landwirtschaft zu einem 

265) Wiener Zeitung vom 20. Jänner 1984. 
266) AZ vom 18. Mai 1984. 

„Expertengespräch über die Nutzung der 
Wasserkraft und das Kraftwerk Hainburg" ein. 

Neben den Interessenvertretungen der 
Arbeitnehmer und der Wirtschft meldeten sich 
auch - in größerem Maße als bei 
innenpolitischen Ereignissen in den letzten 
Jahren üblich - Verantwortliche der 
Religionsgemeinschaften zum Thema Hainburg 
zu Wort. So bezeichnete es Kardinal Dr. König 
als ein „erfreuliches Zeichen, daß sich so viele 
Menschen für die Erhaltung der Umwelt 
engagieren und damit ihren Respekt vor der 
Schöpfung bekunden, deren Erhaltung dem 
Menschen anvertraut ist". 267

) 

Die Abhaltung von Gottesdiensten in der Au 
förderte auch den Zuzug von Aubesetzern und 
sollte den Eindruck der Gewaltlosigkeit 
vermitteln. So ließ die Österreichische 
Hochschülerschaft am Samstag, dem 
15. Dezember 1984, zufrieden berichten: 
„Obwohl das Volksbegehrens-Büro, in den 
letzten Tagen Verhandlungspartner der 
Regierung, keine neuen Besetzer in die Au 
karren will, hat nun die Hochschülerschaft eine 
Messe in Stopfenreuth organisiert. Die 
Gottesdienstteilnehmer, die am Sonntag mit 
einem Sonderzug anreisen werden, haben 
teilweise schon angekündigt, in der Au bleiben 
zu wollen. " 268) Die 4.000 Kraftwerksgegner, die 
zur Au-Messe kamen, wurden auch nicht 
enttäuscht. Mit Parolen, wie „Hattet durch!" 
wurde auch vom Pfarrer der „richtige" Tonfall 
gefunden. 269

) 

267) Kurier vom 21. Dezember 1984. 
268) Kurier vom 15. Dezember 1984. 
269) Kurier vom 17. Dezember 1984. 
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Die politischen Aktivitäten während und nach der Aubesetzung 

3. 5. Die politischen Aktivitäten während und 
nach der Aubesetzung 

Aufgrund der am 26. November 1984 vom 
Land Niederösterreich und am 5. Dezember 
1984 vom Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft erteilten Bewilligungen 
beabsichtigte die Donaukraftwerke AG, am 
1 o. Dezember 1984 mit den Rodungsarbeiten 
in der Stopfenreuther-Au zu beginnen. Bereits 
am 6. Dezember 1984 wurde von den 
Bezirkshauptmannschaften Bruck/Leitha und 
Gänserndorf durch Verordnungen Unbefugten 
der Aufenthalt auf der Baustelle untersagt. 270

l 

Unter dem Titel „Advent in der Au" fand am 
Samstag, dem 8. Dezember 1984, eine 
Sternwanderung nach Stopfenreuth statt, an 
der rund 4.000 Personen teilnahmen. 271 l 

In den Morgenstunden des 10. Dezember 
1984 befanden sich rund 100 
Kraftwerksgegner in der Au, deren Zahl im 
laufe des Tages auf rund 300 anstieg. Nach 
mehrstündigen Gesprächen sahen sich die 
Behördenvertreter und die Gendarmerie 
außerstande, dem sie begleitenden 
Arbeitstrupp die Aufnahme der Arbeit zu 
ermöglichen. Um 13.30 Uhr trafen zusätzlich 
rund 200 Gendarmeriebeamte in der Au ein 
und ermöglichten die Rodung eines etwa 
700 m langen Streifens zur Errichtung eines 
Wildzaunes. 

Am 11. Dezember 1984 befanden sich rund 
3.000 Demonstranten in der Au und vereitelten 
durch die Errichtung von Barrikaden jede 
weitere Rodungstätigkeit und die Exekutivorgane 
sowie die Arbeiter wurden zeitweilig von 
Demonstrantengruppen eingeschlossen. 

270) Bericht des Bundeskanzlers an den Nationalrat vom 23. Jänner 1984. 
271) Flugblatt der Aktionsgemeinschaft gegen das Kraftwerk Hainburg 

Am selben Tag berichtete Innenminister Karl 
Blecha im Nationalrat, und es wurde ein 
Entschließungsantrag angenommen, ,,alles zur 
Wahrung der rechtsstaatlichen Grundsätze der 
Verfassung zu unternehmen, die Streitigkeiten 
über den bewilligten Bau friedlich beizulegen, 
jedenfalls aber die behördlich genehmigten 
Arbeiten zu ermöglichen". 272l 

Tags darauf informierten die Betriebsräte der 
am Bau beteiligten Firmen über ihre Absicht, 
eine Großdemonstration im Augebiet von 
Hainburg durchzuführen, wie sie bereits von 
SP-Klubobmann Wille im Parlament 
angekündigt worden war. 273

l 

Am 12. Dezember 1984 wurden Gespräche 
zwischen Regierungsmitgliedern und 
Vertretern der Kraftwerksgegner 
aufgenommen und nach mehrstündiger 
Sitzung ein Stillhalteabkommen vereinbart, in 
dem die Räumung und die Rodung der Au bis 
Sonntag, den 16. Dezember 1984, ausgesetzt 
wurde. Gleichzeitig erklärten die Vertreter der 
Kraftwerksgegner, von sich aus einen Zuzug in 
die Au weder zu veranlassen noch zu fördern. 

Dennoch setzte ein starker, organisierter 
Zustrom von Demonstranten ein. Am 
13. Dezember 1984 wurde die Errichtung der 
sogenannten Lager 1 bis 5 im wesentlichen 
abgeschlossen, am 15. Dezember 1984 ein 
6. Lager errichtet. 274l 

Am 13. und 14. Dezember 1984 kam es zu 
weiteren Verhandlungen zwischen Regierung 
und Kraftwerksgegnern und auch am 
16.Dezember bemühte sich Innenminister 
Blecha um eine friedliche Beilegung des 
Konfliktes, ohne daß die Kraftwerksgegner zu 

272) Bericht des Bundeskanzlers an den Nationalrat vom 23. Jänner 1984. 
273) Wiener Zeitung vom 13. Dezember 1984. 
274) Bericht des Bundeskanzlers an den Nationalrat vom 23.1.1985. 
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Die politischen Aktivitäten während und nach der Aubesetzung 

einer Befolgung der Anordnungen der 
Exekutive bereit waren. 

Im Gegensatz zu den kompromißlosen 
Verhalten der Kraftwerksgegner reagierte der 
ÖGB im Interesse des sozialen Friedens und 
der demokratischen Verhandlungsbereitschaft 
besonnen. 

Im Interesse des sozialen Friedens 
und demokratischer Verhandlungsbe­
reitschaft haben bisher Gewerkschaft, 
Betriebsräte und Arbeitnehmer der 
vom verzögerten Baubeginn des 
Kraftwerkes Hainburg betroffenen 
Firmen große Geduld und Besonnen­
heit an den Tag gelegt, ,.die Geduld 
dieser Menschen ist aber auf Dauer 
nicht belastbar'', erklärte Samstag 
ÖGB-Präsident Anton Beny11. 

Statt einer Au-Demonstration wurde vorerst 
eine Betriebsrätekonferenz nach Hainburg 
eingeladen. Zur Situation der Betriebsräte und 
Arbeitnehmer stellte ÖGB-Präsident Benya 
fest: ,,Die Geduld dieser Menschen ist aber auf 
Dauer nicht belastbar. " 275

l 

Eine Au-Messe am 16. Dezember 1984 
förderte erneut den Zuzug von Demonstranten. 
Rund 4.000 Kraftwerksgegner nahmen daran 
teil. Während des Tages befanden sich an die 
10.000 „Spaziergänger" in der Au. 276

l 

Am Montag, dem 17. Dezember 1984, 
verhinderten rund 3.000 bis 4.500 
Demonstranten trotz verstärktem Polizeieinsatz 
(900 Beamte) eine weitere Rodung. 
Innenminister Blecha erklärte in einer 
Pressekonferenz, daß die Aubesetzer von 
passivem gewaltfreiem Widerstand zum 
aktiven übergegangen sind. Eine Fortsetzung 
der Arbeiten wäre nur unter Anwendung von 
Waffengewalt möglich gewesen, da die 
Aubesetzer große Lebensmittelvorräte 

275) Wiener Zeitung vom 16. Dezember 1984. 
276) Kurier vom 17. Dezember 1984. 

angelegt, Laufgräben ausgehoben und ein 
Stellungssystem errichtet hätten. 277

l 

Montag vormittag fand in Hainburg eine 
Betriebsrätekonferenz statt, an der 1 .000 
Personen teilnahmen. Eine Resolution, die die 
volle Unterstützung des Bundeskanzlers für 
den Baubeginn, die Aufforderung an alle 
Minister und Mitglieder der Landesregierung, 
ein Bekenntnis für Hainburg abzulegen, die 
Solidarität mit Innenminister Blecha und der 
Exekutive sowie das Ersuchen an den ORF 
und die Printmedien um eine objektive 
Berichterstattung beinhaltete, wurde 
einstimmig angenommen. 278

) Das 
Aktionskomitee für den Kraftwerksbau 
Hainburg, das ursprünglich im Anschluß an die 
Kundgebung einen Demonstrationszug zur 
Baustelle in der Stopfenreuther Au bei den 
Behörden angezeigt hatte, nahm aber über 
Ersuchen der Bundesregierung, jede weitere 
Eskalation zu vermeiden, von der geplanten 
Demonstration Abstand. 

Nach einer Aussprache mit Bundeskanzler 
Sinowatz beschlossen am Dienstag, dem 
18. Dezember 1984, Betriebsräte und 
Gewerkschaftsvertreter, ,, vorerst keine 
Demonstration von Arbeitern und Angestellten 
für das Recht auf Arbeit in der Hainburger Au 
durchzuführen. " 279

l 

Am selben Tag erließen die 
Bezirkshauptmannschaften eine Verordnung, 
nach der am 19. Dezember 1984, 0.00 Uhr, 
das Betreten und der Aufenthalt im gesamten 
Gebiet der Stopfenreuther Au für Unbefugte 
untersagt wurde. 280

) 

277) Wiener Zeitung vom 18. Dezember 1984. 
278) Wiener Zeitung vom 18. Dezember 1984. 
279) AZ vom 19. Dezember 1984. 
280) Bericht des Bundeskanzlers an den Nationalrat vom 23. Jänner 1985. 
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Die politischen Aktivitäten während und nach der Aubesetzung 

Über die Ereignisse am 19. Dezember 1984 
berichtete im Jänner 1985 Bundeskanzler 
Sinowatz an den Nationalrat:281

) ,,Am folgenden 
Tag, dem 19. Dezember, wurde unter 
Exekutivschutz (ca. 1.100 Beamte) um 7.00 Uhr 
mit Schlägerungsarbeiten begonnen, die nach 
Rodung von ca. 4 ha um 13.30 Uhr beendet 
wurden. Für die Rodung war ein Gebiet 
ausgesucht worden, welches von den 
Demonstranten nicht besetzt war, um 
Zusammenstöße zu vermeiden. Nachdem die 
Demonstranten das Arbeitsgebiet ausfindig 
gemacht hatten, stürmten sie dorthin, um die 
Einstellung der Arbeiten zu erzwingen. " 

Gegen den wasserrechtlichen 
Bewilligungsbescheid vom 
Landwirtschaftsministerium erhoben mehrere 
Grundeigentümer aus Stopfenreuth am 
21. Dezember 1984 Beschwerde beim 
Verwaltungsgerichtshof und verbanden damit 
den Antrag auf Zuerkennung der 
aufschiebenden Wirkung. Am selben Tag hat 
die Bundesregierung eine zunächst bis Anfang 
Jänner 1985 befristete Aussetzung der 
Rodungs- und Bauarbeiten bekanntgegeben. 
Am 29. Dezember 1984 wurde auch auf 
weitere Rodungsarbeiten nach dem 4. Jänner 
1985 verzichtet. 

Am 2. Jänner 1985 gab der zuständige Richter 
des Verwaltungsgerichtshofes dem Begehren 
auf aufschiebende Wirkung statt. 

Mit dem Beschluß des 11-Punkte-Programmes 
am 4. Jänner 1985 durch den Ministerat wurde 
durch Bundeskanzler Sinowatz an alle 
Beteiligten und Betroffenen das Ersuchen 
gerichtet, die durch den vorläufigen Aufschub 
des Projektes gewonnene Zeit zu einer 

281) Bericht des Bundeskanzlers an den Nationalrat vom 23. Jänner 1985. 

Überprüfung zu nützen, aber auch neue in die 
Zukunft weisende Lösungen zu finden -
österreichische Lösungen. 282

) Diese 
„Nachdenkpause" führte zu einer Reihe von 
Kommentaren und Stellungnahmen, die 
auszugsweise wiedergegeben werden sollen. 

Unter dem Hinweis auf eine Meinungsumfrage 
- 29 % der Befragten befürworteten die 
Aubesetzung, 47 % waren dagegen - stellte 
Mag. Josef Bauer in den NÖN die provokante 
Frage: 

„Stützt die Mehrheit der Österreicher ein 
Unrechtsystem? Müssen Arbeitslose auf ihr 
Recht auf Arbeit, sozial Schwache auf 
angemessenen Lebensstandard verzichten, 
weil eine Minderheit einen ,Feuchtraum' 
schützen will, der ohnehin zum Austrocknen 
verurteilt ist?" 

Auch die 
Nächdenkpause ist gut und 
nützlich, aber sie muß dazu be­
nützt werden, um zu einer klaren 
und deutlichen Analyse der 
Situation zu kommen. 

Kurt Horak von der „ Welt der Arbeit" 
kommentierte: ,,Auch die Nachdenkpause ist gut 
und nützlich, aber sie muß dazu benützt werden, 
um zu einer klaren und deutlichen Analyse der 
Situation zu kommen. Der Analyse müssen dann 
solche Handlungen folgen, die den verärgerten 
Kernschichten der sozialistischen Bewegung 
wieder Mut und Optimismus geben. Bündnisse 
mit anderen gesellschaftlichen Gruppierungen und 
Bewegungen, wie sie uns unter Kreisky die 
absolute Mehrheit im Parlament brachten, werden 
nur dann sinnvoll und nützlich sein, wenn diese 
Gruppierungen von wichtigen Elementen unserer 
Politik überzeugt werden können, nicht aber dann, 
wenn wir ihr Anhängsel werden." 

282) Bericht des Bundeskanzlers an den Nationalrat vom 23. Jänner 1985. 
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In einem Gastkommentar unter dem Titel „Der 
österreichische Weg nach Hainburg" stellte 
Andreas Wörgötter fest: 

„Nach Hainburg stellt sich die Frage, ob dieser 
österreichische Weg weiter gangbar bleibt. Von 
den Gewerkschaften wurde und wird erwartet, 
daß sie durch Lohnzurückhaltung und 
Kooperation bei der Einführung neuer 
Technologien die Konkurrenzfähigkeit 
gegenüber dem Ausland und die Investitionen 
für neue Arbeitsplätze ermöglichen. Wird dieses 
Potential aber zur Befriedigung eines kollektiven 
Luxuskonsums einer kleinen Minderheit 
mißbraucht, so wird beides mißlingen. " 283l 

Josef Cap meinte in einem „Profil"-Artikel 
,,Meine Partei und Hainburg": 
,,Der SPÖ und dem ÖGB muß klar sein, daß -
wichtiger als das Hainburg-Kraftwerk - immer 
noch ein funktionierender Generationenvertrag, 
eine glaubwürdige Integrationsfähigkeit für neue 
soziale Bewegungen und Ideen und die 
Erhaltung der politischen Führungsfähigkeit 
durch die Absicherung der relativen Mehrheit 
ist. H284) 

„Die Flucht in die Au ist die Flucht vor der 
Zukunft" merkte Fritz Klenner nach den 
Hainburg-Ereignissen an und weiter „ Wenn 
Recht und Gesetz in unserem Land nicht mehr 
gelten sollen, weil es die Stimmen irre geleiteter 
junger Menschen zu gewinnen gilt, dann kann 
eine Entwicklung eingeleitet werden, von der 
man nicht weiß, wie sie einmal endet. Man muß 
den Anfängen widerstehen. Es gibt Situationen, 
die erfordern, daß man das Gemeinsame über 

283) AZ vom 16. Jänner 1985. 
284) Profil Nr. 53 vom 22. Dezember 1984. 

das Trennende stellt und Parteiinteressen 
zugunsten des Staatsinteresses 
zurückstellt. '"285

) 

Nach Meinung von Wissenschaftsminister 
Fischer soll die Nachdenkpause dafür genützt 
werden, ,,umzusteigen von der zweifellos 
erfolgreichen traditionellen Art, wie füher 
Kraftwerke gebaut wurden, zu einer 
Vorgangsweise, die so stark begründet, so 
eindeutig legitimiert und so gut abgesichert ist, 
daß sie eben mit Gegenargumenten und 
Einwendungen auch dann, wenn diese von einer 
Massenzeitung kampagneartig vorgetragen 
werden, fertig werden kann". 286l 

Skeptisch kommentierte P. M. Lingens die 
möglichen Alternativen zum Standort Hainburg, 
„Denn Hainburg ist zum Symbol geworden. Die 
Au-Besetzer wollen ein Signal setzen, daß sie 
grundsätzlich nicht mehr bereit sind, um 
irgendeines ökonomischen Vorteilswillen Natur 
verschandeln zu lassen. Und wo es um Signale 
und Symbole geht, sind - leider - selten 
Kompromisse möglich". 287l 

Der Generalsekretär der 
lndustriellenvereinigung, Professor Krecji, 
antwortete auf die Frage „ Was muß also jetzt 
geschehen?" in Stichworten: 

„Zwentendorf in Betrieb nehmen, weil es die 
sauberste Energie liefert, dann bei allen 
zukünftigen Projekten die ökologische Seite 
rechtzeitig beachten, drittens, man muß sich 
überlegen, wo Wasserkraftwerke noch zu bauen 
sind. "288) 

285) AZ vom 22. Dezember 1984. 
286) AZ vom 12. Jänner 1985. 
287) Profil Nr. 5 vom 28. Jänner 1985. 
288) Wochen-Presse Nr. 2 vom 8. Jänner 1985. 
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Bundesminister Blecha auf seine Lehren aus 
Hainburg befragt, stellte zur SPÖ fest: 
,, .. , daß wir zu den traditionellen Worten der 
Arbeiterbewegung auch eine Reihe vcin neuen 
Worten - die Ökologie - hinzufügen müssen. " 
und zum ÖGB:,, .. dieser hat die große 
Aufgabe und Verantwortung, in einer Zeit der 
Komplettierung dieser Wertskala zu schauen, 
daß die von ihm Vertretenen nicht unter die 
Räder kommen". 289

) 

Und Umweltminister Steyrer meinte, ,,Man 
müsse Kompromisse mit, nicht gegen die Leute 
schließen. Das sind neue Strömungen, denen 
eine Regierung - wenn sie G'spür hat - wo es 
geht, folgen sollte ". 

Kritik an der E-Wirtschaft übte Herbert Lackner 
in der „Arbeiter-Zeitung " 290

): ,,Die 
Energiewirtschaft hat der Politik nicht jene 
Entscheidungsgrundlagen zur Verfügung 
gestellt, die für einen reibungslosen Ablauf des 
Bauvorhabens notwendig gewesen wären. Sie 
hat nicht alle Kompromißmöglichkeiten 
ausreichend erwogen und ihren Rat keineswegs 
nach den Kategorien der Politik, sondern nach 
jenen von Kilowattstunden gegeben." 

Für den SP-Abgeordneten Rupert Gmoser 
waren es komplexe Fragen, die zur Diskussion 
gestellt werden sollen: ,,Geht es bei Hainburg 
nicht um eine Systemkrise? Inwieweit ist die 
repräsentative Demokratie in der Lage, das 
aufzunehmen? Geht es nicht darum, wie man die 
repräsentative Demokratie in eine 
partizipatorische ummodeln kann?"291

) 

289) Kurier vom 8. Jänner 1985. 
290) AZ vom 12. Jänner 1985. 
291) Kurier vom 28. Jänner 1985. 

Am 8. Jänner 1985 sprach sich das ÖGB­
Präsidium für einen umweltschonenden Bau 
eines Donaukraftwerkes bei Hainburg aus, 
weil nach Prüfung verschiedener Varianten 
dieser Standort die geringsten Schlägerungen 
des Auwaldes und die wenigsten 
Erdbewegungen erfordere. Das 11-Punkte­
Programm der Bundesregierung bezeichnete 
der ÖGB als einen „annehmbaren Kompromiß 
zwischen ökonomischer und ökologischer 
Vernunft". 292

) 

Daher bedeutet die Entscheidung für Wasserkraft, ob 
wir Unabhängigkeit in der Energieversorgung vom Aus­
land wollen. Ob wir preiswerte, ständig sich erneuernde 
Energie aus Wasserkraft wollen. 

Es bedeutet auch eine Abstimmung über die Einkom­
menssituation der Schwächsten in der Gesellschaft, für die 
- ungeachtet aller Staatszuschüsse - die Energiekosten 
eine schwere Belastung des Haushaltsbudgets darstellen. 

Im "Kurier" stellte Erwin Frasl Grundsätzliches 
fest: ,,Daher bedeutet die Entscheidung für 
Wasserkraft, ob wir Unabhängigkeit in der 
Energieversorgung vom Ausland wollen. Ob wir 
preiswerte, ständig sich erneuernde Energie aus 
Wasserkraft wollen. Es bedeutet auch die 
Abstimmung über die Einkommenssituation der 
Schwächsten in der Gesellschaft, für die -
ungeachtet aller Staatszuschüsse - die 
Energiekosten eine schwere Belastung des 
Haushaltsbudgets darstellen. " 293

) 

292) Wiener Zeitung vom 9. Jänner 1985. 
293) Kurier vom 12. Jänner 1985. 
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4.ANHANG 

4. 1 Chronologische Darstellung 

11.Mai1981 

Resolution der Präsidenten der Arbeiter-, 
Handels- und Landwirtschaftskammer in 
Niederösterreich zum vorrangigen Ausbau der 
Wasserkraft 

12. Mai 1981 

Informationsfahrt von AK und ÖGB auf der 
Donau unter dem Motto „ Wirtschaft-Energie­
Vol/beschäftigung" 

19. Mai 1983 

Einreichung der Projektunterlagen und Antrag 
auf Erklärung zum bevorzugten Wasserbau 
beim Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft 

31. Mai 1983 

Regierungserklärung 

13. Juli 1983 

Betriebsrätekonferenz in der NÖ. 
Arbeiterkammer betreffend Donaukraftwerk 
Hainburg 

24. November 1983 

Antrag um wasserrechtliche Bewilligung beim 
Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft 

2. Dezember 1983 

Ansuchen um naturschutzrechtliche 
Bewilligung bei den 
Bezirkshauptmannschaften Wien-Umgebung, 
Bruck/L. und Gänserndorf 

22. Dezember 1983 

Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft befürwortet das Ansuchen auf 
Erklärung zum bevorzugten Wasserbau 

19. Jänner 1984 

Gemeinsame Konferenz der 
Interessenvertretungen von Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern in der NÖ. Arbeiterkammer zum 
Thema Hainburg 

17. Mai 1984 

,,Hainburg-Kundgebung" am Heldenplatz, 
50.000 Arbeitnehmer demonstrieren für den 
Bau des Kraftwerkes Hainburg 

5. Juni 1984 

Die Sozialpartner veranstalten ein 
„Expertengespräch zum Donaukraftwerk 
Hainburg und zum Ausbau der Wasserkraft" in 
den Sofiensälen 

20. Juni 1984 

Ablehnung der naturschutzbehördlichen 
Genehmigung in 1. Instanz 

5. Juli 1984 

Berufung gegen den naturschutzrechtlichen 
Bescheid durch die DOKW 

26. November 1984 

Erteilung der naturschutzbehördlichen 
Genehmigung in II. Instanz 

5. Dezember 1984 

Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung 
durch das Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft 



6. Dezember 1984 

Verordnung der Bezirkshauptmannschaften 
Bruck/Leitha und Gänserndorf, die Unbefugten 
den Aufenthalt auf der Baustelle des 
Donaukraftwerkes Hainburg untersagt 

1 0. Dezember 1984 

Beginn bzw. Verhinderung der 
Rodungsarbeiten 

1 2. Dezember 1984 

Beschluß über ein Stillhalteabkommen bis 
Sonntag, dem 16. Dezember 1984 (4-Punkte­
Abkommen zwischen der Bundesregierung 
und Vertretern des „Konrad-Lorenz-Vo/ks­
Begehrens") 

17. Dezember 1984 

Weiterer Versuch, Rodungsarbeiten 
durchzuführen 
Betriebsrätekonferenz in der Amtsstelle 
Hainburg der NÖ. Arbeiterkammer 

18. Dezember 1984 

Verordnung der Bezirkshauptmannschaften 
Bruck/Leitha, Gänserndorf, nach der ab 
19. Dezember 1984, 0.00 Uhr, das Betreten 
und der Aufenthalt der Stopfenreuther-Au für 
Unbefugte untersagt wird 

Chronologische Darstellung 

19. Dezember 1984 

Während der Rodungsarbeiten kommt es zu 
einer Konfrontation zwischen Exekutive und 
Demonstranten 

21. Dezember 1984 

Einspruch des wasserrechtlichen Bescheides 
beim Verwaltungsgerichtshof 
Die Bundesregierung setzt die Rodungs- und 
Bauarbeiten bis Anfang Jänner 1985 aus 

29. Dezember 1984 

Verzicht der Bundesregierung auf weitere 
Rodungsarbeiten auch nach dem 4. Jänner 
1985 

2. Jänner 1985 

Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung der 
wasserrechtlichen Bewilligung (Rodungsstopp) 
durch Verwaltungsgerichtshof 

4. Jänner 1985 

Ministerrat beschließt 11-Punkte-Programm 
und Beginn der „Nachdenkpause" 
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4. 2 Meinungsumfragen - Hainburg 

Die Haltung der Österreicher zu Hainburg hat 
auch die Meinungsforschungsinstitute 
beschäftigt. Nachstehend eine Übersicht der 
veröffentlichten Umfrageergebnisse, wobei 
sich zum Teil deutliche Aussageunterschiede 
aus der Art der Untersuchung wie auch durch 
die Beauftragung unterschiedlicher 
Umfrageinstitute ergeben haben. 

August 1983: 

Im Auftrag des „Kuriers" führte das Gallup­
lnstitut eine Umfrage durch, wobei sich eine 
klare Mehrheit von 54 % der Österreicher für 
den Bau des Donaukraftwerkes Hainburg 
aussprachen, 37 % waren dagegen, 9 % 
haben sich keine Meinung gebildet. Bei den 
Befragten unter 30 Jahren standen 47 % dem 
Bau positiv gegenüber, 47 % waren 
dagegen. 294l 

Oktober 1983: 

Auch die sozialwissenschaftliche 
Studiengesellschaft befaßte sich in einer 
Umfrage mit dem Bau des Kraftwerkes 
Hainburg: 
44 % der Befragten waren für den Bau, 38 % 
antworteten mit „nein" und 17 % waren 
unentschieden. Einzig in Wien wurde der Bau 
(58 % dagegen, 29 % dafür) mehrheitlich 
abgelehnt. 295l 

April 1984: 

Das Meinungsforschungsinstitut IMAS stellte 
im Auftrag des „Kuriers" die Frage: ,,Soll das 
Kraftwerk Hainburg gebaut werden oder nicht?" 
38 % waren für, 33 % gegen den Bau, 29 % 

294) Kurier vom 20. August 1983. 
295) AZ vom 3./4. Dezember 1983. 

gaben keine Meinung ab. Auch bei dieser 
Umfrage zeigte sich, daß die 
Niederösterreicher das Projekt deutlich 
befürworten, wogegen es in Wien auf ebenso 
deutliche Ablehnung stößt. 

Mai 1984: 

Eine Meinungsumfrage des Fessel-Institutes 
zu Hainburg zeigte folgendes Ergebnis: Im 
Vergleich zu einer Umfrage vom Februar 1984 
sank die Zahl der Befürworter des 
Kraftwerksbaues von 39 % (Februar 1984) auf 
31 % (Mai 1984), für einen anderen Standort 
sprachen sich 22 % (Februar 1984), im Mai 
1984 30 % aus. Überhaupt wollten jetzt (Mai 
1984) auf Hainburg 33 %, im Februar 1984 
27 % der Befragten verzichten. 296

l 

Juni 1984: 

Aufgrund einer IMAS-Umfrage konnte 
festgestellt werden, daß sich 47 % für, 30 % 
gegen den Bau von Hainburg aussprachen, 
23 % waren unentschieden. 297

l 

Juli 1984: 

Eine Hainburg-Umfrage des Institutes für 
empirische Sozialforschung (IFES) kam zu 
dem Ergebnis, daß 44 % der befragten 
Österreicher sich für den Bau des Kraftwerkes 
in der geplanten Form, 10 % für den Bau, aber 
in einer anderen Variante, 19 % gegen den 
Bau entscheiden, 4 % hatten keine Meinung 
dazu. Interessant der Vergleich Wien -
Niederösterreich, in Wien waren 37 % dafür, 
17 % für eine andere Variante, 28 % dagegen 
und 13 % waren unentschieden; in 

296) Kronen-Zeitung vom 19. Mai 1984. 
297) Wiener Zeitung vom 11. Juli 1984. 



Niederösterreich waren 53 % dafür, 12 % für 
eine andere Variante, 13 % dagegen und 18 % 

, 298) 
unentschieden. 

Oktober 1 984: 

Im Auftrag der „ Wochenpresse" führte im 
Oktober das Gallup-lnstitut erneut eine 
Umfrage durch. Zu diesem Zeitpunkt meinten 
52 % der Befragten, daß das Kraftwerk 
Hainburg nicht gebaut werden sollte, 42 % 
waren für den Bau und 6 % antworteten mit 
„ich weiß nicht". BE7sonders kraß war die 
Ablehnung in Wien mit 72 %. 299

) 

November 1984: 

In einer Blitzumfrage des 
Meinungsforschungsinstitutes OGM waren 
39 % für Hainburg, 38 % gegen den Bau, der 
Rest der befragten Österreicher war 
unentschieden.300

) 

Dezember 1984: 

In einer Blitzumfrage vom IFES kurz nach den 
Hainburg-Entscheidungen haben 50 % der 
Befragten die Entscheidung für den 
Kraftwerksbau begrüßt, 28 % bedauerten sie 
und 22 % war die Frage gleichgültig. 

298) !FES, im Juli 1984. 
299) Wochen-Presse Nr 46, 13. November 1984. 
300) Kurier vom 2. Dezember 1984. 

Meinungsumfragen - Hainburg 

Jänner 1985: 

Nach den Ereignissen in Hainburg führte das 
IMAS Institut in Linz eine Umfrage durch. Die 
Ergebnisse: 47 % haben sich gegen die 
Aubesetzer in Hainburg ausgesprochen. Nur 
29 % stimmten für die Aubesetzer, 24 % 
zeigten sich unentschieden. 50 % sprachen 
sich für die Notwendigkeit für den Bau 
weiterer KraftwerRe aus, 24 % verneinten 
diese Frage, 26 % zeigten sich unentschieden. 

~ 
Februar 1985 
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